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Für neue Leser/innen:

Die „Proletarische Revolution“ erscheint seit 
2001 (damals „Proletarische Rundschau“). 
Sie will mit revolutionär-kommunistischen 
Positionen in aktuelle Kämpfe und in da-
mit verbundene praktische und theoretische  
Auseinander setzungen eingreifen. So setzt 
sie die Tradition der von den Marxisten-Leni-
nisten Österreichs 1963 gegründeten „Rote 
Fahne“ und der 1972 bis 1980 erschienen 
österreichischen (Wochen-) Zeitung „Klas-
senkampf“ fort. Das Kollektiv Proletarische 
Revolution stellt sich die Aufgabe, durch die 
Verbindung der Erfahrungen und Lehren von 
nahezu 200 Jah ren revolutionärer, interna-
tionaler Arbeiter/innen-Bewegung mit dem 
aktuellen Klassenkampf in Österreich und 
weltweit einen Beitrag zu leisten zur Bewusst-
machung und Revolutio nierung der Arbeiter/
innenklasse im heutigen Österreich.
Die „Proletarische Revolution“ kämpft in 
der Tradition der internationalen revolutio-
när-kommunistischen Bewegung. Diese  hat 

sich vor einem halben Jahr hundert intensiv mit den 
Fehlern der Kommunistischen Partei der Sowjetunion 
auseinandergesetzt und ab Anfang der 1960er Jah-
re einen scharfen Kampf gegen die Wegbereiter des 
bürokrati schen Staatskapitalismus in der Sowjetunion 
geführt. Die theoretische und praktische Verteidigung 
einer marxistisch-leninistische Generallinie für die 
Weltrevolution hat damals zur Gründung neuer, re-
volutionär-kommunistischer Zeitungen und Parteien 
geführt, die sich an der chinesischen Kulturrevolution 
unter Mao Zedong orientierten. Das Kollektiv Proleta-
rische Revolution geht davon aus, dass ohne positive 
Berücksichtigung der theoretischen und praktischen 
Leistungen der chinesischen Kulturrevolution die The-
orie und Praxis der revolutionären kommunistischen 
Bewegung nicht ent sprechend den aktuellen Anfor-
derungen des revolutionären Klassenkampfs weiter-
entwickelt werden können. 
Die „Proletarische Revolution“ bringt in 4 bis 6 
Ausgaben jährlich sowohl agitatorische und pro pa-
gandistische Aufrufe, Stellungnahmen und Redebei-
träge zu aktuellen Kämpfen als auch wissen schaftliche 
Untersuchungen, Analysen und Thesen von öster-
reichischen und international relevanten Parteien und 
Organisationen der revolutionären kommunistischen 
Weltbewegung. 
Die „Proletarische Revolution“ ist unabhängig von 
Staat und Kapital und fi nanziert sich aus schließ lich aus 
Spenden, Abo-Einnahmen und anderen freiwilligen 
Beiträgen. Abo-Bedingungen siehe Umschlag hinten!

Die „Proletarischen Revolution“ kann als pdf-Datei im 
Netz unter <prolrevol.wordpress.com> heruntergela-
den werden.
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Editorial

Diese Nummer berichtet über verschiede-
ne Klassenkämpfe am Ende des letzten 
Jahres, die sich im Jänner fortsetzten: In 
den neokolonialen Ländern des arabischen 
Raums geht der Kampf der Arbeiter/innen 
und Volksmassen weiter (vgl. dazu unse-
ren ausführlichen Artikel mit einer ersten 
Einschätzung). In Indien und Philippinen 
verteidigen die Volksstreitkräfte (PLGA 
und NPA) erfolgreich die Roten Zonen der 
Volksmacht und versetzen den bürgerli-
chen Streitkräften schwere Schläge (vgl. 
die Beiträge am Ende dieser Nummer). In 
der EU gab es z.B. in Ungarn und Rumänien 
am Jahresbeginn große, zum Teil äußerst 
militante Demos gegen Lohn- und Sozial-
kürzungen und den Abbau von demokra-
tischen und Arbeiter/innenrechten. Mehre-
re Flugblätter der IA*RKP beleuchten die 
imperialistische Rolle des österreichischen 
Militärs im Kosovo, greifen politisch in 
den Kampf des medizinischen Personals 
am AKH ein, entlarven die SP-Demago-
gie um die Vermögenssteuer und greifen 
anlässlich des WKR-Balls die berechtigte 
Empörung gegen staatlich geförderte fa-
schistische Umtriebe auf, um die Verbin-
dung zum Kampf gegen den Kapitalismus 
aufzuzeigen. Am Beginn dieser Nummer 
drucken wir den Aufruf der IA*RKP zum 
neuen Jahr nach, der insbesondere Fragen 
der Entwicklung des Klassenkampfs in Ös-
terreich behandelt.

Wir freuen uns über kritische Rückmeldun-
gen, Abobestellungen, Abobezahlungen 
...

Mit kämpferischen Grüßen, 
Kollektiv Proletarische Revolution
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Vor bald 25 Jahren hat die 
Monopolbourgeoisie der 
sogenannten westlichen 
Demokratien das Ende der 
Geschichte verkündet.
Siegessicher interpretier-
ten die bürgerlichen Wirt-
schaftstheoretiker und Poli-
tikwissenschaftler die Krise 
und das schließliche Ende 
der bürokratischen staats-
kapitalistischen Planwirt-
schaft in Osteuropa und der 
Sowjetunion um und sahen 
darin einen „Beweis“ für 
die Stabilität, Unbesiegbar-
keit und Dauerhaftigkeit 
des neoliberalen Konkur-
renzmodells der global täti-
gen Monopolkonzerne des 
OECD-Raums.
Mit ihrem ideologisch ver-
engten Blickwinkel waren 
sie in ihrem Siegeswahn so 
blind für die Realität, dass 
sie einfach nicht erkennen 
konnten, dass die krisen-
hafte Entwicklung und der 
Niedergang des konkurrie-
renden COMECON-Wirt-
schaftsraums im „Osten“ 
ein Teil der Krise des gesam-
ten kapitalistischen Welt-
systems war. Die Krise des 
Kapitalismus im „Osten“ 
gewährte nur eine sehr 
kurzfristige Verschnaufpau-
se für den „Westen“. Aber 
die euphorisierten Sieger 
in der angeblichen „Sys-
temkonkurrenz“  wollten 
nicht erkennen, dass der 
Absturz der konkurrieren-
den Monopolbourgeoisie 
(in Form der bürokratischen 
Bourgeoisie in Osteuropa) 
zwar kurzfristig einen Auf-
schwung im Westen be-
günstigte (nicht aber z.B. 
im OECD-Land Japan mit 
seiner kapitalistischen Dau-
erkrise), insgesamt aber nur 
den ersten Teil einer welt-
weiten katastrophalen Ent-

wicklung ihrer kapitalisti-
schen Weltwirtschaft selbst 
darstellte.
So jubelten die blinden 
Theoretiker und Apologe-
ten der globalen Ausbeu-
terordnung noch vor we-
nigen Jahren, dass die Her-
stellung eines einheitlichen 
Weltmarkts – natürlich un-
ter ihrem Kommando – den 
ewigen Aufschwung und 
Wohlstand zumindest für 
ihre Klasse herbeiführen 
werde, weil die wichtigsten 
Störungen im kapitalisti-
schen Weltsystem durch das 
Ende der staatskapitalistisch 
und planwirtschaftlich ori-
entierten Konkurrenten be-
seitigt sei. Und kurz darauf 
mussten sie 2009 praktisch 
eingestehen, dass ohne 
massive staatliche Eingriffe, 
Planungsmaßnahmen und 
vor allem gezielte staatli-
che Investitionen in Milli-
ardenhöhe („Rettungspa-
kete“ für ihr System) nicht 
nur einzelne Branchen und 
Nationalwirtschaften, son-
dern ihr ganzes Finanz- und 
Währungssystem am Zu-
sammenbrechen war  – und 
ist, denn das Problem ist ja 
bekanntlich nicht beseitigt, 
sondern nur verlagert und 
verschoben worden.
Heute ächzt und kracht das 
ganze gloriose kapitalisti-
sche Weltsystem trotz aller 
massiver Staatseingriffe zu 
Gunsten der herrschenden 
Monopolbourgeoisie und 
ihrer Profi te – die verant-
wortlichen Politiker werden 
immer hektischer, was sich 
unter anderem in den mehr 
als 12 EU-Rettungsgipfeln 
im vergangenen Jahr zeigt.
Oder ist die ganze über die 
Massenmedien verbreitete 
Hektik, das staatlich ver-
ordnete Bangen um Trip-

le-A oder Double-A, das 
Erbleichen der Fernsehmo-
derator/innen über den 
Euro-„Kursverfall“  im Pro-
millebereich nur sorgfältig 
geplante Angstproduktion 
und Massenpanik, um hö-
here Ausbeutungsraten in 
Europa durchzusetzten als 
bei den us-amerikanischen 
oder japanischen Konkur-
renten? Diese Seite spielt 
sicher auch eine Rolle, weil 
anders ist der Widerstand 
gegen verschärften Lohn- 
und Sozialabbau und gegen 
die Beseitigung aller Errun-
genschaften der europäi-
schen Arbeiter/innenklasse 
seit dem Sieg über den Fa-
schismus nur mit dem Ein-
satz direkter und massen-
hafter Staatsgewalt gegen 
die Arbeiter/innenklasse zu 
erreichen. Das könnte aber 
zu größeren politischen 
Troubles für die Herrschen-
den führen.

Wenn das ganze weltweite 
Finanz- und Spekulations-
system plötzlich zusammen-
bricht, wenn alle Hedge-
fonds und Wertpapiere, 
die Schuldverschreibungen, 
Staatsanleihen, bis hin zu 
den kleinen Bausparverträ-
gen plötzlich Null wert sind 
– sind wir dann den Kapita-
lismus los? Ohne politische 
Umwälzung nicht! Denn 
dann gibt es immer noch auf 
der einen Seite die Besitzer 
von Fabriken, Maschinen, 
Transportmitteln, Grundstü-
cken, Gebäuden, Bergwer-
ken usw. (die Kapitalisten) 
und auf der anderen Seite 
die Arbeiter/innen, die an 
den Maschinen der Kapita-
listen arbeiten müssen, um 
zu den lebensnotwendigen 
Waren zu kommen. Die Ka-
pitalisten organisieren mit 

Neujahrserklärung der IA*RKP 2012
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„ihren“ Maschinen, den 
Rohstoffen aus „ihren“ 
Bergwerken und mit „ih-
ren“ Arbeiter/innen die 
Produktion neu. Die Ar-
beiter/innen bekommen 
für ihre Arbeitstätigkeit 
so viel Lebensmittel, dass 
sie sich und ihre Familien 
versorgen  können. Die 
Kapitalisten stecken den 
Mehrwert (nach Abzug 
der Produktionskosten) 
ein, investieren von neu-
em … und das kapitalisti-
sche Ausbeutungssystem 
geht auch nach einem völ-
ligen Finanzkollaps weiter 
(solange es nicht zu einer 
politischen Erhebung der 
Arbeiter/innenklasse und 
grundlegenden Verände-
rung in einer proletari-
schen Revolution kommt).

Aber das heutige, moder-
ne, monopolkapitalistisch-
imperialistische hat sich so 
weit von seiner primitiven 
Grundlage weiterentwi-
ckelt, dass praktisch alle 
großen Konzerne – keines-
wegs nur die Banken, Ver-
sicherungen, Investment-
fi rmen usw., sondern auch 
solche „Produktionsunter-
nehmen“ wie z.B. Siemens 
– mehr Gewinne mit Spe-
kulationen als mit ihrer 
Produktion machen. Das 
heißt, gerade die weltweit 
größten Monopolkonzer-
ne aller Branchen machen 
ihre Profi te auf dem Um-
weg der Spekulation und 
der Übervorteilung ihrer 
direkten Konkurrenten 
oder nicht monopolisier-
ten Betriebe und Bereiche. 
Der ganze Produktionsbe-
reich ist heute weltweit 
– mit Ausnahme der Sub-
sistenzwirtschaften Sub-
sahara-Afrikas, Süd- und 
SO-Asiens – so eng mit der 
Finanz- und Spekulations-

sphäre verwachsen und 
verschmolzen, dass die 
Kapitalisten weltweit zu 
Recht einen „Finanzkol-
laps“ mit einer Katastro-
phe für  das kapitalistische 
Wirtschaftssystem gleich-
setzen. Nur nebenbei 
bemerkt wäre auch das 
staatskapitalistisch-plan-
wirtschaftliche China (fast) 
genauso von einem „Wäh-
rungskollaps“ betroffen, 
weil es z.B. über US-Staats-
anleihen fest mit dem US-
Dollar verbunden ist, und 
seit 2008 auch zunehmend 
mit dem Euro.

Gut, das ist die eine Seite 
der Sache, die Seite der 
Ausbeuter, die wirklich 
schauen müssen, wie sie 
aus dieser Krise vielleicht 
wieder herauskommen 
können. Bekanntlich ist 
der Kapitalismus ein von 
Widersprüchen zerrüttetes 
System, das sich nur auf 
dem Weg regelmäßiger, 
sich immer verschärfender 
Krisen „selbst regulieren“ 
und so reorganisieren 
kann. Dazu müssen mas-
senhaft Produktionska-
pazitäten vernichtet und 
dann wieder erneuert 
werden. Die letzte wirk-
lich große Erneuerungs-
phase war die Zeit nach 
den Zerstörungen im 2. 
imperialistischen Welt-
krieg vor 70 Jahren. Die 
kleine Vernichtungsphase 
Anfang der 1990er Jahre 
im Rahmen der Aufl ösung 
der Sowjetunion und der 
neokolonialen Unterwer-
fung Osteuropas durch 
die EU war offensichtlich 
zu wenig effektiv in ihrer 
Gesamtwirkung, sodass 20 
Jahre später 2008 schon die 
nächste große Weltwirt-
schaftskrise daherkam, die 
den Umfang und die Tiefe 

einer im Kapitalismus übli-
chen Zehnjahres-Krise bei 
weiten übertraf.
Krisen treffen aber be-
kanntlich nicht nur die Ka-
pitalisten und ihre Profi te, 
sondern auch die Arbeiter/
innenklasse. Im Kapitalis-
mus sind die Arbeiter/in-
nen auch immer die Haupt-
betroffenen und Leidtra-
genden. Auch eine noch 
so kampfstarke Arbeiter/
innenklasse eines Landes 
oder mehrerer Länder ei-
ner Region  kann Massen-
arbeitslosigkeit, Sozialab-
bau und Lohnssenkung 
nicht wirklich verhindern 
– solange der Kapitalismus 
nicht überwunden wird, 
und das wieder geht nur 
auf direktem politischen 
Weg mit einer proletari-
schen Revolution. Solange 
dazu aber nicht zumindest 
eine große Minderheit be-
reit ist, bringt die Krise un-
ausweichlich Verschlechte-
rungen für die Arbeiter/in-
nenklasse (und Volksmas-
sen) mit sich.
Im vieldiskutierten Grie-
chenland z.B. kann die Ar-
beiter/innenklasse in ab-
sehbarer Zeit ohne politi-
schen Aufstand und ohne 
Brechen des politischen 
(und ökonomischen) Ein-
fl usses der EU-Imperialis-
ten zwar die Abwärtsspira-
le in der Entwicklung der 
Löhne und Sozialversor-
gung mit kämpferischen 
Maßnahmen bremsen, 
aber nicht aufhalten.
Das kapitalistische System 
hat sich seit dem 1.imperi-
alistischen Weltkrieg und 
der russischen Oktober-
revolution 1917 so weit 
verändert, dass in den im-
perialistischen Metropo-
len selbst, wo die großen 
Konzerne ihre Stammsitze 
haben, keine Hungersnö-

Neujahrserklärung der IA*RKP 2012
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te, kein Massenelend, kei-
ne riesigen Slum-Gebiete 
die kapitalistische Ausbeu-
terordnung permanent in 
Frage stellen. Im Gegen-
teil: Mit einem Teil der Ex-
traprofi te aus den Neoko-
lonien, den wirtschaftlich 
und politisch völlig abhän-
gigen Staaten, wurde und 
wird eine relativ breite 
Oberschicht von Arbeite-
raristokraten überbezahlt 
und bestochen, um die 
spontanen Bewegungen 
und Kämpfe der Arbeiter/
innenmassen niederzu-
halten, zu desorientieren 
und jedenfalls im system-
verträglichen Rahmen zu 
halten. Diese recht stabi-
le arbeiteraristokratische 
Schicht, aus der auch die 
meisten Funktionäre der  
Staatsgewerkschaften und 
angeblichen „Arbeiter-
parteien“ kommen, wird 
auch in der Krise nicht 
verschwinden, wie es auch 
die historische Erfahrung 
der 1930er Jahre bewiesen 
hat. Gerade in einer tiefen 
Wirtschaftskrise, wo die 
Unzufriedenheit breiter 
Teile der Arbeiter/innen 
(einschließlich der kleine-
ren Angestellten) rasch 
zu offener Empörung und 
Massenaktionen führen 
kann,  sind die Arbeitera-
ristokraten und Arbeiter-
bürokraten für die Bour-
geoisie ein unverzicht-
bares Mittel, einerseits 
das Ohr an den Massen 
zu haben und anderer-
seits durch ihre Agenten 
von innen her politisch 
wirksam in die Bewegun-
gen der Arbeiter/innen-
klasse einzugreifen. Auf 
Grund der (politischen) 
Unerfahrenheit der heu-
tigen Kernschichten der 
Arbeiter/innenklasse und 
ihres niedrigen Klassen-

bewusstseins fällt es den 
Arbeiteraristokraten jetzt 
noch besonders leicht, alle 
Überlegungen und Pers-
pektiven einer Gesellschaft 
ohne kapitalistische Aus-
beutung als phantastische 
Träumereien oder dema-
gogisches Abenteurertum 
herunterzumachen.
Auch in den Neokoloni-
en, den Ländern der so-
genannten „zweiten“ 
oder „dritten Welt“, wo 
die Lebens- und  Arbeits-
bedingungen der Massen 
wesentlich ärger sind als 
in dem imperialistischen 
Metropolen, und die Aus-
beutung zur Erzielung von 
Extraprofi ten für die im-
perialistischen Konzerne 
bis zur Unerträglichkeit 
gesteigert wird, haben die 
Unterdrückungsspezialis-
ten seit den Unabhängig-
keitskriegen der 1960er 
und 1970er Jahre neue 
Methoden entwickelt. Wie 
die Situation nach dem 
(vorläufi gen) Ende der 
(meisten) faschistischen 
Regimes in Lateinamerika 
und Subsahara-Afrika oder 
auch die ersten Ergebnisse 
des „arabischen Frühlings“ 
zeigen, sind die Imperialis-
ten seit etwa zwei Jahr-
zehnten dabei, reformisti-
sche Strömungen zu stär-
ken und an die Macht zu 
bringen, die einerseits das 
kapitalistisch-imperialisti-
sche Weltsystem selbst als 
unüberwindbar darstellen, 
gleichzeitig aber deutli-
che „Umverteilung“ und 
viel mehr „Gerechtigkeit“ 
innerhalb des globalen 
Ausbeutersystems als Ziel 
angeben. Die arbeitera-
ristokratische Oberschicht 
ist in den Neokolonien je 
nach Situation im Land un-
terschiedlich ausgeprägt, 
aber jedenfalls wesentlich 

dünner als in den imperi-
alistischen Metropolen. 
Aber zusätzlich wurde 
von den Regierungen der 
imperialistischen Länder 
ein dichtes Netzwerk von 
sogenannten NGOs und 
Entwicklungshilfe-Einrich-
tungen aufgebaut und 
gefördert, deren zum Teil 
wirklich selbstlose Auf-
bauhelfer/innen dazu bei-
tragen, den Volksmassen 
eine erträgliche Zukunft 
im Rahmen des imperia-
listischen Systems des Ne-
okolonialismus vorzugau-
keln (… wenn sie sich nur 
anstrengen, die Landwirt-
schaft im Kleinen ertrag-
reicher machen und nicht 
nach der Volksmacht grei-
fen, weil sonst bleiben die 
Spendengelder aus ….). 
Aufgrund der tatsächlich 
aber immer unerträglicher 
werdenden Zustände in 
den meisten Neokolonien 
fl iehen viele Menschen 
nicht nur vom Land in 
die Slums der Großstädte 
(und von dort möglichst 
in die imperialistischen 
Metropolenländer). In ei-
nigen Ländern vor allem 
Süd- und Südostasiens mit 
großer Landbevölkerung 
unter halbfeudaler Aus-
beutung (und meist relativ 
modernen Stadtzentren) 
konnten sich bewaffnete 
Volksbefreiungsbewegun-
gen in einzelnen Gebieten 
behaupten, wo seit Jahr-
zehnten ganze Landestei-
le von basisdemokratisch 
gewählten Volkskomitees 
verwaltet werden. Die 
zwei wichtigsten Beispie-
le sind Philippinen und 
Indien, wo in den Roten 
Gebieten die Ausbeutung 
des Menschen durch den 
Menschen weitgehend ab-
geschafft ist.
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Vor etwa einer Generation 
haben die Herrschenden 
und ihre Apologeten den 
Endsieg des Kapitalismus 
verkündet und insbeson-
dere in den imperialisti-
schen Metropolen ihre 
ideologische Vorherrschaft 
fast vollständig umge-
setzt. Heute aber stellen 
sich schon wieder viele 
Menschen aus der Arbei-
ter/innenklasse und den 
werktätigen Schichten die 
Frage nach der Alternative 
zu diesem abgewirtschaf-
teten System. 
Wenn wir in der Geschich-
te etwa zwei Generatio-
nen zurückgehen, sehen 
wir, dass sich noch in den 
1970er Jahren große Teile 
der arbeitenden Bevölke-
rung sowohl in Diskussio-
nen als auch im praktischen 
Kampf auf der Straße und 
in der Fabrik mit der sozi-
alistischen Perspektive, ei-
ner Gesellschaft nach dem 
Sturz des Kapitalismus und 
ohne Ausbeutung und Un-
terdrückung für die Volks-
massen, beschäftigt hat. 
(Selbst in der SPÖ wurden 
damals Möglichkeiten ei-
nes sozialistischen Gesell-
schafts- und Wirtschafts-
systems auf Konferen-
zen erörtert - wenn auch 
solche Konferenzen nur 
organisiert wurden, um 
„die Linken“ in der Partei 
zu halten.) In den zahl-
reichen Parteien und Or-
ganisationen, die sich als 
revolutionär und kommu-
nistisch verstanden, ging 
es immer wieder um die 
Frage: Was ist in der Sow-
jetunion falsch gelaufen, 
dass die Arbeiter/innen 
dort nach der Revolution 
und dem Aufbau des So-
zialismus nicht der klas-
senlose Gesellschaft näher 
gekommen sind, sondern 

sich eine neue bürgerliche 
Klasse von Staatsbürokra-
ten, eine neue Bourgeoisie 
an die Macht schwingen 
konnte? 
Auch in der KPÖ hat es 
dazu scharfe Auseinander-
setzungen gegeben, die in 
den 1960er Jahren unter 
anderem zur Gründung 
der Marxistisch-Leninisti-
schen Partei Österreichs 
führte und in den 1970er 
Jahren zur Gründung des 
Kommunistischen Bun-
des. Beide Organisationen 
haben sich in der realen 
Klassenkampfsituation 
dieser Zeit nicht bewähren 
und entwickeln können, 
weil es im Linienkampf 
mit ökonomistischen Strö-
mungen nicht gelang, die 
proletarische-revolutionä-
re Linie durchzusetzen. In 
beiden Fällen stellte sich 
die rechtsopportunistische 
Mehrheit gegen den Par-
teiaufbau, was zu Spal-
tung und Verfall führte. 
Auch alle weiteren Versu-
che, die kämpferischsten 
und klassenbewusstesten 
Aktivist/innen der Arbei-
ter/innenklasse in einer 
revolutionär-kommunis-
tischen Parteiaufbau-Or-
ganisation zusammen zu 
schließen, sind in Öster-
reich bisher nicht recht 
weiter gekommen. Da 
hilft kein Jammern und 
kein Resignieren, sondern 
nur: studieren, propagie-
ren, organisieren – und 
zwar immer in enger Ver-
bindung von Theorie und 
Praxis im Klassenkampf.

Wenn wir auf diesen Punkt 
hinweisen, müssen wir 
aber zwei Fragen im Auge 
behalten, die aus heutiger 
Sicht – unter dem Blick-
winkel der sich massiv ver-
schärfenden Bedingungen 

für die Arbeiter/innenklas-
se in Europa und weltweit 
und der sich spontan ent-
wickelnden Massenbewe-
gungen in  vielen Regio-
nen – von großer Bedeu-
tung sind:
1. Wie können die verschie-
denen – auch innerhalb ei-
nes Landes – zersplitterten 
Bewegungen zusammen-
geführt werden zu einer 
mächtigen Bewegung ge-
gen die herrschende Aus-
beuterklasse? und
2. Wie können wir errei-
chen, dass weder die klei-
nen Arbeiter/innen-Kämp-
fe und Volksbewegun-
gen zu unterschiedlichen 
Forderungen noch eine 
entstehende große Mas-
senbewegung gegen das 
kapitalistische System von 
den Herrschenden desori-
entiert, gespalten und mit 
Demagogie und Waffen-
gewalt niedergeschlagen 
wird?

In Österreich sind die Bedin-
gungen am Jahresbeginn 
2012 für die Entwicklung 
größerer gewerkschaftli-
cher oder demokratischer 
Kämpfe vergleichsweise 
wenig günstig. 
Der Klassenkampf stag-
niert, was auch an den bis-
her ziemlich erfolgreichen 
wirtschaftlichen Raubzü-
gen des österreichischen 
Imperialismus in Osteur-
opa liegt. Die österreichi-
sche Bourgeoisie hat so 
viel Extraprofi t aus den 
Arbeiter/innen dieser Ne-
okolonien herausgepresst, 
wo sie zu den wichtigsten 
Ausbeutern gehört, dass 
vergleichsweise großzü-
gige Sozialleistungen ge-
währt werden, ohne dass 
unsere Arbeiter/innenklas-
se große Kämpfe führen 
müsste. Dazu kommt die 

Neujahrserklärung der IA*RKP 2012
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fast unbestrittene Führung 
der Arbeiteraristokratie 
bei nahezu allen Kämpfen 
und Bewegungen und die 
ideologische Verkommen-
heit der führenden Akti-
vist/innen, die – wenn die 
Arbeiteraristokraten sich 
nicht von selbst aufdrän-
gen – emsig alle möglichen 
Vertreter bürgerlicher und 
kleinbürgerlicher Vereine 
von ÖGB bis ATTAC einla-
den, an ihren Initiativen 
und Bewegungen teilzu-
nehmen. 
Solche Methoden zur 
„Verbreiterung der Be-
wegung“ durch Einbe-
ziehung von bürgerli-
chen „Organisationen mit 
Masseneinfl uss“ werden 
heute nur von wenigen 
Organisationen ausdrück-
lich abgelehnt, und diese 
haben derzeit nur wenige 
Aktivist/innen und gerin-
ge Mobilisierungskraft. 
Trotzdem werden wir um 
die tägliche Kleinarbeit an 
der Basis nicht herumkom-
men, um die geduldige 
Diskussion und Einbezie-
hung von interessierten 
Kolleg/innen und Aktivist/
innen in Aktionseinheiten 
auf verschiedensten Ebe-
nen, immer entlang der 
Leitlinie des Aufbaus der 
Arbeiter/innen-Einheits-
front gegen die Interessen 
und Vorstöße des Kapitals. 
Jede vermeintliche Ab-
kürzung des Weges durch 
„Einbeziehung“ größerer 
Organisationen führt heu-
te direkt in die Arme der 
Arbeiteraristokratie und 
der Bourgeoisie.
Aber auch ein anderer Feh-
ler in organisatorischen 
Fragen ist sowohl bei pro-
letarisch-revolutionären 
als auch bei kleinbürger-
lich-anarchistischen Grup-
pen und Netzwerken stark 

verbreitet: Der weitgehen-
de Verzicht auf die plan-
mäßige und gründliche 
Vorbereitung und Umset-
zung von Aktionseinhei-
ten. Stattdessen wird eine 
von einer Kleingruppe ge-
plante Aktion auf die Ho-
mepage gestellt, wenn’s 
gut geht auch noch per 
Newsletter an die eigenen 
Sympathisierenden gemel-
det … und dann treffen 
sich 5 oder 20 oder 100 
Mobilisierte zu einem Pro-
test, freuen sich, und ge-
hen dann mit dem guten 
Gewissen heim, etwas für 
eine bessere Welt getan zu 
haben. Und in der nächsten 
Woche macht eine andere 
Gruppe „ihre“ Aktion. So 
ein Herangehen an politi-
sche Arbeit hat als Hinter-
grund oft eine sektiereri-
sche Einstellung („wir sind 
die einzig wahren“) oder 
ist Ausfl uss der bürgerli-
chen „Schwarm-Theorie“ 
wonach es gerade nicht 
darum geht, gemeinsam 
klare Kampfforderungen 
zu entwickeln und eine 
gewisse Verbindlichkeit 
der Beteiligten in der Ak-
tion herzustellen, sondern 
blitzartige Zusammenbal-
lungen (Flashmobs) zu ei-
nem Schlagwort zu veran-
stalten. 
Gerade auf ideologisch-
politischer Ebene hat es in 
den vergangenen Jahren 
in Österreich einen auffälli-
gen Niedergang gegeben. 
Nur sehr wenige Aktivist/
innen gewerkschaftlicher, 
demokratischer oder sons-
tiger sozialer Bewegungen 
beziehen sich noch auf di-
alektisch-materialistische 
Analysen der Wirklichkeit, 
in der sie leben und agie-
ren. Kaum jemand kennt 
auch nur die grundle-
gendsten Fakten und Leh-

ren aus über 200 Jahren 
Arbeiter/innenbewegung. 
Nur wenige fragen sich 
auch nur, ob nicht ähnli-
che Probleme und Fragen 
wie heute vielleicht schon 
früher einmal aufgetaucht 
sind und wie sie damals 
behandelt und beantwor-
tet wurden. Die selbstge-
wählte Geschichtslosigkeit 
des Großteils der heutigen 
Zusammenschlüsse und 
Bewegungen ist Ausdruck 
einer maßlosen Selbstü-
berschätzung insbeson-
dere der intellektuellen 
Selbstverwirklicher und ih-
rer Fans. Gesellschaftliche 
Probleme werden daher 
oft nicht aufgeworfen, um 
dafür eine gesellschaftli-
che Lösung zu diskutieren 
und zu fi nden, sondern 
um sich zu inszenieren 
bzw. wichtig zu machen. 
Die ständigen Angriffe 
der Bourgeoisie auf unser 
Lebensniveau und die ge-
ringen Erfolge des Wider-
stands dagegen haben zu 
einer Demoralisierung der 
antikapitalistischen und 
revolutionären Bewegung 
geführt. Neu entstandene 
Gruppen distanzieren sich 
theoretisch und praktisch 
von den (insgesamt eher 
erfolglosen) Klassenkämp-
fen der letzten Jahrzehnte 
und setzen mehr auf kurz-
fristige Spaßaktionen statt 
auf langfristig geplante 
Kampftätigkeit. Theore-
tisch wird das untermauert 
mit individualanarchisti-
schen und spontaneisti-
schen Auffassungen, wo-
nach das eigene Befi nden 
und die eigene Betroffen-
heit im Mittelpunkt jeder 
Aktion stehen soll. Tat-
sächlich entwickelt sich die 
Geschichte der Menschheit 
aber entlang von Klassen-
widersprüchen und Klas-
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senkämpfen. Die Trieb-
kraft jeder gesellschaftli-
chen Weiterentwicklung 
ist heute die Lösung des 
Widerspruchs zwischen 
Arbeiter/innenklasse und 
Bourgeoisie – oder anders 
ausgedrückt: des Wider-
spruchs zwischen gesell-
schaftlicher, weltweit ar-
beitsteiliger Produktion 
durch Lohnarbeiter/innen 
und privater Aneignung 
der produzierten Waren 
durch die Kapitalisten. 
Die bürgerlichen Theoreti-
ker und kleinbürgerlichen 
Schreiberlinge betreiben 
großen Aufwand, die viel-
fältigen Lehren der Ge-
schichte der letzten 100 
Jahre Klassenkämpfe zu 
vernebeln und so den wis-
senschaftlichen Kommu-
nismus auch als Theorie zu 
entstellen und lächerlich 
zu machen.

Unserer Meinung nach 
muss die revolutionär-
kommunistische Theorie 
und Praxis studiert, zusam-
mengefasst und weiter-
entwickelt werden, damit 
wir auch in Österreich wie-
der feste politische Grund-

lagen für unser Eingreifen 
in den sich entwickelnden 
Klassenkampf schaffen. 
Dabei spielen einerseits die 
Erfahrungen aus der Zeit 
des sozialistischen Aufbaus 
und der anschließenden 
bürokratischen Degenera-
tion der Kommunistischen 
Parteien in der Sowjetuni-
on, China, Osteuropa und 
anderen Ländern eine gro-
ße Rolle als auch die Erfah-
rungen der revolutionär-
kommunistischen Parteien 
und Bewegungen in den 
imperialistischen Ländern 
Europas seit 1945.
Wir sind der festen Über-
zeugung, dass auch in 
Österreich wieder star-
ke Kräfte heranwachsen 
werden, die den Kampf 
gegen die herrschende Ka-
pitalistenklasse nicht nur 
als Feilschen um weniger 
Not und mehr Gerechtig-
keit, sondern als Ringen 
um die politische Macht 
zum Sturz der Herrschen-
den und zum Aufbau ei-
ner ganz anderen, einer 
sozialistischen  Gesell-
schaftsordnung unter un-
bedingter Führung durch 
die Arbeiter/innenklasse 

versteht. In diesem Rah-
men sehen wir auch un-
sere Beiträge zum Aufbau 
einer revolutionär-kom-
munistischen Kampfpartei 
der Arbeiter/innenklasse. 
Trotz aller Mängel und Un-
zulänglichkeiten verfügen 
wir auch in diesen Zeiten 
der Verwirrung über pro-
grammatische Grundlagen 
(die wir nicht als fi x und 
fertig betrachten, sondern 
in der revolutionären Be-
wegung zur Diskussion 
stellen), über eine Zeitung 
(die nicht als Publikations-
organ einer festgefahre-
nen politischen Linie kon-
zipiert ist) und über einen 
kleinen Kern von Aktivist/
innen mit jahrzehntelan-
gen Erfahrungen im Klas-
senkampf in Österreich 
(die durch Teilnahme an 
Klassenkämpfen und Be-
wegungen versuchen, eine 
revolutionäre kommunisti-
sche Linie hineinzutragen) 
– also genug, um die gesell-
schaftlichen Widersprüche 
im beginnenden Jahr 2012 
mit kämpferischer Zuver-
sicht aufzugreifen und an 
entscheidenden Stellen 
einzugreifen.

Neujahrserklärung der IA*RKP 2012
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„Arabischer Frühling“ - das 
wurde rasch zum Mode-
wort zur Charakterisierung 
der sich seit Jahreswechsel 
2010/11 entfaltenden und 
- als der Sturz von Ben Ali 
und Mubarak in den Sicht-
bereich der Imperialisten 
rückte - plötzlich auch in 
den imperialistischen Län-
dern wahrgenommenen 
Rebellionen im arabischen 
Raum. Hatten bis dahin 
ungläubiges Staunen über 
die Wucht der Rebellion, 
das Angebot jeder Art 
von Unterstützung gegen 
die Volksbewegungen, 
darunter das von polizei-
licher und militärischer 
„Soforthilfe“ (z.B. Frank-
reichs an Ben Ali), und die 
Hoffnung auf baldige Wi-
derherstellung der „Ruhe 
und Ordnung“ dominiert, 
so zwang irgendwann, 
als die Aufrechterhaltung 
der alten Regimes keine 
realistische Option mehr 
war, die Sorge um den im-
perialistischen Extraprofi t 
dazu, sich neu zu orien-
tieren. Wobei der US-Im-
perialismus bei der „Neu-
orientierung“, jedenfalls 
in Tunesien und Ägypten, 
etwas fl otter und fl exibler 
war als die Erben der alten 

Kolonialisten in Paris und 
London, was dann aller-
dings von letzteren durch 
besonders „energisches“  
Vorgehen in Libyen kom-
pensiert wurde. Der Be-
griff „arabischer Frühling“ 
machte rasch die Runde 
und es freuten sich darü-
ber scheinbar gerade die-
jenigen, die jahrzehnte-
lang und bis zu allerletzt 
die reaktionären pro-im-
perialistischen Komprado-
renregime von Mubarak 
bis Ben Ali und von Gad-
dafi  bis Assad stützten 
und positiv an der Nieder-
haltung und Ausbeutung 
der arabischen Arbeiter/
innen- und Volksmassen 
interessiert und beteiligt 
waren, also - um bei dem 
Bild zu bleiben - die Pro-
fi teure des „Winters“. So-
lange indes die Imperialis-
ten und Reaktionäre (viel-
leicht mit Ausnahme offe-
ner Faschisten wie z.B. der 
Lepenisten in Frankreich 1) 
eine Volksbewegung als 
„Frühling“ loben, haben 
sie diese Bewegung oder 
zumindest den Gang der 
Dinge insgesamt (noch) 
unter Kontrolle (oder 
glauben dies jedenfalls) 
und/oder können sie sie 

zeitweilig für ihre Zwecke 
instrumentalisieren (oder 
glauben dies jedenfalls). 
Andernfalls wäre es kein 
erfrischendes „Frühlings-
lüftchen“, sondern eine 
grauenhafte und gefähr-
liche Bedrohung der „De-
mokratie“ und des „Frie-
dens in der Region“ oder 
sogar (bei der Perspektive 
eines Erfolges einer wirk-
lich volksdemokratischen 
Bewegung) „potentieller“ 
blutrünstiger kommunisti-
scher Terror. 

Eine Revolte, aber 
noch keine Revolution 

Am deutlichsten wird das 
in den beiden Ländern, 
wo der „arabische Früh-
ling“ begann: in Tunesien 
und Ägypten. Im Sommer 
2011 schrie ein tunesischer 
Bergarbeiter voller Wut in 
ein Mikrophon des franzö-
sischen Fernsehsenders TV 
5 Monde, der vor „Revolu-
tions“begeisterung nur so 
triefte: „Die Revolution ist 
bedeutungslos - nichts hat 
sich verändert!“. Er mein-
te damit die soziale Lage 
der Arbeiter/innenklasse 
und der Volksmassen, aber 
ebenso die politische Situ-

Der „arabische Frühling“ 2011 
und die Lage zu Beginn 2012

Teil I: 
Ein Jahr später: Bestandsaufnahme des „arabischen Frühlings“

1 Marine Le Pen, Präsidentin des faschistischen Front National: „Mubarak, Ben Ali, Ghaddafi  - sie waren Dik-
tatoren, sicherlich, aber sie waren immerhin laizistisch.“ In dasselbe Horn stoßen auch die meisten Sozial- und 
anderen „Kolonialdemokraten“ (eine treffende Bezeichnung für Leute, die den (Neo)kolonialismus mit den 
angeblichen Vorzügen der hiesigen „Demokratie“ rechtfertigen), die die „islamistische Gefahr“ für schlimmer 
halten als die alten kolonialfaschistischen Regimes und die betonen, man sehe ja, was bei einer unkontrollierten 
Volksrebellion herauskomme (mit dem Unterton, es wäre besser gewesen, es wäre gar nicht zu dem „arabischen 
Frühling“ gekommen). Das ist nicht erstaunlich: immerhin waren ja die Parteien Mubaraks, die PND, und dieje-
nige Ben Ali’s, die RCD, bis zu deren Sturz Mitglieder der „Sozialistischen Internationale“. 
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ation. Zwar wurde der Ko-
lonialfaschist 2 Ben Ali ver-
jagt, aber der alte Staats-
apparat besteht unver-
sehrt weiter (sogar einige 
kleine Schrammen wurden 
inzwischen wieder aus-
gebessert), nicht einmal 
das politische Regime der 
Kompradorenbourgeoisie, 
ihre konkrete Herrschafts-
form, hat sich nennens-
wert verändert - abgese-
hen davon, dass man jetzt 
seinen Stimmzettel für 
irgendeine der 100 Partei-
en abgeben konnte, wenn 
man dem eine Bedeutung 
beimaß, und man nicht 
mehr zwangsweise für die 
Ben Ali-Partei stimmen 
musste. Der parlamentari-
sche Zirkus hat für die Ar-
beiter/innenklasse und die 
Volksmassen, für die Ent-
faltung des Klassenkamp-
fes um ihre wirklichen In-
teressen keine Relevanz, 
sondern behindert diesen 
vielmehr ideologisch. Sehr 
wohl relevant dagegen ist, 
dass diese oder jene de-
mokratische Freiheit, die 
sich das Volk praktisch und 
faktisch genommen hat 
und die noch nicht wieder 
abgeschafft werden konn-
te, und dass diese oder 
jene immer noch nicht re-
parierte Beschädigung des 

staatlichen Repressions-
apparats einen größeren 
Bewegungsraum für den 
Klassenkampf bietet. Mehr 
hat sich an der objektiven 
Lage seit Jahresbeginn 
nicht geändert. 

Noch schlimmer die Lage 
in Ägypten, wo sich buch-
stäblich überhaupt nichts 
geändert hat. Nicht nur 
sitzen die 12.000 alten 
politischen Gefangenen 
weiterhin im Gefängnis, es 
werden laufend neue „Re-
bellen“ verhaftet, abge-
urteilt, gefoltert und ge-
tötet oder auf der Straße 
und in ihren Wohnungen 
umgebracht. Die Mörder 
und Folterer des Regimes 
dagegen werden nicht 
nur nicht zur Rechenschaft 
gezogen, sondern im Ge-
genteil ermutigt, weiter-
zumachen, und wie frü-
her gezielt vom Regime 
eingesetzt. Der Ausnah-
mezustand wurde nicht 
aufgehoben. Das Streik-
verbot wurde ausdrücklich 
erneuert. Politische und 
gewerkschaftliche Organi-
sationen, die „Klasseninte-
ressen“ verfolgen, bleiben 
in typisch faschistischer 
Manier weiter verboten. 
Irgendwelche vom Mili-
tärregime bezahlte „Mos-

lems“ werden auf die 
Kopten gehetzt (die christ-
lichen Kopten repräsentie-
ren 6 bis 10% der Bevöl-
kerung). Gezielte sexuelle 
Aggressionen gegen Frau-
en, um sie zum Schweigen 
zu bringen bzw. repressive 
Kräfte in ihrer Umgebung 
zu mobilisieren, sind gang 
und gäbe. Von den demo-
kratischen Rechten, die 
sich die Volksmassen zwi-
schen Jänner und März 
2011 einfach nahmen, ist 
nicht mehr allzu viel ge-
blieben und ebenso von 
den Formen der Selbstor-
ganisation der Massen. Es 
ist eine Militärjunta am 
Ruder, völlig identisch mit 
der Militärspitze des Mu-
barakregimes, sogar die-
selben Personen, bloß halt 
ohne Mubarak (und nicht 
einmal der wurde bisher 
abgeurteilt.) Aus Sicht der 
Imperialisten überspannte 
die Militärdiktatur dabei 
zuerst den Bogen, sodass 
man ihr ein „ziviles“ Fei-
genblatt und dann Wahlen 
anempfahl. Die Militärdik-
tatur sollte ein bisschen 
„zivil“ bemalt und verziert 
werden und vielleicht gibt 
es - „wenn alles planmäßig 
läuft“ - bald einmal einen 
aus Wahlen hervorgehen-
den neuen reaktionären 

2 Hier muss kurz erläutert werden, in welchem Sinn wir den Begriff „Kolonialfaschismus“ verwenden. Der Be-
griff „Faschismus“ bezeichnet zunächst einmal eine ganz bestimmte Herrschaftsform der Bourgeoisie in den 
imperialistischen Ländern. Diese wird - zweitens - von den Imperialisten auch in abhängige Länder exportiert 
und bildet dort eine Art Kolonial- oder Neokolonialfaschismus aus. Z.B. war das Pinochet-Regime in Chile ein 
faschistischer verlängerter Arm des US-Imperialismus, welcher „zu Hause“ noch kein faschistisches Regime eta-
blieren wollte oder musste, dies aber in Chile schon für unabdingbar und auch machbar hielt. Faschistisch war 
daher in Chile gar nicht das Pinochet-Regime für sich genommen, faschistisch war vielmehr die Form der Herr-
schaftsausübung durch den US-Imperialismus in Chile vermittels des Pinochet-Regimes. Ohne imperialistische 
Strippenzieher wäre eine banale Militärdiktatur, auch wenn sie mit faschistischen Methoden arbeitet, noch kein 
faschistisches Regime, weil wesentliche Charakteristika entweder dieses Regimes selbst oder seiner imperialisti-
schen Strippenzieher fehlen (Diktatur einer Finanzoligarchie bzw. von Teilen derselben, besondere Aggressivität 
und Expansionismus nach außen, auch eine faschistische Massenbasis …). Für solche Regime verwendete schon 
die Kommunistische Internationale den Begriff des Kolonialfaschismus. Das hat nichts mit der heute weit ver-
breiteten Phrase zu tun, jedes Regime, das sich faschistischer Methoden bedient, als faschistisches Regime zu 
bezeichnen. Man sollte nicht verschiedenste und von ihrem Charakter her ganz unterschiedliche Herrschaftsfor-
men mit ein- und demselben wissenschaftlichen Begriff belegen. Das verdunkelt mehr als es erhellt. Es verstärkt 
den Widerstand nur scheinbar.

„Arabischer Frühling“: Bestandsaufnahme 



Proletarische Revolution 49

11

Block aus Militär und Mos-
lem-Bruderschaft. Dessen 
ungeachtet genießt diese 
Militärjunta die praktische 
(ökonomische, politische, 
diplomatische...) Unter-
stützung des „freien Wes-
tens“, während gleichzei-
tig in ihren Medien über 
die Schlechtigkeit dieses 
Regimes und der Welt im 
Allgemeinen gejammert 
wird.

Zweifellos war, gemessen 
an den tatsächlichen Re-
sultaten und im Verhältnis 
zu den Erwartungen und 
Hoffnungen der Volks-
massen, der politische 
„Frühling“ schon seit dem 
jahreszeitlichen, also seit 
etwa April oder Mai, nur 
mehr ein bescheidenes 
Lüftchen. Die „Revolution“ 
ist in beiden Ländern ste-
ckengeblieben, um nicht 
zu sagen zurückgeworfen 
und droht in der von allen 
Imperialisten und Reakti-
onären so sehr herbeige-
sehnten „Normalisierung“ 
und „Stabilisierung“ zu 
verkommen. Im Gegen-
teil drohen sogar scharfe 
Konterattacken der Re-
aktion und die neuerliche 
Errichtung oder - im Fall 
Ägyptens - Verschärfung 
der kolonialfaschistischen 
Diktatur. In vieler Hinsicht 
ist daher, was die objekti-
ven Verhältnisse betrifft, 
bis heute „alles so wie vor-
her“.
Und dennoch: Es wurden 
niederträchtige und ver-
hasste reaktionäre Re-
gimes, die jahrzehntelang 
unantastbar erschienen, 
gestürzt, einige der übels-
ten Charaktermassen des 
Imperialismus und der 
Kompradorenbourgeoisie 
verjagt, die Staatsappa-
rate beschädigt und teil-
weise erschüttert. Macht-

volle Volksbewegungen 
entstanden, die sich z.T. 
zu regelrechten Aufstän-
den, also bereits relativ 
zielgerichteten und orga-
nisierten Revolten, aus-
wuchsen. Die Massen ha-
ben Lähmung und Furcht 
überwunden und einen 
Eindruck ihrer potentiel-
len Kraft gewonnen. Sie 
haben sich selbständig or-
ganisiert und ansatzweise 
sogar revolutionär-de-
mokratische Organe der 
Volksmacht aufgebaut. 
Sie haben sich aus der Not 
der Situation heraus auch 
erste elementare militä-
rische Strukturen aufge-
baut, Selbstverteidigungs-
komitees und auch Trupps 
zum Sturm auf Bastionen 
der Staatsmacht (wie Po-
lizeistationen in den Ar-
beitervierteln von Kairo, 
Suez und Alexandria). Sie 
haben wichtige Erfahrun-
gen mit falschen Freunden 
und speziell mit der Ar-
mee gesammelt. Niemand 
singt mehr „Volk und Ar-
mee sind eins“, und wenn 
jetzt gesungen wird „Das 
Volk will den Sturz des 
Regimes“, dann ist damit 
jetzt, seit den blutigen At-
tacken im April, Oktober 
und zuletzt November, die 
Militärdiktatur gemeint. 
Insofern ist nicht mehr „al-
les so wie vorher“.

Die Revolten haben zudem 
die ganze politische „Ar-
chitektur“ des Imperialis-
mus im bzw. für den arabi-
schen Raum attackiert und 
ihm heftige Stöße versetzt. 
Der arabische „Schutzgür-
tel“ um den zionistischen 
Vorposten des Imperialis-
mus, den Staat Israel, ist 
verletzlich geworden; die 
strategische Lage Israels 
hat sich verändert und 
wird sich weiter verändern 

und damit auch die Kampf-
bedingungen des paläs-
tinensischen Volkes, das 
nach wie vor einen Brenn-
punkt des internationalen 
Klassenkampfes darstellt. 
Eine Welle der Ermuti-
gung und Begeisterung 
strahlte weltweit auf die 
unterdrückten Völker und 
alle antiimperialistischen 
Kräfte aus. Auch in dieser 
Hinsicht ist nicht mehr „al-
les so wie vorher“.

Spezifi sches 
und Gemeinsames

Fast überall im arabischen 
Raum gärt es. Grosse Re-
volten und teils regelrech-
te Aufstände gab es in 
Tunesien, Ägypten, Liby-
en, Syrien, im Jemen und 
in Bahrain. Aber auch in 
Mauretanien, Marokko, 
Algerien, Djibouti, Pa-
lästina, Jordanien, Irak, 
Oman, Kuwait und Sau-
di-Arabien gab es Streiks, 
Demonstrationen und teils 
bewaffnete Auseinander-
setzungen mit der Staats-
gewalt  - alle wurden sie 
von der Staatsmacht mehr 
oder weniger gewaltsam 
niedergeschlagen. In eini-
gen Fällen mussten die Re-
gimes - trotz gewaltsamer 
Unterdrückung der Bewe-
gungen - der einen oder 
anderen der Forderungen 
nachkommen. Z.B. hob das 
algerische Regime am 24. 
Februar den seit 19 Jahren 
geltenden „Ausnahme-
zustand“ auf und senkte 
die Preise von Grundnah-
rungsmitteln oder senkte 
das mauretanische die Le-
bensmittelpreise um 30%. 
In den Golfstaaten ging es 
auch um Forderungen der 
Arbeitsmigranten nach 
rechtlicher Gleichstellung 
(und gegen den Rassismus). 
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Überall haben die Rebelli-
onen und die dahinter ste-
henden Klassenkräfte ihre 
spezifi schen Charakteris-
tika (ökonomische, sozia-
le, politische, historische 
und kulturelle) und fi n-
den sie jeweils spezifi sche 
Bedingungen vor. Sie sind 
auch mit unterschiedlichen 
Abteilungen des Weltim-
perialismus konfrontiert. 
Auch sind „falschen Ant-
worten“, z.B. ein reakti-
onärer „Islamismus“, un-
terschiedlich ausgeprägt. 
Aber sie alle haben auch 
Gemeinsamkeiten: Überall 
ist eine kolonialfaschisti-
sche Kompradorenbour-
geoisie, Lakaien der Im-
perialisten, an der Macht. 
Überall muss gegen diese 
und ihre imperialistischen 
Strippenzieher gekämpft 
werden. In vielen Fällen 
ziehen diese Bourgeoisien 
einen guten Teil ihres Pro-
fi ts aus der Grundrente, 
speziell der Öl- bzw. Gas-
rente 3. Nirgends  spielen 
feudale oder sonstige vor-
kapitalistische Elemente 
eine dominierende Rolle. 
Überall muss der Kampf 
um Demokratie und ge-
gen den Imperialismus mit 
dem Kampf um die sozia-
len Interessen verbunden 
werden: „Brot und Frei-
heit!“, wobei Freiheit für 
das Volk letztlich immer 
heißt politische, nationale 
und soziale Befreiung. Die 
überall und oft erhobene 
Forderung „Brot und Frei-
heit!“ ist viel konkreter 
und umfassender als nur 
die (mehr oder weniger 
abstrakte) Forderung nach 

„Demokratie“ (und Wel-
ten entfernt von der bloß 
formalen bürgerlich-par-
lamentarischen „Demo-
kratie“, wo das Volk damit 
abgespeist wird, von Zeit 
zu Zeit die Leute wählen 
zu dürfen, die es ver- und 
zertreten). Überall muss 
der revolutionär-demo-
kratische oder volksdemo-
kratische Kampf zum Sturz 
nicht nur dieses oder jenes 
„Regimes“, sondern der 
Kompradorenmacht über-
haupt geführt werden. 
Überall muss die Macht 
der Arbeiter/innenklasse 
im Bündnis mit den Volks-
massen errichtet, der alte 
Staatsapparat zerschlagen 
und müssen die gestürz-
ten Klassen rigoros nieder-
gehalten werden, um die 
wirklichen Aspirationen 
der Massen anzupacken, 
die restlose Beseitigung 
der kolonialfaschistischen 
Diktatur, die Abschütte-
lung des imperialistischen 
Jochs und die soziale Be-
freiung der Arbeiter/in-
nenklasse und des Volkes. 
Überall müssen sich die 
breitesten Volksmassen um 
die Arbeiter/innenklasse 
und unter deren Führung 
zusammenschließen, was 
wiederum nur möglich 
ist in Gestalt der Führung 
durch eine revolutionär-
kommunistische Partei. 
Und überall werden Volks-
macht und politische und 
soziale Erfolge nicht gesi-
chert sein, wenn und so-
lange nicht energisch und 
so rasch als möglich weiter 
gegangen wird zur sozia-
listischen Revolution.

Errungenschaften, Defi -
zite, Lehren der ersten 

Welle der Revolten

Vordergründig scheint es 
vielen, es würde „nur“ 
oder in allererster Linie 
um Demokratie gekämpft. 
Wir reden hier nicht von 
sinnentleerten Wahlen 
und parlamentarischen 
Betrugsmanövern, vom 
Getümmel der Unzahl 
bourgeoiser Parteien, 
von Übergangsregierun-
gen etc., kurz: von all der 
„mühsam herausgefurz-
ten“ (nach einem Ausdruck 
von Marx, daher längst 
in die klassische deutsche 
Hochsprache eingegan-
gen!) „Demokratie“-Pro-
paganda der Imperialisten 
und Kompradoren. Wir 
reden von wirklichen Aspi-
rationen und Sehnsüchten 
der Massen nach wirkli-
cher Demokratie, letztlich 
nach Volksdemokratie und 
Abschüttelung des imperi-
alistischen Jochs. Tatsäch-
lich ist aber der Kampf 
der Arbeiter- und Volks-
massen um Demokratie 
- im Unterschied zu „de-
mokratischen“ Gleichbe-
rechtigungsbestrebungen 
unterprivilegierter Teile 
der Bourgeoisie - stets mit 
dem Kampf gegen Aus-
beutung und Ausplünde-
rung verbunden. Vielleicht 
dass manchem Intellek-
tuellen oder Kleinbürger 
die „Demokratie an sich“ 
ein Wert ist, die Volksmas-
sen haben stets mehr im 
Auge. Ihr Kampf um De-
mokratie hat immer sozi-
ale Triebkräfte. Was nützt 

3 Die Öl- bzw. Gasrente ist nichts anderes als die „Bergwerksrente“ (eine besondere Form der Grundrente), die 
aus der Verfügung über fossile Brennstoffe erwächst. Marx analysiert diese spezifi sche Form der Grundrente im 
„Kapital“, Band III, Kapitel 46: „Baustellenrente, Bergwerksrente, Bodenpreis“. 

„Arabischer Frühling“ 
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alle Demokratie, wenn 
sich die soziale Lage nicht 
ändert? Die Demokratie, 
die Volksdemokratie, die 
proletarische Demokra-
tie gewinnen ihren Sinn 
nur daraus, dass sie Mittel 
zum Zweck der sozialen 
Befreiung sind. Was in kei-
ner Weise die enorme Be-
deutung der Erkämpfung 
(wirklicher, nicht bloß 
formaler, papierener!) de-
mokratischer Freiheiten 
und Rechte schmälert. Die 
imperialistische Propa-
ganda dagegen muss die 
Volksbewegungen, wenn 
sie sie schon nicht verhin-
dern kann, unbedingt auf 
ein paar Versatzstücke der 
bürgerlich-parlamentari-
schen „Demokratie“ be-
schränken.

Die Revolten, Aufstände 
und  Massenbewegungen 
brachen zwar jedes Mal 
aus bestimmten Anlässen 
aus, waren aber natürlich 
nicht ohne Vorgeschich-
te. Sie fi elen nicht wegen 
einer plötzlich ausgebro-
chenen Sehnsucht nach 
Demokratie oder durch 
grenzüberschreitenden 
Funkenfl ug vom Himmel. 
Vielmehr ergaben sich die 
Anlässe gerade aus dieser 
Vorgeschichte (z.B. der 
Kampf um die Befreiung 
der politischen Gefange-
nen in Tunesien, die nach 
den niedergeschlagenen 
Streiks von 2008 verurteilt 
und eingekerkert worden 
waren). Deshalb konnte ja 
der Funke von einem Land 
auf das nächste „über-
springen“. Bloß wurde 
und wird über diese Vor-
geschichte tunlichst ein 

Mantel des Schweigens ge-
breitet. Für die Weltbour-
geoisie und daher auch 
für die Weltöffentlichkeit 
herrschte nämlich bis Ende 
2010 wunderbare „Ruhe 
und Ordnung“ in Tunesi-
en oder Ägypten, nicht die 
Spur eines Makels lag auf 
den dortigen Regimes. 

In dieser Vorgeschichte 
spielte die Arbeiter/in-
nenklasse eine bedeuten-
de Rolle. In Tunesien z.B. 
waren es vor allem mäch-
tige Streikbewegungen 
der Bergarbeiter seit 2002 
und deren brutale Nieder-
schlagung sowie der an-
schließende Kampf um die 
Befreiung der Streikführer 
aus dem Gefängnis, die 
die Revolte vorbereiteten. 
Insbesondere 2008 war 
es neuerlich zu massiven 
Streiks und Betriebsbe-
setzungen und natürlich 
Kämpfen mit der Polizei 
sowie anschließender In-
haftierung, Folterung und 
Aburteilung der Streik-
führer zu langjährigen 
Gefängnisstrafen gekom-
men. Die daraus resultie-
renden Widerstandsbewe-
gungen gegen das Regime 
leiteten nahezu nahtlos 
in die Revolten Ende 2010 
über. Auch in Ägypten 
gingen der Revolte seit 
2007 schwere Kämpfe der 
Arbeiter/innenklasse um 
soziale Forderungen und 
Rechte und um politische 
Bewegungsfreiheit voraus, 
die das Mubarak-Regime 
schwächten und ohne die, 
wenn sie auch selten er-
folgreich waren und oft 
blutig niedergeschlagen 
wurden, die Arbeiter/in-

nenklasse 2010 nicht die 
Rolle hätte spielen können, 
die sie spielte. Auch hätten 
die Revolten, Aufstände 
und Massenbewegungen 
ohne das Eintreten und 
Eingreifen der Arbeiter/
innenklasse in sie einen 
ganz anderen Verlauf ge-
nommen. Ohne die „Face-
book-Generation“ und die 
„gebildeten Mittelschich-
ten“, die der Bourgeoisie 
so am Herzen liegen, he-
rabsetzen zu wollen (vor 
allem dann nicht, wenn 
sie sich an den Revolten 
beteiligen), ist es doch so, 
dass das Eingreifen der Ar-
beiter/innenklasse überall 
die Lebensfrage der Re-
volte schlechthin war und 
ist. Wer griff in Ägypten 
Polizeistationen in den Ar-
beiter- und Volksvierteln 
an und bildete bewaffne-
te Selbstverteidigungsmi-
lizen? Wer versetzte dem 
staatlichen Gewaltapparat 
wirkliche (nicht nur „virtu-
elle“) Schläge, was dessen 
Einsatzfähigkeit erheblich 
beschränkte? Wer trat der 
ägyptischen und tunesi-
schen „Staatssicherheit“ 
wirklich entgegen und 
setzte sie teilweise außer 
Gefecht? Wer organisier-
te örtliche Volkskomitees 
und andere Organe der 
Selbstorganisation? Ohne 
das aktive Eingreifen der 
Arbeiter/innenklasse wä-
ren die Revolten niemals 
so weit gekommen, wie sie 
trotz aller Beschränkthei-
ten doch gekommen sind. 
Es macht eben noch keine 
„Revolution“ aus, sich ge-
genseitig SMS zu senden 
und Fotos per Internet zu 
verschicken4.

4 Zur „Facebook-Revolution“ ist zunächst zu sagen, dass das, was damit üblicherweise gemeint ist, selbstver-
ständlich kein tragendes Element der Revolten war. Das ist nur eine bourgeoise Phantasmagorie, freilich eine 
aus gutem Grund und Interesse, während es schwer vorstellbar ist, dass in den imperialistischen Medien positiv 
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Dennoch hatte die Arbei-
ter/innenklasse nirgends 
die Fähigkeit und Kraft, 
tatsächlich die politische 
Führung der Volksbewe-
gungen zu übernehmen 
und eine richtige proleta-
rische revolutionär-demo-
kratische Linie in diese hin-
einzutragen. Aber immer-
hin bildeten sich vielfach 
Elemente revolutionär-
demokratischer Strategie 
und Organisation heraus: 
Selbstverteidigungs- und 
andere Volkskomitees, Mi-
lizen, Ansätze einer räte-
demokratischen Selbstor-
ganisation der Massen, die 
sie gegen die Chimären 
der bourgeoisen „Demo-
kratie“ entwickelten. Frei-
lich waren das nur erste 
Schritte, aber es ist bemer-
kenswert, wie rasch die Ar-
beiter- und Volksmassen, 
sobald sie einmal losmar-
schieren, ihre Formen der 
Selbstorganisation fi nden 
und entwickeln. Und das 
trotz der extremen Unter-
drückung und Finsternis 
in den Jahrzehnten zuvor. 
Zur Selbstorganisation der 
Klasse gehört auch der 
Aufbau einer unabhängi-
gen Gewerkschaftsbewe-
gung. Teilweise konnte 
dabei an Strukturen schon 
früher bestehender „offi -
zieller“ Gewerkschaften 
angeknüpft werde, in de-
nen die kämpferischen 
klassenbewussten Arbei-
ter richtigerweise eben-
falls arbeiteten. So konn-
te das Basisnetzwerk der 

tunesischen UGTT für die 
Volksbewegung genutzt 
werden, obwohl - selbst-
verständlich - die reakti-
onäre Führung dagegen 
hielt. Als sofort nach der 
Verjagung Ben Ali’s auch 
zwei UGTT-Bonzen als Mi-
nister in den Übergangsrat 
kooptiert wurden, wurden 
sie von der Basis gezwun-
gen, ihre neuen Posten 
wenige Tage darauf schon 
wieder aufzugeben, da 
der Übergangsrat zu Recht 
als „Nachfolger“ Ben Ali’s 
und daher eine Mitarbeit 
in diesem als „Verrat an 
der Revolution“ betrach-
tet wurde. Auch in Ägyp-
ten gab es rasch Ansätze 
zum Aufbau einer neuen, 
von der Staatsmacht unab-
hängigen Gewerkschafts-
bewegung, die den Klas-
senkampf vorantreiben 
und nicht abschwächen 
wollte (siehe z.B. das 8-
Punkte-Forderungspro-
gramm „Wandel, Freiheit, 
soziale Gerechtigkeit!“ 
der „Arbeiterkoalition der 
25.Jänner-Revolution“: 
sofortige Beendigung des 
Militärregimes und Bil-
dung einer „vom alten 
Staatsapparat völlig unab-
hängigen Zivilregierung 
zur Leitung der Revoluti-
on“, sofortige Aufhebung 
des Ausnahmezustandes, 
sofortige Freilassung aller 
politischen Gefangenen, 
Aufl ösung der Geheim- 
und Sicherheitsdienste des 
Mubarak-Regimes und Be-
strafung aller, die an der 

Unterdrückung des Volkes 
und Folter teilgenommen 
haben, gerichtliche Abur-
teilung der Figuren, die 
die Korruption und die 
Konfi skation von Volks-
vermögen symbolisie-
ren, Aufl ösung  der alten 
Staats„gewerkschaften“, 
volle Gewerkschaftsfrei-
heit, Wiedereinstellung 
aller aus politischen Grün-
den Entlassenen, Mindest-
lohn, Schaffung einer Sozi-
alversicherung und - im 8. 
und letzten Punkt - noch 
einige gut gemeinte, aber 
illusorische Wünsche wie 
„gerechte Löhne“ und 
„Recht auf Arbeit“). 

Nach der ersten Welle der 
Revolten, soweit diese 
nicht unmittelbar nieder-
geschlagen und unter-
drückt werden konnten, 
geht das ganze Sinnen 
und Trachten der Reak-
tion dahin, den alten 
Staatsapparat möglichst 
weitgehend unversehrt zu 
erhalten bzw., soweit be-
schädigt, rasch wieder zu 
reparieren und wiederauf-
zubauen. Weil das ohne 
Einbeziehung des alten 
Unterdrückerpersonals, 
ohne die alten Bürokraten 
und Experten nicht geht, 
wird „nationale Versöh-
nung“ getrommelt (sogar 
in Libyen geht das „nati-
onale“ Übergangsregime 
davon aus, dass ohne brei-
teste Beteiligung der Gad-
dafi -Leute „kein Staat zu 
machen ist“). Alle Elemen-

oder wenigstens neutral über kämpfende Arbeiter- und Volksmilizen berichtet würde, die sich bewaffnen, die 
Staatsmacht attackieren und sich nicht mit ein paar hingeworfenen Brocken „Demokratie“ abspeisen lassen. 
Ein bloßer Blogger ist viel pfl egeleichter. Dazu kommt aber leider, dass die vielgerühmten neuen „sozialen 
Netze“ meist dazu führen, dass man der Staatsmacht eine offene Flanke bietet. Es gibt nichts Bequemeres für 
die „Staatssicherheit“ als diese Art von  unfreiwilliger „Selbstanzeige“ von „Rebellen“. Noch schlimmer, wenn 
solche „sozialen Netze“ direkt von der Staatsmacht und den Imperialisten „inspiriert“ sind und in die Bewe-
gungen eingeschleust werden. Auch das gibt es und nicht umsonst war die CIA direkt an der Schaffung z.B. von 
facebook (sogar mit einem beträchtlichen Kapitalanteil) beteiligt.

„Arabischer Frühling“ Bestandsaufnahme
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te von revolutionär-demo-
kratischer Selbstorganisa-
tion des Volkes, die Volks-
komitees und Milizen, 
müssen dagegen so schnell 
wie möglich aufgelöst 
werden. Wo sich die „Re-
bellen“ bewaffnet haben, 
müssen sie dringend ent-
waffnet werden, denn es 
könnte ja sein, dass sie sich 
ihre „Revolution“ nicht so 
einfach wegnehmen oder 
„konfi szieren“ (wie ein tu-
nesischer Kämpfer es aus-
drückte) lassen. Das gilt 
besonders für Libyen, aber 
auch für den Jemen, wo 
die Volksmassen in gro-
ßem Stil bewaffnet sind, in 
geringerem Umfang auch 
für ägyptische Arbeiter-
milizen, die Anfang 2010 
Polizeistationen gestürmt 
und sich deren Waffen 
bemächtigt hatten. Die 
demokratischen Aspira-
tionen der Arbeiter- und 
Volksmassen müssen von 
Fragen der wirklichen De-
mokratie, also der Volks-
demokratie, abgelenkt 
und auf bourgeoise Chi-
mären hingelenkt werden: 
die Absetzung eines Prä-
sidenten, die Aufl ösung 
bzw. Umbenennung der 
bisherigen Präsidenten-
partei, Parlamentswahlen, 
ein paar Änderungen an 
der alten oder sogar eine 
neue Verfassung (ebenfalls 
wieder eine reaktionäre, 
bloß vielleicht ein biss-
chen gesäuberte, z.B. um 
das Präsidentenamt auf 
Lebenszeit und ähnlichen 

Kram), Volksabstimmun-
gen über nebensächliche 
Fragen. Und sie müssen 
vor allem von der Befrei-
ung vom Joch des Impe-
rialismus und von allen 
sozialen Aspirationen ab-
gelenkt werden, denn der 
ganze „demokratische“ 
Zauber samt Umfärben 
von Bourgeoispolitikern 
und Parteien dient ja nur 
dazu, die sozialen Arbeits- 
und Lebensverhältnisse 
nicht zu verändern und die 
neokoloniale Abhängig-
keit aufrechtzuerhalten. 
Aber selbst in Fragen, die 
theoretisch durchaus im 
Rahmen eines bürgerlich-
demokratischen Regimes 
gelöst werden könnten, 
fahren die diversen Über-
gangsregimes einen  har-
ten Kurs. So wurden we-
der in Ägypten noch in 
Tunesien die politischen 
Gefangenen freigelassen, 
auch nicht diejenigen, die 
während der Revolten ein-
gesperrt wurden. Es wur-
de keiner der Funktionäre 
und Agenten des staat-
lichen Gewaltapparats, 
auch nicht die Mordbuben 
und Folterer, zur Rechen-
schaft gezogen. Der Aus-
nahmezustand ist bis heu-
te in Ägypten nicht aufge-
hoben. Nicht einmal diese 
elementarsten Forderun-
gen der Massenbewegun-
gen wurden erfüllt, man 
kann daher nicht einmal 
von einer „Beschränkung“ 
der Volksaspirationen auf 
eine formale bürgerliche 

„Demokratie“ sprechen. 
Dafür wird das Theater ei-
ner Gerichtsverhandlung 
gegen Mubarak abgezo-
gen und werden die Mas-
sen für Wahlen mobilisiert, 
bei denen es um nichts 
geht. Auf diejenigen, die 
sich gegen diese Entwick-
lung stellen, wird schon 
wieder geschossen und 
sie werden schon wieder 
eingesperrt. Das hat damit 
zu tun, dass die heutigen 
Übergangs-Machthaber - 
jedenfalls die in Tunesien 
und Ägypten, in Libyen 
könnte es mit einigen lo-
kalen Kommandanten der 
„Rebellenarmee“ etwas 
komplizierter sein - alle-
samt aus der alten Kom-
pradorenbourgeoisie und 
dem alten Staatsapparat, 
zumindest aber aus alten 
„Eliten“ hervorgegangen 
sind. Und wer sägt schon 
freiwillig an dem Ast, auf 
dem er sitzt.

Leider scheint die „Revolu-
tion“ dort, wo sie begann, 
in Tunesien und Ägypten, 
steckengeblieben zu sein. 
In Bahrain wurde sie mit 
Hilfe saudischer Truppen 
und in enger Abstimmung 
mit der US-Botschaft blu-
tig unterdrückt. Die Lage 
im Jemen können wir 
nicht wirklich beurteilen. 5 
Auch in Syrien hält der 
Widerstand an und er ra-
dikalisiert, organisiert und 
bewaffnet sich. (Libyen 
ist aufgrund der direkten 
imperialistischen Interven-

5 Wie sind die Entwicklung im Jemen, der Rücktritt Saleh’s (im Austausch gegen Immunität) und die „Übergangs-
vereinbarungen“ zu beurteilen? Schafft das die ersehnte imperialistische „Ruhe und Ordnung“? Wie entwickelt 
sich die Volksbewegung unter den neuen Bedingungen? Wenn sie sich weiter entwickelt, wie verläuft dann die 
Spaltung der Armee und was bedeutet sie, d.h. in was spaltet sich die Armee und wie stehen die „Deserteure“ 
zur Volksbewegung?



16

tion und des langen und 
heftigen Bürgerkriegs ein 
gesondertes Kapitel.)

Von einer Revolution im 
wirklichen Sinn kann bis-
her noch in keinem Land 
die Rede sein 6. Aber es 
ist noch nicht aller Tage 
Abend. Wir sahen bisher 
ja nur eine erste Welle an 
Revolten, die jedenfalls 
deutliche Vorboten wenn 
nicht schon Ausdruck einer 
tiefen potentiell revolutio-
nären Gärung sind. Kann 
sein, dass sich diese ers-
te Welle für eine gewisse 
Zeitlang im Sand verläuft, 
kann aber auch sein, dass 
sie nur der Vorläufer noch 
viel heftigerer Ausbrüche 
in naher Zukunft ist 7.

Zur Rolle des 
„Islamismus“ …

Mit dem „Islamismus“, 
also dem „politischen Is-
lam“, sind gemeint ideolo-
gisch-politische Strömun-
gen, die die Volksmassen 
durch eine reaktionäre 

„islamische“ Orientierung 
ideologisch fesseln wol-
len, um in Wahrheit das 
imperialistische Kompra-
dorensystem zu festigen 
und zu schützen. Diese 
Strömungen waren schon 
in der Vergangenheit al-
lesamt Kreaturen des Ko-
lonialismus oder Neokolo-
nialismus und stets daran 
interessiert, sich mit den 
Machthabern à la Muba-
rak oder Ben Ali in ein ge-
meinsames Bett zu legen 
(obwohl sie teilweise von 
diesen als unerwünschte 
Konkurrenz auch verfolgt 
wurden) und sind dies bis 
heute. Die Moslem-Bru-
derschaft in Ägypten z.B. 
wurde 1927 vom engli-
schen Kolonialismus ge-
schaffen, seit Sadat von 
den ägyptischen Macht-
habern in den Staatsappa-
rat integriert, Sadat und 
Mubarak überließen ihr 
große Teile des Schul- und 
Ausbildungswesens, der 
Gerichte und des Fernse-
hens. Sie sind entschiede-
ne Gegner jeder sozialen 

„Revolution“, jeder auch 
nur ernsthaften sozialen 
Reform, sie sind alle (d.h. 
in allen ihren Spielarten) 
bedingungslose Anhänger 
(und Profi teure!) des Ka-
pitalismus und des kapita-
listischen Privateigentums 
sowie der Unterordnung 
unter den Imperialismus, 
alle sind sie eingefl eischte 
Feinde der Arbeiter/innen-
klasse und des Klassen-
kampfes, für das Streik-
verbot usw., alle sind sie 
unbedingte Verteidiger 
der Stabilität und Unver-
sehrtheit der Staatsmacht. 
Sie wollen bloß auch selbst 
an diesem wirtschaftlichen 
und politischen System be-
teiligt werden8. Sie sind 
daher ihrem politischen 
und Klassencharakter nach  
„natürliche“ Verbündete 
des Imperialismus, denn 
ihre oben angeführten 
„handfesten“ Charakte-
ristika sind dem praktisch 
denkenden Kapitalisten 
(im Unterschied zu seinem 
nur auf Propagandazwe-
cke berechneten Ideolo-

6 Um das zu sehen, braucht man kein Kommunist sein. „Ich glaube nicht, dass es sich (Anm.: in Ägypten und 
Tunesien) um eine Revolution handelt... Die Revolution, wie ich sie verstehe, und in ihrem historischen Sinn ist 
ein umfassendes Unterfangen. Bis jetzt sahen wir aber nur einfach den Sturz einiger Machthaber, ohne dass 
die Strukturen der Macht umgestürzt worden wären.“ (Adonis, syrischer Dichter, zitiert nach „Afrique Asie“, 
November 2011). Bloß weil einige Bourgeois von „arabischer Revolution“ sprechen, um damit auszudrücken, 
dass eh schon unendlich viel erreicht sei und es mit der Revolte jetzt endlich genug sein müsse, muss man das ja 
nicht nachplappern. „Revolution“ - das ist zu einem völlig inhaltslosen Bourgeoismodewort geworden. Bisher 
kann nirgends im arabischen Raum von einer Revolution die Rede sei, auch nicht von einer „begonnenen“ oder 
„halben“ oder „unvollständigen“, und daher auch nicht von einer „Verbürgerlichung der Revolution“ oder 
einer „Konterrevolution in der Revolution“. 

7 Deshalb muss man nicht gleich die Bodenhaftung verlieren und die Entwicklung im arabischen Raum für 
„die erste revolutionäre Welle der neuen welthistorischen Periode“, die seit der Krise ab 2008 begonnen hätte 
und den endgültigen „Übergang des kapitalistischen Systems zu einer Etappe des Zerfalls und Niedergangs 
(markiert)“ (RKOB, „Die halbe Revolution“, August 2011) Diese euphorische Einschätzung (nämlich nicht der 
historischen Perspektive des Kapitalismus, sondern der aktuellen Situation)  hängt mit der „Anbetung der Spon-
taneität“ zusammen, die der Text betreibt. (Ansonsten enthält er übrigens - abgesehen von den bekannten 
trotzkistischen theoretischen Aberrationen - auch viel Interessantes und Richtiges, das sich wohltuend von dem 
vielen „linken“ Bockmist unterscheidet, der zur arabischen und speziell zur libyschen Frage ausgebracht wird.) 

8 Die von Marx 1847 gegeißelten „sozialen Prinzipien des Christentums“ („Der Kommunismus des ‚Rheinischen 
Beobachters’“, MEW 4, S.200) scheinen auch den „Islamisten“ auf den Leib geschrieben - siehe dazu Kasten. 
Die „etwas jämmerliche Miene“ bezüglich der Lohnsklaverei gehört inzwischen natürlich der Vergangenheit an 
bzw. fi ndet heute ihre Fortexistenz allenfalls nur in einigen (für sich isoliert genommen übrigens oft durchaus 
ehrenwerten)  „sozialen Engagements“ gegenüber Obdachlosen oder Asylanten. 

„Arabischer Frühling“: Islamismus, Islam
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gen) wichtiger, als ob die 
Scharia eine Rolle spielt 
und die Frau die Burka 
tragen muss. Der einzige 
Widerspruch, der zeitwei-
lig ein bisschen Sand ins 
Zusammenarbeitsgetriebe 
bringen kann, ist der für 
die „Islamisten“ zwar nur 
propagandistisch, aber 
doch wichtige Bezug auf 
die „nationale Würde“. 
Aber ihre „Würde“ ist na-
türlich etwas ganz anderes 
als nationale Befreiung 
und Unabhängigkeit, sie 
ist nur ein ideologisches 
Konstrukt und man hat 
noch immer eine Lösung 
gefunden (wie ja auch die 
frühe „antikapitalistische“ 
Rhetorik der Faschisten die 
Kapitalisten nicht davon 
abgehalten hat, in den 
Faschisten „ihre Leute“ zu 
erkennen). Heute, unter 
den gegebenen Umstän-
den, angesichts der mas-
siven Volksbewegungen 
tritt der „politische Islam“ 
in verschiedenen Formen 
auf. Es gibt die offen und 
extrem reaktionären Strö-
mungen, z.B. die Salafi s-
ten, in Ägypten etwa in 
Gestalt der Al-Nour Partei. 
Das sind nicht nur fi nsters-
te Dunkelmänner, son-
dern - sehr profan - von 
Saudi-Arabien fi nanzierte 
faschistische Schlägerban-
den, die auf Streikende, 
Demonstranten, sich am 
öffentlichen Leben betei-
ligende Frauen, koptische 
Christen usw. losgelassen 
werden und dabei häu-
fi g in Abstimmung oder 
sogar im Auftrag mit der 
Militärdiktatur arbeiten. 
Es gibt es aber auch Strö-
mungen, die einen „ge-
mäßigten“ und „moder-
nen Islam“ predigen, dar-

unter momentan wichtige 
Teile der Moslem-Bruder-
schaft. (Und es gibt auch 
Strömungen unter den 
Anhängern islamischen 
Glaubens, z.B. einen Teil 
der Sufi sten, die bürger-
lich-liberal und laizistisch 
ausgerichtet sind: für die 
Trennung von Kirche und 
Staat, für Religionsfreiheit 
(wichtig angesichts der 
großen koptischen Minori-
tät), für bürgerliche Rech-
te, manchmal sogar auch 
für solche für die Frauen. 
Sie spielen keine bedeu-
tende Rolle im derzeiti-
gen politischen Getriebe, 
könnten aber eine strate-
gische Neutralisierungsre-
serve, vielleicht sogar eine 
aktive Reserve im Kampf 
gegen die „islamistische“ 
Reaktion darstellen.) Von 
den „gemäßigten Islamis-
ten“ orientieren sich viele 
angeblich oder wirklich 
am Vorbild der türkischen 
AKP, aber das deutet kei-
nesfalls zwingend auf ir-
gendeine Ähnlichkeit hin, 
sondern refl ektiert nur das 
gewachsene Gewicht und 
„Ansehen“ der Türkei im 
arabischen Raum wie auch 
in der internationalen Are-
na und ihre veränderte ge-
opolitische Positionierung, 
kurz: die Nützlichkeit und 
Zweckmäßigkeit für diese 
Kräfte, sich als der türki-
schen AKP nahestehend 
auszugeben. Klassenmä-
ßig betrachtet, refl ektie-
ren diese Strömungen, so-
fern ihr neues Image nicht 
nur Lug und Trug ist, die 
Interessen solcher Teile der 
Bourgeoisie, die unter den 
alten Regimes an den Rand 
gedrängt und von den 
Privilegien ausgeschlos-
sen waren, darunter auch 

Elemente, die sich erst im 
letzten Vierteljahrhundert 
im „privaten Sektor“ und 
in Widerspruch zum büro-
kratischen Finanzkapital 
entwickelt haben. Die to-
tale Beherrschung z.B. der 
tunesischen oder ägyp-
tischen (aber natürlich 
auch der algerischen usw.) 
Wirtschaft durch eine Art 
„staatsmonopolistische“ 
bürokratische Komprado-
renbourgeoisie ist diesen 
Elementen, aber auch Tei-
len der Weltbourgeoisie 
ein Dorn im Auge, näm-
lich denen, die auf diese 
Art das Nachsehen haben. 
In Ägypten z.B. dominiert 
der US-Imperialismus, in 
Tunesien der französische. 
Leicht zu begreifen, dass 
es immer auch andere 
Imperialisten gibt, die an 
mehr „Öffnung“ und „Li-
beralismus“ interessiert 
sind, weil sie auch  zum 
Zug kommen wollen. Der 
IWF ist der Wortführer die-
ser Interessen in einer the-
oretisierten Form, eine Art 
globaler „ideeller Gesamt-
kapitalist“ in dieser Frage. 
Er drängt daher auch jetzt 
die „Übergangsregierun-
gen“ in diese Richtung. 
„Nach der Revolution 
kommt - die Privatisation“ 
überschrieb die „Monde 
Diplomatique“ einen kri-
tischen Artikel über die 
IWF-Politik gegenüber 
dem „arabischen Früh-
ling“. Aber auch im Inne-
ren dominieren bestimm-
te historisch gewachsene 
Bourgeois-Fraktionen, de-
nen gegenüber im Laufe 
der Jahrzehnte im Zuge 
der zunehmenden Inte-
gration der Wirtschaft in 
das immer mehr globa-
lisierte imperialistische 
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Weltsystem auch Konkur-
renz erwachsen ist9. Die-
ser internationalen und 
nationalen Konstellation 
entsprechen im Inneren 
dieser Länder jeweils ent-
sprechende Fraktionen der 
Kompradorenbourgeoisie. 
Die „modernen Islamis-
ten“ machen sich gerne zu 
Wortführern dieser Frak-
tionen der Bourgeoisie. 
Daher auch die große Affi -
nität eines guten Teils der 
oberen kleinbürgerlichen 
Mittelschichten (Advoka-
ten, Finanzexperten, Me-
dienleute, auch Ärzte…) 
zu ihnen.

Gemeinsam ist den „mo-
dernen“ und den „funda-
mentalistischen“ „Islamis-
ten“ wie gesagt die hun-
dertprozentige Verfech-
tung des kapitalistischen 
Privateigentums und des 
Profi tsystems und die hun-
dertprozentige Ablehnung 
jeder Artikulation von 
Klasseninteressen der Ar-
beiter/innenklasse und des 
Volkes und des Klassen-
kampfes. Gemeinsam ist 
ihnen, dass diesen Grund-
fragen gegenüber die Fra-
ge, wie der Profi t gemacht 

wird, völlig in den Hinter-
grund tritt. Ob der Profi t 
nur aus dem imperialisti-
schen Profi t abgezweigt 
wird, also nur ein Kompra-
dorenprofi t ist, ist ihnen 
- genau wie den alten Re-
gimes - egal, Hauptsache, 
sie haben Zugriff auf ihn 
und der Zaster stimmt. Das 
Problem der neokolonia-
len Unterwerfung des Lan-
des ist ihnen - abgesehen 
vielleicht von ein bisschen 
nach außen zur Schau ge-
tragenem Getue um die 
„nationaler Würde“ - kein 
Problem. Das enge Zusam-
menspiel dieser Kräfte, 
insbesondere bzw. noch 
viel reibungsloser der 
„modernen“ oder „gemä-
ßigten“, mit Imperialismus 
und Neokolonialismus und 
das heißt natürlich ihre 
Unterwerfung unter die-
sen in ökonomischer und 
sozialer (nicht unbedingt 
auch in ideologischer und 
politischer) Hinsicht, ist of-
fensichtlich. Sie sind, wenn 
es mit den Ben Ali und 
Mubarak oder auch mit 
den Gaddafi s nicht mehr 
klappt, die „natürlichen 
Verbündeten“ der Imperi-
alisten, ihre verlässlichsten 

Wachhunde in unruhigen 
Zeiten 10. Jenseits aller (oh-
nehin nur propagandis-
tisch auf hiesige Koloni-
alideologie und hiesigen 
Rassismus gerichteten) 
Lamenti über die „isla-
mistische Gefahr“, wächst 
mit dem Bedarf auch die 
„Wertschätzung“ der Im-
perialisten (und auch der 
Zionisten) für eben diese 
„Islamisten“. Sie sind, so 
wie sich die Lage in vielen 
Ländern darstellt, der ein-
zige erfolgversprechen-
de Garant neokolonialer 
„Stabilität“ und deshalb, 
sobald es keine Mubaraks 
etc. mehr gibt,  auch stets 
willkommener Adressat 
imperialistischer Finanz- 
und sonstiger Hilfe. Wo-
bei auch hier wieder der 
US-Imperialismus anschei-
nend, jedenfalls nach au-
ßen, von  weniger „ideo-
logischem“ Bauchweh ge-
plagt wird als seine euro-
päischen „Verbündeten“.

Momentan hängt sich 
nicht nur die tunesische 
Ennahda (die in der Ver-
gangenheit kein ganz so 
offener Regimebüttel war 
wie die ägyptische Mos-

9 Das Militär ist z.B. in Ägypten ein zentraler Teil der Kompradorenbourgeoisie, nicht nur in politischer Hinsicht, 
als Kern der Staatsmacht, sondern auch ökonomisch: 40% (!) der ägyptischen Wirtschaft werden entweder 
direkt vom Militär beherrscht oder von der vom Militär kontrollierten Staatsbürokratie oder von „privaten Ge-
schäftsleuten“, die ehemalige Offi ziere und intensiv mit dem Militär verfi lzt sind. Kein Wunder, dass es dagegen 
Konkurrenz gibt.

10 Es kommt eben doch auf die Kernfrage an (und nicht auf ideologische Trugbilder), die Kernfrage aber ist der 
Profi t. Auch in Europa hat ja weder die „protestantische Werkmoral“ (Walter Benjamin, „Über den Begriff der 
Geschichte“, XI), nämlich dass die beste Weise, Gott zu dienen, darin bestünde, einen ordentlichen Profi t zu 
machen), und schon gar nicht der katholische „radikalchristliche Fundamentalismus“ (so müsste das doch wohl 
heute heißen?) die „Gläubigen“ daran gehindert, unter bestimmten Bedingungen - „Glauben“ hin oder her 
- im Faschismus die bessere Lösung für Profi t und „nationale Ehre“ und selbstverständlich auch Gott zu sehen. 
(Was natürlich nicht bedeutet, dass nicht auch Menschen christlichen Glaubens Antifaschisten waren (und wei-
tere es hätten sein können), aber in aller Regel nicht wegen, sondern trotz ihrer Religionszugehörigkeit. Die 
„Hirten“ haben ihren „Schäfchen“ jedenfalls das Gegenteil gepredigt und auch das frömmelnde, kriecherische, 
kerzerlschluckende Wesen des Christentums, kurz: sein Charakterzug als Ideologie der Kanaille, wie Marx sagt,  
tendiert in diese Richtung.)

„Arabischer Frühling“ Islamismus, Islam
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lem-Bruderschaft und da-
her heute ihre Rolle besser 
spielen kann als diese) am 
„AKP-Vorbild“ an, son-
dern sogar die ägyptische 
Moslem-Bruderschaft. In 
jedem Fall, ob „fundamen-
talistisch-reaktionär“ oder 
„gemäßigt- modern“, ist 
dieser „politische Islam“ 
ein Versuch der Imperia-
listen und Kompradoren, 
ihre Herrschaft in neuem 
Gewand aufrechtzuer-
halten. Die Abhängigkeit 
vom Imperialismus, die 
Einbettung in das kapita-
listische Weltsystem, die 
politische Herrschaft einer 
Klasse von (mehr oder we-
niger) Lakaien des Impe-
rialismus, die Ausbeutung 
und Unterdrückung der 
Arbeiter/innenklasse und 
des Volkes (samt der Un-
terdrückung der Frauen), 
die Unterdrückung des 
Klassenkampfes - darüber 
sind sich alle einig. Alles 
soll in den Kernfragen 
bleiben wie es war, es soll 
und muss bloß in ande-
rer politisch-ideologischer 
Verkleidung erscheinen. 
Sofern und insoweit in ei-
nem Land die „Revoluti-
on“ (anhaltend, nicht als 
bloß zeitweilige Abschwä-
chung vor einem neuen 
Aufschwung) an Schwung 
verliert und in Krebsgang 
übergeht oder sogar in 
Rückzug, es andererseits 
aber dennoch zu riskant 
wäre, einfach das alte Re-
gime ohne jegliche neue 
Verzierung und Bemalung 
fortzuführen, ist es hoch-
gradig wahrscheinlich, 
dass sich ein reaktionärer 
Block aus der alten Staats-
macht und irgendwelchen 
(durch Wahlen legitimier-
ten) „Islamisten“ bildet. 
Wahrscheinlich hat diese 

Blockbildung in Tunesien 
und Ägypten im Dezem-
ber 2011 begonnen. Aber 
wie man sieht, kann auch 
sie sich nicht ohne Wi-
dersprüche und Konfl ikte 
vollziehen.

… und zur Frage des 
Islam

Die Frage des „Islamismus“ 
darf aber nicht mit der Re-
ligionsfrage in eins gesetzt 
werden. Es ist ganz falsch, 
einen Widerspruch etwa 
zwischen „Islamismus“ und 
„Laizismus“ zum Hauptwi-
derspruch der Entwicklung 
und zum Maßstab aller 
Dinge hochzustilisieren. 
Ein Reaktionär und Imperi-
alistenknecht ist und bleibt 
ein Reaktionär und Imperi-
alistenknecht, gleichgültig 
ob er sich als „Islamist“, als 
Adept der französischen 
„republikanischen Werte“ 
oder als Verehrer der US-
amerikanischen „freedom 
and democracy“ geriert. 
Was sind die im Namen 
des „Islamismus“ began-
genen Verbrechen gegen 
die, die von den „Erben 
der Aufklärung“ und 
Aposteln des Laizismus 
und der „Menschenrech-
te“ (und ähnlicher Phan-
tasmagorien) begangen 
wurden und werden? Die 
„christlich-abendländi-
sche“ (neuerdings von den 
Repräsentanten eben des 
Systems, das Millionen eu-
ropäischer Juden auf dem 
Gewissen hat, auch gerne 
als „christlich-jüdisches 
Erbe“ bezeichnet) bzw. 
die „aufgeklärt-republika-
nische“ Dampfwalze (mit 
fortschreitendem Verfau-
len der imperialistischen 
Gesellschaft fallen beide 
immer mehr zusammen), 

beide samt ihren zionis-
tischen Auslegern, sind 
für die um ihre politische, 
nationale und soziale Be-
freiung kämpfenden ara-
bischen Massen ohne jede 
Relevanz, während sie 
hierzulande immerhin der 
Verhetzung und Verblö-
dung dient.

Selbstverständlich können 
auf unserer Seite der Bar-
rikaden, auf der Seite der 
proletarischen Weltrevo-
lution und des Befreiungs-
kampfes der unterdrückten 
Völker gegen den Impe-
rialismus, auch Menschen 
mit (religiöser) islamischer 
Bindung eine positive (wa-
rum nicht sogar eine aus-
gezeichnete?) Rolle spie-
len, solange sie nicht ihre 
Religion mit reaktionären 
Rezepten verbinden. Wie 
ja auch nicht jeder Christ 
automatisch und in je-
der beliebigen Situation 
zwingend ein Reaktionär 
sein muss. Der Islam wird 
von Teilen der arabischen 
(und anderer) Massen oft 
einfach betrachtet als Aus-
druck ihres Widerspruchs 
zum Imperialismus, der sie 
ins Elend gestürzt hat. Re-
ferenz auf den Islam, ohne 
bzw. bevor sie von den „Is-
lamisten“ für das genaue 
Gegenteil ausgenutzt wird 
(wie die Faschisten antika-
pitalistische Aspirationen 
der Massen ausnutzten), 
muss daher nicht zwin-
gend (auf gut wienerisch 
ausgedrückt) die islami-
sche Abart der verlogenen 
und reaktionären katho-
lischen Kerzelschluckerei 
sein, sondern kann auch 
nur eine spontane Reakti-
on sein gegen die Knech-
tung, Herabsetzung, Ent-
würdigung und damit ge-
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gen die Ausbeutung und 
Unterdrückung durch den 
Imperialismus11. Besser 
wäre es natürlich, die Mas-
sen stünden unter Führung 
einer revolutionär-kommu-
nistischen Partei, aber da 
liegt noch ein gutes Stück 
Arbeit vor uns. 
Umgekehrt aber führt die 
Überhöhung und Verdre-
hung der „Islamismus“-
Debatte hierzulande auch 
„anti imperial i st i sche“ 
Kreise oft dazu, dass sie 
sich auf die falsche Seite 
zu stellen. Wenn einem ein 
obskurer imperialistischer 
„Laizismus“ und die impe-
rialistischen „Menschen-
rechte“ wichtiger sind als 
die soziale und politische 
Befreiung der arabischen 
Volksmassen, fi ndet man 
sich rasch auf der Seite 
des „aufgeklärten Men-
schenrechtlers und De-
mokraten“ Obama oder 
der christlich-abendlän-
dischen Frontfrau Merkel 
oder des„Republikaners“ 
Sarkozy wieder. Jedenfalls 
ist nicht der Islam (als Re-
ligion) der Hauptfeind in 
Tunesien oder Ägypten, 
und auch der „Islamismus“ 
nur, soweit er (bereits) ei-
nen Teil oder die politische 
Agentur des Hauptfein-

des, nämlich der Kompra-
dorenbourgeoisie, bildet, 
aber dann tut er das nicht 
wegen des Islam, sondern 
wegen seines konterre-
volutionären Programms. 
Man darf nicht die religi-
öse Frage, also die Frage 
des Islam, mit der Frage 
des „Islamismus“, des „po-
litischen Islam“, und damit 
mit der Frage nach den 
Perspektiven der Revolten 
und der arabischen Revo-
lution vermischen.

Zu Fragen der Militär-
politik der arabischen 

Revolution

Seltsamerweise (ist es wirk-
lich so „seltsam“?) befasst 
sich niemand mit der mili-
tärischen Seite  der (bishe-
rigen) arabischen Revol-
ten, jedenfalls niemand 
auf unserer Seite der Bar-
rikaden, denn die Imperi-
alisten und ihre Ableger 
tun das natürlich schon. 
Es ist aber wichtig, denn 
irgendwann werden in der 
arabischen Welt (und an-
derswo) Revolten zu wirk-
lichen Revolutionen reifen 
und dann geht es um die 
Machtergreifung durch die 
Arbeiter/innenklasse und 
das geht nur auf militäri-

schem Weg. Militärische  
Kämpfe (nicht passives 
Sich-Abschlachten-Las-
sen!) gab es bisher außer 
in Libyen (und seit De-
zember 2011 ansatzweise 
auch in Syrien) nur in klei-
nem Umfang. Allerdings: 
Auch in Ägypten ließen 
sich nicht alle nur „fried-
lich“ auf dem Tahrir-Platz 
festnageln, bis sie be- und 
weggeschossen wurden, 
sondern griffen sie (vor 
allem in den Arbeiterbe-
zirken) Polizeistationen an 
(um „Sicherheit“ vor der 
Polizei zu haben und auch 
um sich selbst zu bewaff-
nen), attackierten sie auch 
von sich aus immer wieder 
das nahe gelegene Innen-
ministerium, was von den 
westlichen „Kolonialde-
mokraten“ natürlich gar 
nicht gerne gesehen wur-
de: abgeschlachtete Opfer 
sind akzeptabel und für 
Krokodilstränen gut zu ge-
brauchen, aber Kämpfer, 
die sich bewaffnen und 
die Staatsmacht angrei-
fen…? Ähnlich in Tunesi-
en: Selbstverteidigungs-
komitees, Stürmung von 
Polizeistationen, Entwaff-
nung der Polizisten und 
Bewaffnung des Volks, Be-
setzung von lokalen Ver-

11 Während der russischen Revolution musste sich die bolschewistische Partei selbstverständlich mit der Rolle 
des Islam bei den „Völkern des Ostens“ befassen. Der (tatarische) Bolschewik Mirzayet Sultan-Galijew sagte 
einmal, dass - unter bestimmten historischen Bedingungen - die Massen in den „Prophezeiungen des Koran“ 
und im „Königreich des Mahdi“ auch ihre tiefe menschliche Sehnsucht nach dem Kommunismus wiederfi nden 
könnten. Allerdings schlossen sich diese Massen den Bolschewiki und der Roten Armee an und nicht einer Art 
russischer Ennahda oder Moslem-Bruderschaft. Ähnliches gab es übrigens dort oder da auch immer wieder in 
der Geschichte des Christentums. Vielleicht sollte man an dieser Stelle das berühmte, aber meist verkürzte Zitat 
von Marx zur Religion in Erinnerung rufen: „Das religiöse Elend ist in einem der Ausdruck des wirklichen Elendes 
und in einem die Protestation gegen das wirkliche Elend. Die Religion ist der Seufzer der bedrängten Kreatur, 
das Gemüt einer herzlosen Welt, wie sie der Geist geistloser Zustände ist. Die Religion ist Opium des Volkes.“ 
(„Zur Kritik der Hegel’schen Rechtsphilosophie“, MEW 1, S.378) Die Rede ist hier natürlich nur von der Religion 
selbst, also von der Ideologie des Christentums, nicht von der reaktionären Institution der Kirche(n), oder eben 
- in unserem Zusammenhang - nur vom Islam als Religion, nicht von reaktionären politischen staatlichen Institu-
tionen und Parteien, die sich auf den Islam beziehen. Die oft zu hörende „Variante“: „Die Religion ist Opium für 
das Volk“ ist eine zu kurz greifende Vereinfachung, denn die Religion wird nicht nur „von außen“ in das Volk 
(dem an und für sich religiöse Ideen fremd wären) hinein geschüttet: „Die Religion ist eine Art geistigen Fusels, 
in dem die Sklaven des Kapitals ihr Menschenantlitz und ihre Ansprüche auf ein halbwegs menschenwürdiges 
Dasein ersäufen.“ (Lenin: „Sozialismus und Religion“, LW 10, S.70)
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waltungen, Schaffung von 
Selbstverwaltungsorga-
nen. Im Jemen muss es das 
auch geben, allein schon 
wegen des hohen traditi-
onellen Bewaffnungsgra-
des der Bevölkerung, aber 
wir wissen nichts darüber. 
In Syrien gibt es offenbar 
schon seit einigen Mo-
naten schrittweise einen 
Übergang zu organisier-
tem bewaffnetem Wider-
stand gegen die Attacken 
des Regimes (was vielleicht 
dadurch erleichtert wird, 
dass sich immer mehr De-
serteure aus der Armee in 
die Revolte einreihen). 
In Libyen aber gab es einen 
veritablen Bürgerkrieg. 
Aus dessen Verlauf kann 
und muss man Lehren 
ziehen und Erfahrungen 
gewinnen, die für den re-
volutionären Bürgerkrieg 
um die volksdemokrati-
sche Macht relevant sind. 
Es ging zwar bisher „nur“ 
um den Sturz des Gadda-
fi -Regimes, aber es waren 
trotzdem - rein militärisch 
betrachtet - in der Haupt-
sache militärische Kämpfe 
zwischen eher zu schlecht 
als zu gut aufgestellten 
Milizverbänden und einer 
gut organisierten Staats-
macht, die allerdings, wie  
man sah, im Aufstandsfall 
vor Zersetzung nicht ge-
feit war. Im revolutionä-
ren Krieg um die Macht 

im Staat wird es nicht an-
ders sein. (Dass die „Re-
bellen“ in Libyen von der 
NATO durch Bomben und 
Raketen, aber auch „on 
ground“ in puncto Auf-
klärung, Kommunikation, 
Logistik und Training un-
terstützt wurden, berührt 
diese Frage nur am Rande.) 
Eine Analyse dieser Kämp-
fe wird wichtige Schluss-
folgerungen für eine revo-
lutionäre Militärpolitik in 
diesen und vergleichbaren 
Ländern ermöglichen: in 
erster Linie - abgesehen 
natürlich von der ideologi-
schen und politischen Seite 
des Kampfes - Fragen der 
militärischen Strategie und 
Taktik, aber auch bezüg-
lich der Organisations- und 
Kommandostrukturen, der 
Beschaffung von Waffen 
vom Feind, der Herstellung 
der Einsatzfähigkeit der 
Verbände und erbeute-
ten Waffen(systeme), des 
Aufbaus der militärischen 
Infrastruktur (von Aufklä-
rung über Kommunika-
tion bis Nachschub), des 
Aufbaus eines selbständi-
gen Sanitätswesens (denn 
die Spitäler gehören dem 
Feind!), von Möglichkei-
ten und Methoden zur Pa-
ralysierung der feindlichen 
Verbände und noch ande-
res mehr. Es werden na-
türlich vor allem arabische 
Genoss/innen sein, die das 

tun müssen und können. 
Hier nur so viel: Der erste 
Bürgerkrieg in Libyen, der-
jenige gegen das Gaddafi -
Regime, ist in den Städten 
und im Kampf um diese 
entschieden worden (und 
nicht in kaum bewohnten 
Wüstengebieten). In den 
Städten ist nicht nur die 
Masse des Volkes konzen-
triert, dort steht auch die 
Staatsmacht samt ihrer 
bewaffneten Verbände 
(und die Schaltstellen der 
imperialistischen Diversi-
on und Intervention), die 
Städte sind auch die Infra-
strukturzentren und Ver-
kehrsknotenpunkte sowie 
die Zentren der Wirtschaft 
und der Bourgeoisie.12

Auch beim zukünftigen 
Kampf um eine revolutio-
näre volksdemokratische 
Macht wird es nicht an-
ders sein. Auch in Syrien 
spielt sich die Masse der 
Kämpfe in dem dicht be-
siedelten Raum von Alep-
po über Hama und Homs 
bis Damaskus sowie im 
Küstenstreifen zwischen 
Latakia und Tartus nahe 
der libanesischen Grenze 
ab; in diesen Zonen ist so-
wohl die Masse der Bevöl-
kerung als auch die Masse 
der Industrie- und sonsti-
gen Produktion (nicht die 
Öl- und Gasförderung, 
die im Osten des Landes 
konzentriert ist, aber sehr 

12 Im „Truppendienst“ des Österreichischen Bundesheeres (6/2011) liest man dazu in einem Artikel „Einsätze im 
urbanen Umfeld“: „Machtzentren liegen in der Regel in Städten, ihre symbolhafte Wirkung zieht Konfl ikte an. 
Die Beherrschung dieser Räume ist daher entscheidend. Den potenziellen Gegnern ist bekannt, dass sie modern 
ausgerüsteten Streitkräften sowohl zahlenmäßig als auch technisch unterlegen sind. Sie wissen aber auch, dass 
schon geringe Verluste der Streitkräfte (Anm.: der Staatsmacht) trotz erfolgreicher Einsatzführung ausreichen 
können, diese Einsätze in der Öffentlichkeit in Frage zu stellen. Sie müssen taktisch oft nur überleben, um stra-
tegisch zu siegen. Deshalb werden sie bestrebt sein, moderne Streitkräfte dorthin zu ziehen, wo die Vorteile der 
technischen Überlegenheit verloren gehen und gleichzeitig die Anfälligkeit für deren Verluste steigt.“ 
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wohl die Verarbeitung 
und Verschiffung) ange-
siedelt13. Der Revolutions-
krieg, ob Aufstand (oder 
als Aufstand beginnend), 
Volkskrieg oder beides, 
muss dort geführt werden, 
wo das Volk lebt und ar-
beitet. Es geht daher unter 
den genannten Bedingun-
gen nicht ausschließlich, 
aber doch sehr maßgeb-
lich um städtische Guerilla 
und Häuserkampf in den 
Städten. Es gibt dafür viele 
Erfahrungen aus den ara-
bischen Befreiungs- und 
Unabhängigkeitskriegen, 
insbesondere aus dem Al-
gerienkrieg und aus dem 
Befreiungskampf der Pa-
lästinenser (in Palästina, in 
Jordanien, im Libanon). 

Natürlich kann es sich in 
einer Situation der Defen-
sive bei ungünstigen Kräf-
teverhältnissen und in be-
stimmten Konstellationen 
dennoch als notwendig 
erweisen, dass sich revolu-
tionäre bewaffnete Kräfte 
zeitweilig in abgelegene 
Gebiete zurückzuziehen, 
aber dann eher, um dort 
eine gewisse Zeit zu über-
leben, sich „einzuigeln“14, 
sich neu zu gruppieren und 
zu formieren, Kräfte zu 
sammeln, um bei entspre-
chender Entwicklung der 
Dinge loszuschlagen. Das 
ist dann keine strategische 
Orientierung, sondern 
eine taktische. Es kann 
auch notwendig sein, un-
ter marginalisierten oder 

sogar versprengten eth-
nischen Minderheiten zu 
arbeiten, vielleicht sogar 
unter nomadisierenden, 
aber das sind Randfragen 
der arabischen Revolution. 
Aber eine strategische Ori-
entierung auf den Aufbau 
befreiter Gebiete in mehr 
oder weniger menschen-
leeren Gebieten, wäre ein 
wenig sinnvolles Unterfan-
gen.15

Aber auch dort, wo es 
noch keinen wirklichen 
Bürgerkrieg gab/gibt, 
sondern „nur“ bewaff-
nete Scharmützel mit der 
Staatsmacht, muss die mi-
litärische Seite dieser Er-
fahrungen analysiert und 
ausgewertet werden. In 

13 Es ist natürlich nicht egal, nicht für den Klassenkampf überhaupt und auch nicht für dessen militärische Seite, 
ob die städtische Bevölkerung eine kleine Minderheit darstellt (wie z.B. in Uganda mit 15%, in Äthiopien mit 
17% oder im Sudan) oder die Mehrheit (wie z.B. in Jordanien mit 83%, im Irak mit 66%, in Tunesien mit 65%, in 
Marokko mit 58%, in Syrien mit 54% oder in Libyen). Ein paar Beispiele aus (dem nicht-arabischen) Asien: Nepal: 
14%, Sri Lanka: 15%, Afghanistan: 23%, Bangla Desh: 25%, Indien: 29%, Pakistan: 35%, China: 47%,  Iran: 69%. 
Demgegenüber sind in Südamerika die Spitzenreiter Uruguay mit 94% und Argentinien mit 91%, es folgen Ve-
nezuela mit 88%, Chile mit 87%, Brasilien mit 84%, Kolumbien mit 76%, Peru mit 74% und Bolivien mit 66%. 
Österreich lag übrigens - damit man ein besseres Gefühl für diese Zahlen kriegt - bei der letzten Volkszählung 
bei 67%. Quelle: Demographic Yearbook der UNO 2010. 
  
14 Die Partisanenverbände, die während des Zweiten Weltkriegs im südlichen Oberösterreich und in der nördli-
chen Steiermark operierten, nannten ihren Hauptstützpunkt im Schönberggebiet nicht zufällig den „Igel“. Sie 
waren nämlich auf sich allein gestellt und hatten nicht wie die Kärntner Partisanen so etwas wie die sloweni-
sche bzw. jugoslawische Volksbefreiungsarmee hinter sich. Dass die Kärntner Partisanen und in einer späteren 
Kriegsphase auch die südweststeirischen anders operieren konnten als die oberösterreichischen, hat - neben 
anderen politischen und ideologischen Faktoren - auch diesen Grund. Der Partisanenkampf gegen den Hitlerfa-
schismus in Mitteleuropa wurde während eines großen Kriegs geführt und stand nicht für sich allein genommen 
da. Er war Teil der internationalen proletarischen Kampffront gegen den Faschismus, die - was Europa betrifft 
- die Rote Armee (und die von ihr geführten sowjetischen Partisanenverbände!) ebenso einschloss wie die Kom-
munistischen Parteien und die gesamte europäische Résistance. Daher auch die spezifi schen Kampfziele: es galt, 
Naziverbände der Wehrmacht, der SS und der Polizei zu binden, das Naziregime in den betroffenen Gebieten 
politisch und moralisch zu untergraben und zum gegebenen Zeitpunkt einen möglichst großen Beitrag zur 
Befreiung vom Faschismus zu leisten. Etwas anders stellte sich die Sache in Westeuropa, z.B. in Frankreich, dar, 
wo die Résistance auf die selbständige Machtergreifung zielen musste. Anders auch auf dem Balkan, wo die 
antifaschistische Bewegung stark genug war, ebenfalls darauf Kurs zu nehmen.

15 Dies hat nichts zu tun mit folgender Einschätzung der „Österreichischen Militärischen Zeitung“ (1/2012, p.10): 
„Die so genannten ‚neuen Kriege’ haben viele Wesensmerkmale der alten - der konventionellen. Das war in 
Libyen deshalb möglich, weil der Krieg überwiegend entlang der Küste … in offenem Gelände geführt wurde 
… und weil die Rebellen weniger als Partisanen denn in geschlossenen Verbänden taktisch wie reguläre Trup-
pen operieren  konnten und mussten.“ Der Herr Militärexperte kann sich offenbar einen „irregulären“ Krieg 
an und für sich kaum vorstellen und einen erfolgreichen noch viel weniger; er ist einfach nicht auf der Höhe 
der Zeit der „counter insurgency“. Revolutionäre Kommunisten brauchen jedoch die bourgeoise Borniertheit 
nicht im eigenen Kopf - bloß mit umgekehrten Vorzeichen - spiegeln. Ob eher in kleinen Partisanenverbänden 
(„asymmetrisch“ in der modernen bourgeoisen Militärsprache) oder „regulär“ und in größeren und kombinier-
ten Verbänden operiert wird, hängt nicht nur vom Gelände ab, sondern von vielen strategischen und taktischen 
Gegebenheiten ab, darunter auch sehr maßgeblich von den Kräfteverhältnissen (im weitesten Sinn, von den 
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den Straßenkämpfen, bei 
den Besetzungen von Plät-
zen und Objekten, beim 
Selbstschutz der Aktivisten 
bis hin zum Aufbau und zur 
Bewaffnung von Selbstver-
teidigungskomitees, beim 
Sturm auf Polizei- und an-
dere Kasernen, bei der Sa-
nitätsversorgung, bei der 
Paralysierung, Ausschaltung 
und Entwaffnung feindli-
cher Verbände - überall, um 
nur einige der wichtigsten 
Fragen zu nennen, wurden 
zweifellos wichtige Erfah-
rungen gesammelt. 

Nur ein auch vor Ort stark 
diskutiertes Beispiel: Die Be-
setzung und Verteidigung 
eines Platzes kann wichtig 
sein, sie kann aber auch 
unzureichend oder falsch 
sein. Sie kann eine symboli-
sche Bedeutung haben, die 

Volkskämpfe befl ügeln und 
zu ihrer Organisierung bei-
tragen, sie kann aber auch 
bloß sinnloses Kräftever-
schleißen bedeuten. Militä-
risch gesehen ist jedenfalls 
die Defensive, und das ist 
die Verteidigung eines Plat-
zes oder eines Gebäudes 
etc. (nicht immer, aber) in 
der Regel, der „Tod des Auf-
stands“. Es geht in jedem 
Fall darum, energisch die In-
itiative zu ergreifen und zu 
behalten16 bzw. dem Feind 
die Initiative zu entreißen. 
Es geht um Flexibilität, aber 
ohne Verlust der Initiative, 
um die Kombination von 
Vorstoß und Rückzug, um 
die richtige Behandlung 
der Frage „Stellungs- und/
oder Bewegungskrieg“. Um 
das alles geht es natürlich 
subjektiv erst, sobald man 
nicht mehr nur friedlich de-

monstriert und wartet, bis 
die Staatsmacht dreinhaut 
oder -schießt, sondern so-
bald man selbständig eige-
ne Ziele auch mit militäri-
schen Mitteln verfolgt. Wir 
kennen das Thema aus der 
Geschichte, auch aus der 
österreichischen, z.B. aus 
dem Jahr 1934, ein bisschen 
auch aus dem Massenstreik 
1950 (Verbindung des Mas-
senstreiks mit dem Kampf 
um den Ballhausplatz!) und 
übrigens - im Miniformat 
- aus unseren eigenen De-
monstrationserfahrungen 
der letzten Jahrzehnte, so-
bald es nicht mehr „fried-
lich“ zuging, sondern man 
z.B. einen Flughafen, eine 
Botschaft oder sonst ein Ge-
bäude, einen faschistischen 
Auftritt, eine Bourgeoisins-
titution oder -veranstaltung 
etc. ins Visier nahm. Nichts 

sozialen und politischen Verankerung bis zum militärischen Entwicklungsstand der Bewegung und ihrer Be-
waffnung). Eins geht auch ins andere über. Weiters wurde in Libyen keineswegs nur „in offenem Gelände“, 
sondern ebenso in den und am Rande der Städte gekämpft, was für die „Rebellen“ natürlich in der Regel ein 
Vorteil ist (z.B. weil Kampfpanzer nicht für den Häuserkampf gemacht sind). Rückblende: Es wäre z.B. absurd ge-
wesen, 1917-1920 im Bürgerkrieg und Krieg gegen die imperialistische Intervention im Gefolge der Russischen 
Revolution unterschiedliche militärstrategische Konzepte oder Kampfformen mechanisch zu verabsolutieren 
und einander entgegenzustellen, wiewohl natürlich in jeder gegebenen Situation strategische und taktische 
Klarheit über den jeweils einzuschlagenden Weg bestehen muss. Partisanenkampf und Elemente „regulärer“ 
Kriegsführung sind ebenso wenig getrennte Welten wie Angriff und Verteidigung, Bewegungs- und Stellungs-
krieg etc., von speziellen Gefechtsformen, Waffensystemen etc. gar nicht zu reden. Dogmen „braucht“ man 
- auf gut wienerisch - wie einen Kropf - auch im militärischen Bereich. [Für speziell Interessierte an der Entwick-
lung der „Militärdoktrin“ (oder im Fachjargon: des „Feldreglements“) der Roten Armee im Bürger- und Inter-
ventionskrieg ab 1917 siehe z.B. die Schriften, Anweisungen und Befehle von Frunse, eines der bedeutendsten 
Militärs der Bolschewiki, ab 1923 Oberkommandierender der Roten Armee, z.B. „Die einheitliche Militärdoktrin 
und die Rote Armee“ aus 1921 oder „Die Rote Armee früher und jetzt“ aus 1923. Ihm (und der Parteiführung) 
ging es nicht nur um heldenhaften Kampf, sondern auch um den Sieg im Bürger- und Interventionskrieg und 
dafür wären sehr rasch Arbeitermilizen und Partisanenverbände alleine zu wenig gewesen. Jeder Aufstand, 
jeder Partisanenwiderstand, jeder Revolutionskrieg, jeder Volkskrieg greift im Zuge seiner Entfaltung auch auf 
Methoden der „regulären“ Kriegsführung zurück und schließt sie mit ein. Wie übrigens auch ein Aufstand bzw. 
eine Revolution schwer vorstellbar sind, die nicht - jedenfalls nicht als Regelfall - mit Krieg und ausländischer 
Intervention einhergingen.] 

16 Siehe z.B. die Überlegungen von Engels zur Aufstandstaktik nach den Erfahrungen 1848/49 in dem Kapitel 
XVII „[Der Aufstand]“ aus „Revolution und Konterrevolution in Deutschland“: „…hat man einmal den Weg des 
Aufstands beschritten, so handle man mit der  größten Entschlossenheit und ergreife die Offensive. Die Defen-
sive ist der Tod jedes bewaffneten Aufstands; er ist verloren, noch bevor er sich mit dem Feinde gemessen hat. 
Überrasche deinen Gegner, solange seine Kräfte zerstreut sind, sorge täglich für neue, wenn auch noch so kleine 
Erfolge; erhalte dir das moralische Übergewicht, das der Anfangserfolg der Erhebung dir verschafft hat; ziehe 
so die schwankenden Elemente auf deine Seite, die immer dem stärksten Antrieb folgen und sich immer auf die 
sichere Seite schlagen; zwinge deine Feinde zum Rückzug, noch ehe sie ihre Kräfte gegen dich sammeln kön-
nen; um mit den Worten Dantons, des größten bisher bekannten Meisters revolutionärer Taktik zu sprechen: 
Kühnheit, Kühnheit, und abermals Kühnheit!“ (MEW 8, S.95) Die Rede ist hier selbstverständlich von städtischen 
Aufständen, nicht vom lang andauernden Volkskrieg, wie er heute z.B. in Indien geführt wird.
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ist auf Dauer weniger ziel-
führend (und auch frust-
rierender) als „friedliche“ 
Passivität oder halbherzig 
organisierter oder wo-
möglich nur symbolischer 
„militanter“ Pseudo-Akti-
vismus mit dem darauf oft 
unvermeidlich folgenden 
Verprügeltwerden. 

Jedenfalls ist es wichtig, die 
reichen (und im Verhältnis 
zu den europäischen der 
letzten Jahrzehnte un-
gleich reicheren) militä-
rischen Erfahrungen aus 
den Volkskämpfen im ara-
bischen Raum sorgfältig 
auszuwerten und im Lich-
te der revolutionär-kom-

munistischen Militärtheo-
rie zu analysieren, um sie 
für die Militärpolitik der 
proletarischen Revolution 
nutzbar zu machen und 
zugleich die Militärtheorie 
zu überprüfen und weiter-
zuentwickeln. Das (ebenso 
natürlich wie die Analyse 
der militärischen Seite der 
proletarischen Weltrevolu-
tion der letzten Jahrzehn-
te und bis heute) bringt 
wesentlich mehr als spitz-
fi ndige Scholastik über 
den „Begriff des Volks-
kriegs“ und andere jesui-
tische Themen. 17 Dass die 
Militärfrage dabei nicht 
losgelöst von der Strategie 
und Taktik der proletari-

schen Machtergreifung 
insgesamt zu behandeln 
ist, sondern deren integra-
les Element darstellt, und 
dass die ökonomischen, 
sozialen, politischen, ide-
ologischen und eben auch 
militärischen Faktoren der 
Revolution miteinander 
engstens verfl ochten sind, 
dass (nur als ein Beispiel) 
die Klassenstruktur eines 
Landes einen Einfl uss auf 
die militärischen Kampf-
ziele und -methoden hat, 
ebenso seine politische 
Geschichte, auch seine (im-
perialistische) Umgebung 
etc. versteht sich hoffent-
lich von selbst.

Tunesien: Nach den 
Wahlen vom Oktober

Die Wahlen vom Okto-
ber 2011 wurden von den 
Imperialisten und der 
Reaktion als glänzender 
„Sieg der Demokratie“ 
gefeiert. „Schlangen vor 
den Wahllokalen“, „Ju-
belstimmung“, „Begeiste-
rung für die Demokratie“ 
und - abgesehen von den 
„geringfügigen“ Wahlbe-
trügereien - ein „ordent-
licher“ Ablauf unter dem 
wachsamen Auge imperi-
alistischer Wahlbeobach-

ter (der OSZE). Allerdings 
haben sich nur 3,9 von 
7,6 Millionen Menschen 
in wahlfähigem Alter, das 
sind weniger als 49%, 
überhaupt beteiligt. Der 
Rest ließ sich entweder gar 
nicht erst in die Wählerlis-
ten eintragen oder ging 
trotz „Wahlberechtigung“ 
nicht hin. Klarer Sieger, mit 
„überwältigenden 41% 
der Stimmen“ wurde die  
„gemäßigt islamistische“ 
Ennahda („Wiederge-
burt“). Dies repräsentiert 
angesichts der niedrigen 
Wahlbeteiligung „über-

wältigende“ 19%. Die En-
nahda hatte sich nicht nur 
nicht gescheut, mit dem 
Ben Ali Regime zu kolla-
borieren, wenn sie auch 
von diesem an der kurzen 
Leine gehalten und teil-
weise unterdrückt wurde 
und ihre Widersprüche 
zum Regime hatte (freilich 
nicht über den politischen 
Kurs der Unterwerfung un-
ter den Imperialismus, son-
dern nur über ihre eigene 
Positionierung im politi-
schen Gefüge des Landes 
und über Fragen des „La-
izismus“, denn Ben Ali war 

Teil II: 
Jüngste Entwicklungen an Brennpunkten 

der arabischen Revolution“

17 Damit ist angesprochen eine wenig hilfreiche, aber sehr kommode Tendenz, nicht die Realität mit Hilfe des 
Marxismus-Leninismus und Maoismus zu analysieren, sondern sich - auf gut hegelisch - in der „Selbstbewe-
gung des Begriffs“ (z.B. des „Begriffs“ des „Volkskriegs“) herumzutreiben und von dort aus auf die Realität zu 
schließen (oder besser: auf sie zu schielen). Eine revolutionär-kommunistische Militärpolitik ist eines, abstraktes 
Geschwätz über dieses oder jenes Dogma aus dem Bereich der  Militärpolitik, letzteres gepaart fast immer mit 
praktischem und theoretischem Desinteresse für eben diese, ist etwas ganz anderes. Ersteres ist notwendig, 
zweiteres ist komplett überfl üssig.
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18 Dieser Mann, Moncef Marzouki, für die vor Begeisterung überbordenden imperialistischen Medien ein „über-
zeugter unbeugsamer Linker“, studierte in Frankreich, arbeitete dann als Arzt in Strasbourg, versuchte einmal 
gegen Ben Ali zu einer Wahl anzutreten, welches Unterfangen keinen guten Ausgang nahm (sondern ihm vier 
Monate Gefängnis einbrachte), so dass er wieder nach Frankreich emigrieren musste. Er sagt, er schätze Frank-
reich immer noch sehr und brüstet sich auf seiner home page mit seinen guten Beziehungen zur französischen 
Sozialdemokratie. Er kritisiert auch die „unangemessene“ Politik der französischen Regierung, die weiterhin 
Einfl uss auf Tunesien ausüben wolle. Na so was, wirklich unerhört! Er ist zwar kein alter Regimeknecht und 
eventuell auch kein direkter Agent des französischen Imperialismus, aber er hat keinerlei Idee vom und offen-
bar kein Problem mit dem Neokolonialismus. Frankreich müsse die „neuen Tatsachen“ zur Kenntnis nehmen: 
„Ich bin der unabhängige Präsident eines unabhängigen Landes. Ich habe weder Konten in der Schweiz noch in 
Frankreich.“ Letzteres mag stimmen, aber darin erschöpft sich die Frage von Abhängigkeit oder Unabhängig-
keit nicht. Ist der Mann wirklich so naiv oder tut er nur so?

ein makelloser „Laizist“ 
und (in französischem 
Sinn) „Republikaner“). Sie 
vertritt neuerdings einen 
„modernen Islam“. Weder 
schwebt ihr vor, die Unter-
ordnung Tunesiens unter 
die imperialistische Ober-
herrschaft anzutasten, 
noch die Interessen der 
Kompradorenbourgeoisie, 
deren Teil sie ist. Vor allem 
teilt sie mit fast allen ande-
ren „politischen Kräften“, 
die zur Wahl standen, das 
Bestreben, den repressiven 
Staatsapparat möglichst 
intakt zu halten und rasch 
wieder die volle politische 
„Kontrolle“, sprich Unter-
drückung der Volksbewe-
gung herbeizuführen. Sie 
warnt vor einer „instituti-
onellen Leere, die zu Cha-
os und Zusammenbruch 
der öffentlichen Ordnung 
führt … Man muss den 
konstitutionellen Weg re-
spektieren… Auch die Ar-
mee hat sich auf die Seite 
der Revolution gestellt 
und sie muss im Interesse 
des Volkes die Sicherheit 
erhalten.“ (zitiert nach der 
österreichischen „antiim-
perialistischen“ Zeitschrift 
„Intifada“, No.34). Die 
Ennahda hat 90 der 217 
Sitze im Parlament und 
stellt den Regierungschef. 
30 Sitze haben die „Links-
nationalisten“ des CPR, 
die den Staatspräsidenten 
stellt18, 21 die „Sozialde-

mokraten“ von Ettakatol, 
17 die „Sozialliberalen“ 
des PDP, einer direkten 
Agentur des US-Imperia-
lismus, und 5 die revisio-
nistische KP. Sie alle haben 
auf die „politische Krise“ 
gleiche oder sehr ähnliche 
und daher auf die Grund-
probleme des tunesischen 
Volkes keine Antworten. 

Und dann kandidierte 
noch - am äußersten lin-
ken Flügel des Parteien-
spektrums - die PCOT (Par-
ti Communiste Ouvrier de 
Tunisie ). Sie gewann 3 
Sitze. Dieses Ergebnis war 
für sie enttäuschend, es 
refl ektiere nicht ihre tat-
sächliche Rolle im Klassen-
kampf (was wiederum für 
uns nicht überraschend 
ist, sondern historisch der 
Regelfall). Der PCOT ist 
eine sich auf einen („al-
banischen“) „Marxismus-
Leninismus“ berufende 
Partei, die unter den Mas-
sen relativ stark verankert 
ist und einen „politischen 
Faktor“ darstellt, mit dem 
sich andere Kräfte, z.B. 
auch die Ennahda, ausei-
nandersetzen müssen. Sie 
wurde 1986 gegründet 
und arbeitete 25 Jahre in 
der Illegalität. Sie verweist 
richtig auf die unverän-
dert katastrophale soziale 
Lage der Massen und dar-
auf,  dass der alte Staats-
apparat weiterhin völlig 

intakt ist, dass dieselben 
Figuren mit demselben 
Apparat dieselbe Politik 
fortzusetzen versuchen. 
Sie hat darauf hingewie-
sen, dass die „Übergangs-
regierung“ sich sogar an 
das alte, noch unter Ben 
Ali beschlossene Budget 
hält, dem gemäß fast alle 
Mittel für den Repressions-
apparat des Innenministe-
riums und für Zinszahlun-
gen und Schuldentilgung 
an das internationale Fi-
nanzkapital verwendet 
werden. Sie beteiligt sich 
nicht an der von diesem 
Staatsapparat eingesetz-
ten „Hohen Kommission 
für die Realisierung der 
Ziele der Revolution, der 
politischen Reform und 
den demokratischen Über-
gang“, die wie man am 
Namen schon sieht ein Ve-
hikel zur Abwürgung der 
„Revolution“ ist. Die PCOT 
tritt dafür ein, den Staats-
apparat von den kolonial-
faschistischen Elementen 
säubern und diese zur Re-
chenschaft zu ziehen und 
den Staatsapparat zu de-
mokratisieren, sieht aber 
keine Notwendigkeit, die-
sen kolonialfaschistischen 
Staatsapparat zu zerschla-
gen und auf eine andere 
Staatsmacht, gestützt auf 
die Volkskomitees, wie 
sie ansatzweise im Jänner 
entstanden waren, Kurs zu 
nehmen. 
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19 Leider erinnert einen das (als Österreicher) daran, wie bei der KPÖ aus dem Kampf um eine volksdemokrati-
sche Revolution Schritt für Schritt das revisionistische Irrlicht des „demokratischen Österreich“ und seines (ka-
pitalistischen) „Wiederaufbaus“ nach 1945 wurde. Ähnlich war es in den meisten europäischen Ländern. Es ist 
dies die übliche revisionistische Verbohrtheit und Verblendung gegenüber der Reaktion,  leider allzu oft mit 
verheerenden, sogar tödlichen Folgen für die kämpfenden Massen. 

20 Es gibt derzeit noch keine revolutionär-kommunistische Partei in Tunesien, aber einige Zirkel, die sich jetzt 
zu einer einheitlichen nationalen Organisation zusammenschließen wollen. Sie haben sich an dem Wahlzirkus 
nicht beteiligt und die PCOT heftig kritisiert, sowohl weil sie ganz im Wahlkampf aufging als auch wegen des 
Inhalts ihrer Wahlkampfführung bzw. ihres Programms. (Das o.a. Zitat stammt aus einem Interview der franzö-
sischen OCML-VP mit einem Vertreter der tunesischen FDPT.)

Die PCOT ist zweifellos 
eine ernsthafte demo-
kratische Kraft, aber sie 
ist keine revolutionäre 
volksdemokratische Kraft. 
Sie ist keine revolutionär-
kommunistische, sondern 
eine revisionistische und 
sehr reformistische Partei. 
Sie spricht zwar in Worten 
von einer „demokratischen 
und nationalen Revolution 
des Volkes“, aber ihr Pro-
gramm ist ein rein bürger-
liches Reformprogramm, 
das sogar hinter einigen 
Versuchen und Errungen-
schaften der tunesischen, 
ägyptischen etc. „Revolu-
tion“ zurückbleibt. Es ent-
hält in seinem politischen 
Teil rein bürgerlich-demo-
kratische Forderungen, 
über die die französische 
Revolution schon 1792, als 
sie nämlich endlich ernst 
machte, hinausging: all-
gemeines, freies und ge-
heimes Wahlrecht (aller-
dings: des Staatsapparats 
insgesamt, nicht nur des 
Parlaments!); die bürgerli-
che (und aus der absolutis-
tischen Zeit des Kampfes 
zwischen Bourgeoisie und 
Feudaladel stammende) 
Gewaltentrennung; eine 
„unabhängige“ Justiz; 
Glaubens-, Rede-, Ver-
sammlungs-, Organisati-
ons- und Reisefreiheit und 
Streikrecht; Trennung von 
Staat und Religion; „Un-
terordnung der Armee 
und des Sicherheitsappa-

rats unter die Legislativge-
walt (Anm.: d.h. das Par-
lament) und ihre Restruk-
turierung im Dienste des 
Volkes und der Gerechtig-
keit“) und die allgemei-
ne Forderung nach einer 
anti-imperialistischen und 
anti-zionistischen Politik. 
Im wirtschaftlichen Teil: 
„Aufbau einer nationalen 
Wirtschaft mit einer sozia-
len Dimension“, Verstaatli-
chung, aber nur des Eigen-
tums des internationalen 
Kapitals, und Arbeiter-
selbstverwaltung in diesen 
Betrieben, Annullierung 
der Staatsschulden, Hil-
fe und Subventionen für 
Handwerk und Klein- und 
Mittelbetriebe, „Reichen-
steuern“ (wie das bei uns 
heute heißt) und Steuer-
entlastung der Ärmsten, 
„Befreiung der armen 
Bauern von jeder (?) Aus-
beutung“ und Hilfe für 
sie „auf allen Gebieten“ , 
auch durch Landzuteilung 
„sofern notwendig“. Im 
sozialen Teil schließlich 
die Forderung nach ei-
nem obligatorischen und 
kostenlosen Schulwesen 
bis 16 Jahre, ansonsten 
aber nur illusionäre Phra-
sen: „Recht auf Arbeit“, 
„Recht auf Wohnung“, 
„Recht auf eine saubere 
Umwelt“. Das ist ein sehr 
beschränktes rein bürger-
liches Reformprogramm, 
angereichert um illusio-
näre Phrasen, ein Reform-

programm noch dazu, das 
man durch „Restrukturie-
rung“ des kolonialfaschis-
tischen Staatsapparats rea-
lisieren möchte. So, liebe 
Genossen von der PCOT,  
wird es nicht gehen, damit 
rennt Ihr ins Unglück. Wie 
oft haben diese revisionis-
tischen Irrlichter schon zu 
verheerenden Niederlagen 
revolutionärer und Mas-
senbewegungen geführt! 
Das ist keine revolutionä-
re und daher überhaupt 
keine Perspektive für die 
Revolution in Tunesien19. 
Welche Rolle auch im-
mer die PCOT in den Ta-
geskämpfen spielen mag 
(das können wir nicht ein-
schätzen), ihr Programm 
(hier zitiert nach der von 
ihrer französischen „Bru-
derorganisation“ PCOF 
vorgenommenen Über-
setzung ins Französische) 
ist blanker Reformismus. 
Tunesische Marxisten-Le-
ninisten20 haben mit Blick 
auf Wahlkampf und Wah-
lergebnis der PCOT zu 
Recht angemerkt: „Man 
darf nicht versuchen, die 
bürgerlichen Parteien mit 
‚demokratischen’ Forde-
rungen zu überbieten, 
ohne die qualitative Be-
sonderheit unseres re-
volutionären politischen 
und sozialen Programms 
zu betonen. Zwar geht es 
in Tunesien zuallererst um 
nationale und demokrati-
sche Aufgaben, aber diese 

„Arabischer Frühling“ Tunesien
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21 Was man von papierenen Paragraphen zu halten hat, sah man bei den Wahlen übrigens gut an der „Frauen-
frage“. Am 11.April hatte die „Übergangsregierung“ ein „Revolutionäres Gesetz zur Herstellung der völligen 
und zwingenden Gleichheit (zwischen Mann und Frau) im Wahlprozess“ beschlossen: alle kandidierenden Par-
teien hätten 50% aller Spitzenplätze mit Frauen zu besetzen. Die Realität sieht so aus: Von den 33 landesweit 
kandidierenden Parteien war der Spitzenkandidat in 29 Fällen ein Mann und insgesamt war der Frauenanteil an 
allen Kandidaten nur 20%. Imperialistische Medien „vermuteten“, das hänge vielleicht damit zusammen, dass 
die Frauen eben - „islamisches Land“, eh schon wissen! - weniger interessiert und involviert seien in die Politik. 
Allerdings: 51% aller, die sich in den Wahllisten registrieren ließen, waren Frauen. Es ging bei dem Gesetz nur 
um ein Beschwichtigungsmanöver gegenüber den in Tunesien in der Volksrebellion äußerst aktiven Frauen. 

sind in keiner Weise eine 
Art Radikalisierung bour-
geoiser demokratischer 
Reformen.“ 
Was hat sich für den Im-
perialismus durch diese 
Wahlen geändert? Das 
neue Regime setzt die alte 
Politik fort, aber es kann 
sich jetzt als „demokra-
tisch legitimiert“ ausge-
ben, vor allem im Ausland. 
Es beginnt jetzt das ganze 
Brimborium von parlamen-
tarischem Treiben, Ausar-
beitung einer neuen Ver-
fassung usw., das in Wahr-
heit nur zur Stabilisierung 
und vollen Rekonstruktion 
des Staatsapparats und zur 
Wiederherstellung seines 
geschmierten Funktionie-
rens dient21. Die Ennahda 
muss jetzt voll und in an-
gemessener Form in das 
Staatsgefüge integriert 
werden, was aber sicher 
problemlos gelingen wird. 
Wenn nicht das tunesische 
Volk den Kampf wieder 
aufnimmt und dem Re-
gime einen Strich durch 
die Rechnung macht!

Was hat sich für das tu-
nesische Volk geändert? 
Nichts! Es ist alles beim Al-
ten, bezüglich sowohl der 
sozialen (Ausbeutung und 
Ausplünderung, Arbeits-
losigkeit, Elend und Not) 
als auch der politischen 
Lage (kolonialfaschistische 
Diktatur). Die Unterwer-
fung des Landes unter den 

Imperialismus ist, wie sie 
war, und ebenso die Dik-
tatur der Kompradoren-
machthaber. Die Wahlen 
haben dazu beigetragen, 
das war ja auch ihr Sinn 
und Zweck, einen Teil des 
Volkes an der Nase herum 
zu führen und von Kampf 
um ihre Forderungen, im 
Betrieb und auf der Stras-
se, abzuhalten. Aber eben 
nur einen Teil, wie man 
an der de facto niedrigen 
Wahlbeteiligung sieht. 
Die tunesische „Revoluti-
on“ tritt seit dem Frühjahr 
(vielleicht April) auf der 
Stelle. Dabei hatte gera-
de die tunesische Revolu-
tion in mancher Hinsicht 
sehr stark begonnen. Vor 
allem was die Selbstorga-
nisation der Arbeiter- und 
Volksmassen betrifft, war 
Tunesien beispielgebend. 
Es kam in einigen Städ-
ten zur Verjagung bzw. 
Inhaftierung der Vertreter 
örtlichen Staatsmacht (der 
Bürgermeister, der Poli-
zeibesatzungen…) und 
zur Bildung „revolutionä-
rer Volkskomitees“. Diese 
Komitees kümmerten sich 
um den Selbstschutz des 
Volkes gegen Überfälle 
durch marodierende be-
waffnete Abteilungen der 
mit Zersetzungserschei-
nungen konfrontierten 
Staatsmacht und auch um 
die lebenswichtige Infra-
struktur für die Fortfüh-
rung des Kampfes (z.B. Sa-

nitäts- und Spitalsdienst). 
Auch die aktive Rolle, die 
neue entstandene demo-
kratische Frauenverbände 
spielten, springt ins Auge 
(und hat mit der „laizisti-
scheren“ Geschichte Tu-
nesiens im Vergleich etwa 
zu Ägypten zu tun). Aber 
gerade deshalb musste die 
Staatsmacht Zugeständ-
nisse machen (formale 
„Aufl ösung“ der Ben Ali-
Partei, des Geheimdiens-
tes und einiger Teile der 
Ben Ali’schen „Sonderpoli-
zei“), dort oder da zurück-
weichen, lavieren, um da-
für Zeit zu gewinnen, Zeit 
zu ihrer  Reorganisierung 
und Konsolidierung und 
zur Zersetzung und Ablen-
kung der Volksbewegung 
auf das für die Machtfrage 
harm- und bedeutungslo-
se Feld parlamentarischer 
Illusionen und Spielchen. 
Aber auch in Tunesien ist, 
wie in Ägypten, noch nicht 
aller Tage Abend.

Ägypten: 
Neues Auffl ackern der 
Revolte im November 

Der jüngste Entwicklung 
in Ägypten seit Mitte No-
vember, der neuerliche 
Ausbruch von Kämpfen, 
gewisse Widersprüche 
zwischen einer „uneinsich-
tigen“ Militärdiktatur und 
der Moslem-Bruderschaft, 
der wichtigsten politischen 
und ideologischen Stütze 
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22 Das, was in Ägypten (und anderswo) als „links“ und „pro-revolutionär“ daher kommt, ist über weite Strecken 
nicht nur keine revolutionäre oder auch nur wirklich radikaldemokratische und antiimperialistische Bewegung, 
sondern eher die „gemäßigte Konterrevolution“. Ein Beispiel dafür ist Abdelhalim Qandil, „Sprecher der linken 
Bewegung Kifaya“,  dem die österreichische Zeitschrift „Intifada“ (No. 34) mehrere Interview-Seiten widmet. 
Der Mann meinte - trotz der Ereignisse seit dem Sturz Mubaraks - im herbst 2011 noch immer, dass „der Mili-
tärrat keine feindlichen Maßnahmen (gegen das Volk) ergreifen kann, weil die ägyptische Armee ihm dies un-
möglich macht. .. Seit 200 Jahren … ist es nie passiert, dass die Armee eine Konfrontation mit den Volksmassen 
einging. Entweder entfachte die Armee selbst die Revolutionen… oder sie unterstützte die Revolutionen… (Im 
Januar) haben die Sicherheitsapparate den Fehler (!) gemacht, brutal an die Sache heranzugehen… Die zen-
trale Aufgabe ist es, eine vereinigte Partei der Linken zu bilden,…darunter der Nasseristen, Marxisten, Sozial-
demokraten, Islamisten mit progressiven Tendenzen, auch Liberale mit sozialer Verantwortung.“ Und auch für 
Libyen hat diese Figur eine guten Rat; dort sei „nach dem Abgang Gaddafi s eine Kraft von außen nötig, um die 
Integrität und Einheit ... zu bewahren. Ich glaube…, dass die beste Option die ägyptische Armee ist.“ Also soll 
die supernationaldemokratische ägyptische Armee, die dem Volk noch nie etwas getan hat, gleich auch noch in 
Libyen einmarschieren. Was bitte ist an solchen Positionen „links“ oder „anti-imperialistisch“? Übrigens wurde 
ein Blogger namens Maikel Nabil von diesem „volksnahen“ Militär gerade für drei Jahre ins Gefängnis gewor-
fen; er hatte nichts Besonderes getan, er hatte nur gebloggt: „Volk und Armee waren niemals eins.“

des Militärregimes, zuneh-
mende Unsicherheit des 
US-Imperialismus, auf wel-
che „Lösung“ er tatsächlich 
setzen soll (wobei sich von 
selbst versteht, dass jede 
der ins Auge gefassten Lö-
sungen den Staatsapparat 
unangetastet lassen und 
sich auf das Militär im Hin-
tergrund stützen würde) 
- das alles bestätigt, dass 
die politische Krise von ei-
ner „Lösung“ immer noch 
weit entfernt ist. Die Kom-
pradorenbourgeoisie kann 
nicht mehr so herrschen 
wie unter Mubarak und 
die Volksmassen wollen 
nicht mehr so leben wie 
unter Mubarak. Das bein-
haltet objektiv Elemente 
einer potentiellen revo-
lutionären Krise (obwohl 
es um die subjektiven 
Elemente, um wirkliches 
Klassenbewusstsein und 
auf die Revolution gerich-
tete Organisation bisher 
schlecht bestellt ist). Wie 
in Tunesien setzen auch in 
Ägypten die Imperialisten 
und ihre einheimischen 
Lakaien darauf, die Mas-
sen mittels eines groß an-
gelegten Wahlzirkus vom 
Kampf um ihre Interessen 
abzuhalten und gleichzei-
tig Schritt für Schritt den 

Staatsapparat wieder zu 
festigen. Der diesbezügli-
che Bourgeoisoptimismus 
war nach dem Abfl auen 
der Volksbewegung seit 
dem Frühjahr ziemlich 
hoch, um nicht zu sagen 
fast schon euphorisch, 
wurde allerdings durch 
die jüngste Entwicklung 
wieder abrupt erschüttert. 
Mit ein Grund für die Hef-
tigkeit der Kämpfe war 
die neuerliche unglaubli-
che Brutalität und Perfi die 
der Staatsmacht, während 
sie zugleich salbungsvoll 
die „freien und demokra-
tischen“, aber belanglosen 
Wahlen vorbereitete.

Vielleicht ist die „Revoluti-
on“ doch noch nicht ganz 
verspielt, sondern gelingt 
es den fortgeschrittensten 
Teilen der ägyptischen Be-
wegung, die „Normalisie-
rung“ zu durchbrechen, 
die Wahlen als das zu de-
nunzieren, was sie sind, 
und das Militärregime in 
Bedrängnis oder sogar - 
das ist ja das erklärte Ziel 
- zu Fall oder zumindest zu 
einem Rückzug zu bringen. 
Denn das ist das deklarier-
te Ziel: Kein Wahlzirkus, 
sondern zuallererst Rück-
tritt der Militärjunta. Seit 

November wird am Tahrir-
Platz gesungen: „Das Volk 
will den Fall des Feldmar-
schalls.“ Aber die Lage ist 
schwierig und eine Neu-
aufl age der alten „Tahrir-
Bewegung“ von Jahresbe-
ginn ist nicht möglich. Im 
Kampf um den Sturz des 
Mubarak-Regimes waren 
sich viele Klassen und poli-
tische Kräfte einig. Dieses 
Ziel einmal erreicht, teilte 
sich die Bewegung sofort 
in solche Kräfte, die vor-
wärts gehen wollten und 
solche, für die es genug 
war oder die durch das 
Militärregime in die Resi-
gnation getrieben werden 
konnten. Die „Einheit der 
Opposition“ oder „Einheit 
der Revolution“ kann es 
nicht geben, wenn ein Teil 
derselben nur seinen Anteil 
am Kuchen des Militärre-
gimes sucht und/oder sich 
in politischer Projektema-
cherei, Wahlparteien- und 
Verfassungszirkus, ergeht, 
statt an der Entfaltung des 
wirklichen Klassenkamp-
fes der Volksmassen inte-
ressiert zu sein. Auch die 
viel beschworene „Einheit 
der Linken“ kann es nicht 
geben, wenn sich in dieser 
„Linken“ so viele Rechte 
tummeln22. Die „Tahrir-Be-

„Arabischer Frühling“ Ägypten
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23 Und das nicht nur in der Propaganda, sondern die USA liefern den ägyptischen „Sicherheitskräften“ das 
Kampfgas. 2010 wurden „toxische Stoffe“ im Wert von 1,7 Mio. $ geliefert (ein kleiner Teil der milliardenschwe-
ren US-„Hilfe“ für Militär und „Sicherheitsapparat“, darunter alleine für die Armee 2,2 Mrd. $ jährlich). Dass die 
US-Botschaft im Dezember 100.000 $ „humanitäre Hilfe“ für die Kampfgasopfer zur Verfügung gestellt (oder 
dies jedenfalls angekündigt) hat, wird in Kairo zu Recht so betrachtet, als ob man einem, dem man gerade die 
Augen ausgestochen hat, zur Linderung Augentropfen anbieten würde. Der unglaublich massive Kampfgasein-
satz zusammen mit dem offenbar planmäßig betriebenen Zielen von Projektilen jeder Art auf die Augen hat zu 
einer gewaltigen Zahl an Erblindungen und schweren Augenschäden geführt - die allerdings in der „Todesop-
fer-Statistik“ nicht aufscheinen und damit den Imperialisten viel an moralischer „Erleichterung“ bringen.

wegung“ hat sich entlang 
ihrer Klasseninteressen 
gespalten und eine poli-
tisch bewusste Arbeiter-
klasse konnte und kann 
die Volksbewegung noch 
nicht führend prägen. 

Das Militärregime aber 
schlägt wild zurück gegen 
jede neue Aufwallung des 
Volkszorns. Die Reaktion 
marschiert. Einerseits wird 
die Wahlfarce abgezogen, 
andererseits wird alles an 
Protest oder Widerstand 
niedergeschlagen. Mili-
tärs, Polizisten und „Zi-
vile“ schleudern Steine, 
Ziegel und Betonbrocken 
von den Hausdächern auf 
Demonstranten, schlagen 
mit (bewusst auf Knochen-
brüche und schwere Ver-
letzungen berechneten) 
Schlagstöcken, Brettern, 
Eisenstangen, schießen 
mit Kampfgas, scharfer 
Munition, Tasers (Elektro-
schockwaffen), foltern, 
verhaften, töten. Bei den 
Demonstrationen zwi-
schen 19. und 24. Novem-
ber wurden - laut offi zi-
ellem Regierungsbericht! 
- 40 Menschen getötet 
und über 1.000 verletzt, 
bei der zweiten Welle ab 
dem 15. Dezember wur-
den 33 Menschen getötet 
und über 1750 verletzt 
und bei den vorläufi g letz-
ten Zusammenstößen am 
22. Dezember 2011 (die 
eine Antwort speziell auch 

auf das brutale und sexis-
tisch-repressive Vorgehen 
des „Sicherheitsapparats“ 
waren) wurden neuerlich 
17 Menschen getötet und 
900 verletzt.  

Der Sprecher der Militär-
diktatur macht immer wie-
der klar, dass sich die Rolle 
des Militärs auch in Zu-
kunft nicht ändern würde 
- gleich unter welcher „Zi-
vilregierung“ und unter 
welcher Verfassung. Es ist 
freilich fraglich, ob es nach 
den Plänen des Militärs 
geht. Nicht nur sind größte 
Teile des Volkes, auch sol-
che, die die „Revolution“ 
nicht weiterführen wollen, 
an einer „Zivilregierung“ 
statt an einer Militärjunta 
interessiert, sondern auch 
der US-Imperialismus und 
seine imperialistischen 
Spießgesellen. Wichtig 
für die Reaktion wäre 
nur, dass die Militärjunta 
nicht vom Volk beseitigt, 
sondern „von oben“ und 
kontrolliert in eine „Zivil-
regierung“ als Marionette 
des Militärs „übergeführt“ 
wird. Sollte hingegen „Ge-
fahr von unten“ bestehen, 
wäre die Militärjunta im-
mer noch das „kleinere 
Übel“. Deshalb verträgt 
sich die so verstandene  
Forderung nach einer „Zi-
vilregierung“ wunderbar 
mit der gleichzeitigen Un-
terdrückung der neuen 
„Tahrir-Bewegung“23  .

Auch damit wäre, selbst 
im besten Fall, noch nicht 
viel gewonnen. Was 
kommt nach der Militär-
junta, wenn diese ent-
weder „von unten“ oder 
„von oben“ dazu bewegt 
wird, in den Hintergrund 
zu treten? Eine „Zivilre-
gierung“! Da sind sich 
alle einig. Aber welche 
„Zivilregierung“? Was tut 
sie? Aus wem besteht sie? 
Selbst wenn die Militärjun-
ta nicht nur durch einen 
nebulosen „Druck von un-
ten“, sondern durch Mas-
senbewegungen gestürzt 
würde und sich auf dieser 
Grundlage eine neue wirk-
lich demokratische und 
anti-imperialistische Über-
gangsregierung bildete, 
wäre noch lange nicht 
alles gewonnen. Aber im-
merhin wäre das ein wei-
terer Schlag gegen, eine 
Niederlage der Imperialis-
ten und der einheimischen 
Kompradorenbourgeoisie 
und ihres Staatsapparats, 
es würde sie schwächen 
und dem revolutionär-
demokratischen Kampf 
bessere Bedingungen und 
vielleicht eine neue Schub-
kraft verschaffen. Denn 
nur darum geht es: die 
Kampfbedingungen für 
die Volksmassen in Rich-
tung einer volksdemokra-
tischer und wirklich anti-
imperialistischen Revoluti-
on zu verbessern. Benötigt 
wird nicht „konstitutionel-
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le“ Projektemacherei eini-
ger Politikerfritzen, son-
dern der Klassenkampf, 
die Selbstorganisation der 
Volksmassen (von rätear-
tigen Volkskomitees bis 
zu einer klassenbewuss-
ten Gewerkschaftsbewe-
gung), die Herausbildung 
einer führenden Rolle der 
Arbeiterklasse in der Be-
wegung und der Aufbau 
einer revolutionär-kom-
munistischen Partei. Das 
ägyptische Volk hat noch 
einen langen Weg vor 
sich, aber es hat wichtige 
Schritte gemacht und den 
Anfang des Wegs erkun-
det. Man wird sehen, wie 
die Volksbewegung und 
vor allem ihre radikalde-
mokratischen und revolu-
tionären Kräfte sich durch 
diese schwierige Phase 
durch und aus ihr heraus-
arbeiten.

In den Vordergrund wer-
den derzeit die Wahlen 
geschoben, vorgeblich Hö-
hepunkt und Bewährungs-
probe der „Demokratie“, 
in Wirklichkeit Entmündi-
gung und Verhöhnung des 
Volkes. Ganz abgesehen 
einmal davon, was man 
von solchen parlamentari-
schen Wahlen generell zu 
halten hat, ob man etwa 
wirklich meint, dass ir-
gendein Wahlergebnis die 
faschistische Militärdikta-
tur auch nur oberfl ächlich 
ankratzen könnte, dass 
das kandidierende Partei-
enspektrum über weite 
Strecken völlig intranspa-
rent ist (die meisten sind 
gerade erst gegründet 
worden, auch die zweit-
stärkste Partei, die salafi s-
tische Al-Nour wurde erst 
nach dem Sturz Mubaraks 
gegründet), dass jedenfalls 
keine Partei dabei ist, die 

die Interessen der Volks-
massen vertritt - ganz ab-
gesehen von dem allem, 
dreht es  sich hier nicht 
vielleicht um normale bür-
gerliche Wahlen, die an 
einem oder zwei Wochen-
enden ablaufen. Nein, das 
ägyptische Volk wird mo-
natelang am parlamenta-
rischen Nasenring herum-
geführt. Ein langwierige-
res, komplizierteres und 
verwirrenderes Wahlthea-
ter kann sich der mensch-
liche Geist wohl kaum aus-
denken. Am 28.November 
begann die erste Runde 
der Parlamentswahlen, 
sie läuft in drei Etappen 
bis 10.Jänner 2012 (!). Am 
29.Jänner 2012 beginnt 
dann die nächste Wahl, 
die einer Zweiten Kam-
mer des Parlaments, sie 
dauert bis 11.März 2012. 
Also werden die Ägypter 
mehr als drei Monate mit 
Wahlen gefüttert. Und 
aus gutem bourgeoisen 
Grund: Denn in Zeiten 
von Wahlen, noch dazu 
so bedeutungsschwange-
ren, bei denen es ja „seit 
30 Jahren erstmals“ und 
dann auch gleich um die 
Demokratie an sich geht, 
unabhängig von ihrem In-
halt und ihrer konkreten 
Gestalt - in solchen Zeiten 
darf man nicht um seine 
Interessen kämpfen, das 
wäre „undemokratisch“, 
das versteht sich doch von 
selbst. Zugleich wählt das 
Parlament aus seiner Mit-
te eine hundertköpfi ge 
„Verfassunggebende Ver-
sammlung“, die eine neue 
Verfassung ausarbeitet, 
über die es dann ein Re-
ferendum gibt. Und auch 
Präsidentschaftswahlen 
wird es irgendwann ein-
mal (vielleicht Ende 2012) 
geben. Wenn das wirklich 

alles so planmäßig abläuft, 
dann ist bis dahin mit Si-
cherheit endgültig alle 
Luft aus „Frühling“ und 
„Revolution“ raus. Und 
das ist ja auch der Zweck 
der Übung. Nicht umsonst 
waren die meisten der Mi-
litärdiktatur einigerma-
ßen kritisch gegenüberste-
henden Kräfte gegen den 
frühen Wahltermin, aber 
die diesbezügliche Volks-
abstimmung vom März er-
gab eine Mehrheit für den 
Plan der Militärs. Dazu 
kommt wie gesagt die 
Frage, wer da eigentlich 
kandidiert. Im Grunde ste-
hen sich „Islamisten“ und 
Ableger des „freien Wes-
tens“ sowie einige Tenta-
kel des Militär- bzw. des 
Mubarakregimes gegen-
über, darunter auch hohe 
Würdenträger der frühe-
ren „Nationaldemokrati-
schen Partei“ Mubarak’s, 
die trotz massiver Proteste 
im November vom Höchst-
gericht ausdrücklich zur 
Wahl zugelassen wurden. 

Die erste Etappe der ägyp-
tischen Wahlen lief zwi-
schen Ende November 
2011 und Anfang Jänner 
2012 in drei regionalen Se-
quenzen ab. Die Wahlbe-
teiligung lag laut Auskunft 
der Wahlbehörde, also der 
Militärdiktatur, bei etwa 
60% und damit „sehr 
hoch“. Nicht bekanntge-
geben wurde bisher, auf 
wie viele als wahlberech-
tigt Registrierte sich diese 
Beteiligungsquote über-
haupt bezieht. (Immerhin 
hatten sich - siehe oben - 
in Tunesien z.B. überhaupt 
nur 45% der Wahlfähigen 
registrieren lassen.) Ist ja 
auch egal. Hauptsache ist, 
dass man irgendeine Farce 
abliefert, die als „Sieg der 

„Arabischer Frühling“ Ägypten
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24 Kurz vor dessen Abdankung erklärte Gaddafi , auf Zine Ben Ali angesprochen. „Es gibt keinen Besseren, um 
Tunesien zu regieren, als Zine.“ Er, Gaddafi , wünsche nicht nur, dass Zine in dieser Situation an der Macht bleibe, 
sondern dass er für immer an der Macht bleibe.

Demokratie“ gepriesen 
werden kann. Klare Sieger 
dieser Wahlen waren die 
Moslem-Bruderschaft  mit 
41%  und die salafi stische 
Al-Nour mit 20% der ab-
gegebenen Stimmen. Zu-
sammen mit der kleineren 
„gemäßigten“ Wassat fuh-
ren die „Islamisten“ etwa 
65% ein. Daraus wird im 
neuen Parlament bei den 
Abgeordneten eine Mehr-
heit von weit über zwei 
Dritteln (über 70%), davon 
46% für die Moslem-Bru-
derschaft und 23% für die 
Al-Nour. Die „Islamisten“ 
sind allerdings kein ein-
heitlicher Block, sondern 
werden wahrscheinlich 
ziemlich rasch bzw. sind 
teils schon in Widersprüche 
untereinander geraten, 
wobei auch die Haltung 
zu Israel eine Rolle spielt, 
nicht weil sie nicht alle die 
Mubarak’schen Verträge 
mit Israel aufrechterhalten 
wollen, sondern weil sie 
das gegenüber den Volks-
massen auch irgendwie 
rechtfertigen müssten.

Wie schon in Tunesien 
zeigt das ganze Wahlthea-
ter nur, dass diese Wahlen 
ebenso für die Katz’ sind 
wie die bisherigen unter 
den Mubarak und Ben Ali, 
dass sie aber ein wunder-
bares Mittel sind, um das 
Volk in die Passivität und 
Resignation zurückzudrän-
gen, es zu spalten, es in Il-
lusionen zu wiegen, es auf 
absurde Holzwege zu füh-
ren… und zugleich dem 
jeweiligen Regime eine 
„demokratische Legitima-
tion“ zu verschaffen, die 

es dem „freien Westen“ 
erlaubt, die „Zusammen-
arbeit“ mit dem alt-neuen 
Regime ungestört fortzu-
setzen. Selten zeigen sich 
die Illusionen und Perver-
sitäten des bürgerlichen 
Parlamentarismus so schla-
gend wie in Tunesien und 
Ägypten. 

Libyen: 
Neue strategische Lage 

seit der „Befreiung“

Die Entwicklung der Volks-
bewegung nahm in Libyen 
einen völlig anderen Ver-
lauf als die in Tunesien und 
Ägypten. Jetzt denken si-
cher viele an die NATO-
Aggression. Sie nahm aber 
schon vorher einen ganz 
anderen Verlauf und das 
war mit ein Grund für die 
imperialistische Aggressi-
on. Die Volksbewegung 
stieß, kaum hatte sie sich 
erhoben, sofort mit un-
geheurer Gewalt mit dem 
Gaddafi ’schen Staatsappa-
rat zusammen. Dieser war 
nicht zu dem geringsten 
„Zugeständnis“ bereit und 
ging sofort äußerst ge-
walttätig gegen die rebel-
lierenden Massen (zuerst, 
das ist schon weitgehend 
„vergessen“, vor allem ge-
gen die in Tripoli) vor. Gad-
dafi  hatte das Schicksal 
seiner „Brüder“ Ben Ali24 

und Mubarak vor Augen 
und entschied sich, den 
Weg der sofortigen und 
harten Konfrontation zu 
gehen. Und zwar mit er-
heblich mehr Brutalität als 
ein Assad oder Saleh dies 
nach ihm taten. Das wie-
derum zwang die Volksbe-

wegung, ebenfalls sofort 
zu den Waffen zu grei-
fen. Befördert wurde das 
auch durch Desertionen 
aus der libyschen Armee, 
sodass Gaddafi  neben sei-
nem „Sicherheitsapparat“ 
und seinen „Elitetruppen“ 
auch ausländische Söldner 
(darunter die einer israeli-
schen „Sicherheitsfi rma“, 
übrigens ein Exportschla-
ger Israels) anwerben und 
einsetzen musste. Es ent-
wickelte sich daher sehr 
rasch ein regelrechter Bür-
gerkrieg. Kurz darauf kam 
es zum NATO-Überfall.

Die libysche Volksbewe-
gung reihte sich ein in die 
Kette „arabischer Revolu-
tionen“ wie die tunesische 
oder ägyptische. Sie hat-
te ähnliche Ursachen und 
ähnliche Ziele, sie wurde 
zweifellos von den Ereig-
nissen in den  Nachbar-
ländern befl ügelt und sie 
hätte bei einem Zurück-
weichen Gaddafi s auch 
ähnlich verlaufen können. 
Das war ihr Hauptcharak-
teristikum. Sie war keine 
vom westlichen Imperia-
lismus angezettelte oder 
gesteuerte Bewegung. An 
jeder solchen Volksbewe-
gung beteiligen sich aber 
natürlich klassenmäßig, 
ideologisch, politisch ver-
schiedenste Kräfte, die in 
verschiedenen Richtun-
gen ziehen. Und fast im-
mer sind auch reaktionäre 
Kräfte darunter, die mit 
Hilfe der Bewegung ihre 
eigenen Spielchen spielen 
wollen. Oft gelingt es sol-
chen reaktionären Kräf-
ten, sich an die Spitze ei-
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25  Abdeljalil an die Adresse Italiens: „Der italienische Kolonialismus hat uns Strassen gebracht und sehr schöne 
Gebäude, die wir heute noch in Tripoli, Derna und Bengasi bewundern; er hat uns Entwicklung der Landwirt-
schaft gebracht, gerechte Gesetze und eine gerechte Gerichtsbarkeit. Alles das wissen die Libyer sehr gut.“ 
(zitiert nach Afrique Asie, November 2011)

 26 Z.B. hielt das Gaddafi -Regime alleine in Italien Beteiligungen (meist 1-3%) an dem Öl- und Gaskonzern ENI, 
an dem Rüstungskonzern Finmeccanica (dies unter anderem zwecks gemeinsamer Entwicklung eines „Grenzsi-
cherungssystem“ - für die „Festung Europa“), an FIAT, dann eine sehr erhebliche an der UniCredit (7,6%!) und 
- eine Kuriosität, aber auch mit schöner Rendite! - eine an Juventus Turin (7,5%) sowie ein 50%-Joint Venture 
mit dem Baukonzern Impregilo für das libysche Autobahnnetz.

ner solchen Bewegung zu 
setzen. So auch in Libyen, 
wo sich allerhand frühere 
(manche sogar bis zuletzt) 
Parteigänger Gaddafi s und 
einige Importartikel aus 
den USA an die Spitze des 
„Übergangsrats“ setzten. 
Oder jedenfalls an die Spit-
ze derjenigen Clique, mit 
der die Sarkozys und Ca-
merons verhandelten, die 
sie pushten und die daher 
im Ausland als „Sprecher 
der Rebellen“ bekannt ge-
macht wurde. Wir wissen 
nämlich nach wie vor nicht, 
aus wem der „Übergangs-
rat“ von mehr als 40 Mit-
gliedern bestand (es hieß, 
er würde bewusst geheim 
gehalten), wir kennen nur 
einige führende Leute wie 
z.B. seinen Chef Abdeljalil, 
ehemaliger „Justizminis-
ter“ unter Gaddafi  und 
offener Knecht des Neoko-
lonialismus25. Wir wissen 
aber auch, dass es heftige 
Widersprüche und Kon-
fl ikte innerhalb und um 
den „Übergangsrat“ gab, 
die z.B. zur Erschießung 
von Yunis, dem damaligen 
militärischen Oberbefehls-
haber der „Rebellenar-
mee“ und früheren Innen-
minister unter Gaddafi , 
der von anderen Kräften 
im Machtzentrum der „Re-
bellen“ kaltgestellt wurde. 
Es gab also und gibt zwei-
fellos heute mehr denn je 
Widersprüche unter den 
„Rebellen“.

Natürlich werden sich die 
imperialistischen Geheim-
dienste schon vor Aus-
bruch der Revolte in Li-
byen umgetrieben haben 
und nachher erst recht. 
Natürlich haben sie in die 
Kämpfe direkt eingegrif-
fen. Aber es ist dennoch 
nicht nur absurd, sondern 
niederträchtig, zu be-
haupten, in Libyen habe 
das Volk - ganz anders als 
in den Nachbarländern - 
eigentlich gar nicht gegen 
Gaddafi  revoltiert (und es 
habe dafür ja auch kei-
nen Grund gehabt ange-
sichts des „sozialen“, „ba-
sisdemokratischen“ und 
„antiimperialistischen“ 
Ansehens, das dieses Re-
gime in der europäischen 
„Linken“ genießt!) und sei 
die Volksrevolte nur von 
den Imperialisten „ange-
zettelt“ worden. Was für 
eine verächtliche Gering-
schätzung der libyschen 
Volksmassen, was für eine 
Verhöhnung ihrer Ausbeu-
tung und Unterdrückung, 
was für ein Aberglaube 
auch an die Allmacht des 
Imperialismus, was für ein 
Apologetentum gegenü-
ber dem Gaddafi -Regime! 
Die Imperialisten sind le-
diglich auf die Volksbewe-
gung aufgesprungen und 
haben (teilweise mit Er-
folg) versucht, sie für sich 
zu instrumentalisieren. So 
handeln sie immer, wenn 
sich eine Gelegenheit da-

für bietet. Es ist wahr, dass 
in Libyen Teile der „Rebel-
len“ um NATO-„Hilfe“ ge-
bettelt haben, aber es ist 
auch wahr (und sogar von 
der zweifelsohne pro-im-
perialistischen (und in der 
arabischen Ausgabe auch 
pro-salafi stischen!) qatari-
schen TV-Kette Al Jazeera 
dokumentiert), dass sich 
andere Teile dagegen aus-
gesprochen haben.

Dass sich die Imperialis-
ten gerade Gaddafi  als 
Zielscheibe (wie zuvor 
Saddam Hussein im Irak) 
ausgesucht haben, hat kei-
nesfalls damit zu tun, dass 
dieser Gaddafi  etwa „an-
tiimperialistisch“ gewesen 
wäre. Vielmehr war er ein 
voll in das imperialistische 
System integrierter Finan-
zoligarch26. Zwar war er 
ein „Freund“ und im Falle 
Berlusconis sogar ein „Bru-
der“, in den Hauptfragen 
(Ölexporte, verlässliche 
Haltung zu Israel, Organi-
sierung der Blockade der 
afrikanischen Emigrati-
on nach Europa, Mitwir-
kung an den Umtrieben 
gegen den Sudan…) auch 
sehr verlässlich, aber halt 
auch in manchen Fragen 
für die Imperialisten auch 
„unbequem“ und „un-
berechenbar“. Wenn sich 
daher eine Gelegenheit 
ergäbe, hatten sie schon 
längst im Auge, Gaddafi  
durch einen noch „ver-

„Arabischer Frühling“: Libyen
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 27 Das Getue und Gejammere einiger Imperialisten über die Lynchjustiz an Gaddafi , inzwischen natürlich ver-
stummt weil überholt, und dass ein ordentliches Gerichtsverfahren viel besser gewesen wäre, rührt daher, dass 
ihnen das die Möglichkeit geboten hätte, mit dem „Schicksal Gaddafi ’s“ monatelang von den wichtigen Fragen 
der „Revolution“ abzulenken. Offenbar gab es aber unter den Imperialisten unterschiedliche Positionen in die-
ser Frage. Daher auch französische Vermutungen, die Tötung Gaddafi ’s sei direkt vom französischen Generalstab 
(unter Mithilfe der USA) entschieden und initiiert worden, und analoge US-amerikanische und britische Vermu-
tungen, die Sache sei direkt von den USA kommandiert worden. Jedenfalls wurde er irgendwie umgebracht und 
irgendwelche Imperialisten waren irgendwie involviert. Beide Optionen - Gerichtsverfahren oder unmittelbare 
Tötung - hatten ihre Pro und Kontra. Gegen ein Gerichtsverfahren sprach vielleicht auch, dass sicher der imperia-
listische „Internationale Strafgerichtshof“ ins Spiel gekommen wäre, sich aber die neue libysche Führungsclique 
eine Auslieferung Gaddafi ’s wegen der „nationalen Würde und Einheit“ nicht hätte leisten können. Überhaupt 
darf man im Falle Libyens das Thema der „nationalen Würde und Einheit“ nicht unterschätzen, denn es gab 
natürlich nicht nur Gegner des Gaddafi -Regimes, sondern auch viele Anhänger.

lässlicheren“ Wasserträger 
zu ersetzen. Außerdem 
geht es ja immer auch um 
Umverteilung unter den 
Imperialisten (z.B. dar-
um, die prominente Rolle 
des „Bruderlandes“ Itali-
en zu reduzieren).Mit der 
Volkserhebung gegen das 
Gaddafi -Regime und an-
gesichts der Durchsetzung 
seiner Führung mit reak-
tionären, pro-imperialisti-
schen, ex-gaddafi stischen 
Elementen sowie der Un-
klarheit in großen Teilen 
der Volksbewegung über 
die von jeder imperialisti-
schen „Hilfe“  ausgehende 
Gefahr - mit alldem sahen 
die meisten Imperialisten 
ihre Chance gekommen 
und schlugen los, Frank-
reich und Großbritanni-
en an der Spitze, die USA 
„in der Etappe“ (wie die 
Militärs sagen). Für die 
Imperialisten war der ver-
heißungsvolle Sturz des 
Gaddafi -Regimes zu einem 
bestimmten Zeitpunkt das 
Hauptkettenglied, das zu 
ergreifen war. Es ist dabei 
auch nicht zu vergessen, 
welch eminente Rolle das 
libysche Öl für die Energie-
versorgung speziell Frank-
reichs und Italiens spielt. 
Frankreich ließ sich vom 
„Übergangsrat“ sofort 
eine Quote von 35% am li-
byschen Öl zusichern, aber 
die italienische ENI wird 

auch ihre alte Quote von 
30% verteidigen. Die fran-
zösische Total und die ENI 
nahmen die Ölförderung 
und -lieferung bereits kurz 
vor dem Tod Gaddafi s und 
der Eroberung von Sirte 
wieder auf. 

Gerade weil man sich aber  
auf die „Rebellen“ (und 
auf die Vormachtstellung 
deren pro-imperialistischer 
Führer) nicht 100% verlas-
sen konnte und wollte, 
kam es zur NATO-Inter-
vention. Was ist, müssen 
sich die NATO-Imperialis-
ten damals gefragt haben, 
wenn das Gaddafi -Regime 
schwächer ist und stärker 
bröckelt als erwartet, die 
„Rebellen“ es zu Fall brin-
gen und sich in den Reihen 
der „Rebellen“ nicht „un-
serer Leute“ durchsetzen, 
sondern unbekannte loka-
le Führer? Immerhin waren 
sie durch die Wucht der 
Rebellion überrascht. Jetzt 
war der Zeitpunkt für die 
NATO, zuerst für Frank-
reich und Großbritannien 
(und die USA „im Hinter-
grund“), gekommen. 

Ab diesem Zeitpunkt 
musste der Kampf gegen 
das Gaddafi -Regime mit 
dem gegen die imperialis-
tische Aggression verbun-
den werden. Eine taktisch 
außerordentlich schwie-

rige Herausforderung, zu 
deren Bewältigung die 
libysche Volksbewegung 
jedenfalls die guten Rat-
schläge „linker“ Kiebitze 
und Gaddafi -Verehrer aus 
dem christlichen Abend-
land als letztes brauchte. 

Mit dem Tod Gaddafi s27 
und dem Fall von Sirte 
drehte die Situation. Das 
Gaddafi -Regime einmal er-
ledigt, entstand eine ganz 
neue strategische Lage. 
Jetzt ging und geht es um 
die Organisierung des Wi-
derstandskriegs gegen die 
imperialistische Unterwer-
fung Libyens und gegen 
den offenen und direkten 
Statthalter des Imperialis-
mus, den die „Übergangs-
regierung“ - jedenfalls als 
Ganzes genommen, unab-
hängig von eventuellen 
inneren Widersprüchen 
- darstellt. Jetzt müssen 
alle Kräfte zusammen-
geschlossen werden, die 
wirklich zum Kampf ge-
gen Imperialismus und Ne-
okolonialismus und seine 
einheimischen Wasserträ-
ger und für eine volksde-
mokratische Perspektive 
bereit sind. Das bedeutet 
eine neue Widerspruchs-
lage, neue Fronten, neue 
Feinde und neue Bünd-
nisse. Es bedeutet massive 
Umgruppierungen in und 
zwischen den Lagern. Jetzt 



34

28 Diese Ziele gehen einher mit Reaktion auf der ganzen Linie im wahrsten Sinn des Wortes. Z.B. sieht der am 2. 
Jänner 2012 veröffentlichte Entwurf für das neue Wahlgesetz vor, den Frauenanteil im Parlament in der Konsti-
tuierenden Versammlung, also dem Parlament, zu marginalisieren. Artikel 1 sieht vor: „Der allgemeine natio-
nale Kongress besteht aus 200 Abgeordneten, die in freier und direkter Wahl gewählt werden, wobei 10% der 
Sitze für Frauen bestimmt sind.“ Was freilich sofort heftige Gegenreaktionen und Demonstrationen auslöste.

trennt sich unter den „Re-
bellen“ die (bloß anti-gad-
dafi stische und teilweise 
sogar pro-imperialistische) 
Spreu vom demokratischen 
und antiimperialistischen 
Weizen. Aber auch frü-
here Gaddafi -Anhänger, 
sofern sie nicht selbst Teil 
der faschistischen Repres-
sionsmaschinerie waren, 
müssen sich neu positio-
nieren. Die Gruppierung 
der Kräfte entlang neuer 
Widersprüche ist im Um-
bruch. Neuerlich ist eine 
außerordentlich komplexe 
und schwierige Lage ent-
standen.

Wie stellt sich die Lage 
für die „Übergangsregie-
rung“ dar? Sie sieht ihre 
Zielsetzung in der Wieder-
herstellung einer funkti-
onsfähigen und weitge-
hend an den Strukturen 
des alten Staatsapparats 
angelehnten Staatsmacht, 
der Entwaffnung der „Re-
bellenmilizen“, der Wie-
derherstellung des „Ge-
waltmonopols des Staa-
tes“ und der Eliminierung 
aller Formen von Selbstor-
ganisation des Volkes, der 
Ausschaltung der „unzu-
verlässigen „Rebellenfüh-
rer“ und statt dessen der 
Einsetzung neokolonial 
orientierter Kreaturen, 
seien es solche des alten 
Regimes, seien es Import-
artikel aus dem imperia-
listischen Ausland (oder 
aus den Vasallenstaaten 
am Arabischen Golf)28 . So 
wurden sage und schreibe 
nur zwei „Rebellenkom-
mandanten“ in Schlüssel-
positionen aufgenommen, 

Faouzi Abdelal (früher 
Kommandant von Misra-
ta) als Innen- und Oussa-
ma Jouili (früher Komman-
dant von Zenten) als Ver-
teidigungsminister, aber 
offensichtlich sofort wie-
der „neutralisiert“, letzte-
rer durch die Ernennung 
eines proamerikanischen 
Generalstabschefs „an sei-
ner Seite“. Man weiß auch 
noch nicht, wie sich diese 
beiden Leute selbst positi-
onieren. Weitere „Rebel-
lenführer“ außer diesen 
beiden wollte der Chef der 
„Übergangsregierung“, 
ein „Geschäftsmann“ mit 
Golfstaaten-Hintergrund, 
Abdel Rahim Al-Kib, im Na-
men der „nationalen Ver-
söhnung“ und einer „aus-
gewogenen Regierung, in 
der alle Kräfte vertreten 
sind“, nicht zulassen. Ganz 
in diesem Sinne wurde das 
Öl- und Gasressort einem 
gewissen Ben Yazza anver-
traut, einem Mann aus der 
Führungsetage des italie-
nischen Ölkonzerns ENI. 
 
Wir haben es heute in Li-
byen mit einer radikal 
veränderten strategischen 
Lage zu tun. Es wird wahr-
scheinlich der Bürgerkrieg 
gegen das Gaddafi -Re-
gime übergehen in einen 
anderen Bürgerkrieg. Sol-
che rasche Wechsel in der 
Widerspruchslage, im Ver-
lauf der strategischen (und 
taktischen) Fronten, in der 
Festlegung des Hauptsto-
ßes, in der notwendigen 
Ausrichtung der Bünd-
nispolitik usw. sind nichts 
Ungewöhnliches im Klas-
senkampf. Das kann man 

an unzähligen Beispielen 
aus der Geschichte sehen 
(von den Etappen der rus-
sischen Revolution 1917 
über die verschiedenen 
Etappen der chinesischen 
Revolution bis zum Kampf 
der Komintern gegen Fa-
schismus und Krieg). In 
jeder Lage muss eine kon-
krete Analyse der konkre-
ten Situation und ggf. die 
notwendige strategische 
Neupositionierung vor-
genommen werden. Eine 
Bewegung, die diese sehr 
schwierige Aufgabe nicht 
bewältigt bzw. falsche 
strategische Orientierun-
gen verfolgt, geht schlicht 
unter. Das an die Adresse 
solcher Leute hier bei uns, 
die ungeachtet der Ent-
wicklung der Lage „immer 
schon“ die NATO und den 
Imperialismus bekämpften 
(so weit, so gut), aber zu-
gleich das Gaddafi -Regime 
verteidigten. Damit, dass 
das Gaddafi -Regime jetzt 
gestürzt ist, begründen 
sie, dass man den Kampf 
gegen dieses Regime vor-
her nicht hätte führen 
sollen. Ohne Kampf um 
den Sturz dieses Regimes 
hätte es aber überhaupt 
keine Volksrebellion und 
damit auch keinen wirk-
lichen Kampf gegen den 
Imperialismus gegeben. 
(In der Verblendung ge-
wisser Leute allerdings 
heißt die Frage: Wozu 
brauchte man auch eine 
Volksbewegung, wo doch 
der Imperialismus ohne-
hin von Gaddafi  bekämpft 
wurde?) Das Gaddafi -Re-
gime hat nicht nur einen 
Kampf gegen den Imperi-
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29 Man stelle sich nur vor, wie das Regime auf Streiks der Arbeiter auf den Ölfeldern z.B. des italienischen ENI-
Konzerns (an welchem das Gaddafi -Regime selbst wiederum vermittels der Libyan Investment Agency (LIA) eine 
Beteiligung hielt) reagiert hätte. Und man sah ja über Jahre hin, wie auf jede selbständige gewerkschaftliche 
und politische Äußerung, von einem Streik gar nicht zu reden, reagiert wurde, während sich zugleich die Le-
bensbedingungen der Massen immer weiter verschlechterten. Die Repression jedes Hauches von Volkswider-
stand war in Libyen mindestens so brutal wie etwa in Ägypten oder Tunesien, Streiks und Gewerkschaften 
wurden in Libyen genauso unterdrückt und verfolgt und auch die angeblichen sozialen Errungenschaften gab 
es von vornherein nur für kleine Teile des Volkes und insbesondere nur auf dem Rücken der Migranten und sie 
wurden in den letzten 10, 15 Jahren immer mehr abgebaut.
 
30 Das ist auch der Grund dafür, dass an manchen Fronten und zu manchen Zeitpunkten die Bomben- und 
Raketen„hilfe“ aus der Luft gezielt ausblieb, man so Niederlagen oder Rückschläge der „Rebellen“ geradezu 
begünstigte oder ihren Vormarsch torpedierte und dass etliche Male sogar bestimmte „Rebellentruppen“ bom-
bardiert wurden. Kein Wunder, dass in Libyen gemunkelt wurde, dass das nicht alles irrtümliches „friendly fi re“ 
war, sondern Absicht, um anti-imperialistische Verbände  auszuschalten.

alismus nicht geführt, son-
dern auch den Kampf der 
Arbeiter- und Volksmassen 
um ihre sozialen und po-
litischen Interessen brutal 
unterdrückt und in Blut 
erstickt, wie es auch jeden 
wirklich anti-imperialisti-
schen Volkskampf im Blut 
erstickt hätte.29 

Was sind in der jetzi-
gen Lage die politischen 
Hauptanliegen der Impe-
rialisten und der „Über-
gangsregierung“?  Ent-
waffnung der Rebellen-
milizen, Rekonstruktion 
des Staatsapparats, Wie-
derherstellung des Macht-
monopols des Staates. Das 
ist auch das immer wieder 
mit Sorgenfalten auf der 
Stirn betonte Hauptanlie-
gen der Imperialisten. Bis 
dahin sei die Lage nicht 
stabil und nicht wirklich 
unter Kontrolle und sei die 
„Übergangsregierung“ 
gefährdet. Bis heute erklä-
ren die westlichen Imperi-
alisten, dass man sich auf 
den „Übergangsrat“ bzw. 
jetzt die „Übergangsregie-
rung“ nicht wirklich ver-
lassen könne. Unmittelbar 
nach der Tötung Gaddafi s 
(tags darauf!), es waren 
noch gar nicht alle Kämpfe 
beendet, wurde von den 
westlichen Imperialisten 
lautstark die sofortige und 

konsequente Entwaffnung 
der „Rebellenarmee“ als 
allerwichtigste und dring-
lichste Sofortmassnahme 
gefordert, weil ansonsten 
- wie weitsichtig! - ein neu-
er Bürgerkrieg drohe. Es 
wurde darauf verwiesen, 
dass bereits erste Schar-
mützel zwischen einander 
bekämpfenden Truppen-
teilen der „Rebellenar-
mee“ stattfänden und die 
lokalen Kommandanten 
ganz unterschiedliche Vor-
stellungen über das weite-
re Vorgehen hätten30, wel-
che weise Vorahnung sich 
inzwischen sehr konkre-
tisiert hat. Abdeljalil und 
nach ihm Al-Kib mussten 
- „zwar zu ihrem großen 
Bedauern, aber als Realis-
ten“ - antworten, dass dies 
„verfrüht“ und (noch) un-
möglich sei und ein solcher 
Versuch die Lage nur noch 
verschärfen und explosiver 
machen würde. Aber es 
bleibt dabei, dass die Ent-
waffnung der „Rebellen“ 
(bzw. die Integration der 
„Willigen“ aus ihren Rei-
hen in die rasch wieder-
herzustellende reguläre 
Armee, bei Entwaffnung 
der „Unwilligen“) das pri-
vilegierte Ziel er „Über-
gangsregierung“ ist, um. 
Wegen der „Unsicherheit“ 
der Lage wird auch - trotz 
der formellen Aufhebung 

der Sanktionen gegen Li-
byen durch USA und UNO 
am 17. Dezember 2011 
- die große Masse des be-
schlagnahmten libyschen 
Geldes weiter zurückge-
halten (und nur 30 Mrd. $ 
freigegeben): Man wisse 
ja nicht genau, sagte z.B. 
der britische Premierminis-
ter Cameron offenherzig, 
wen und was man da ei-
gentlich fi nanziere. Geld, 
beschlagnahmtes libysches 
Geld wohlgemerkt!, gibt’s 
nur in kleinen Portionen 
zurück und nur für von 
den westlichen Imperialis-
ten festgelegte und kon-
trollierte Zwecke. 

Sowohl die am 17.Novem-
ber erfolgte Ernennung 
von Khalifa Belkacem 
Haftar zum Generalstabs-
chef der Armee des „neu-
en Libyen“ als auch die 
von Abdelhakim Belhadj 
zum Militärkommandan-
ten von Tripoli sind heftig 
umstritten. Ersterer ist ein 
seinerzeit in der Sowjetu-
nion ausgebildeter heuti-
ger Parteigänger des US-
Imperialismus, letzterer ein 
alter „Djihadist“, früher 
angeblich (laut Mezri Had-
dad, „La face cachée de 
la révolution tunisienne“, 
2011) die „Nr.5“ in der Al-
Qaida-Hierarchie, jeden-
falls eine düstere Figur, die 
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31 Dies würde allerdings wegen des Finanzbedarfs und des an Menschenmaterial (unter der Voraussetzung, dass 
es (noch) keinen teilweisen Umbau der Wirtschaft, des Staates und der Staatsausgaben in Richtung Kriegswirt-
schaft gibt) voraussetzen, Verbände aus Afghanistan nach Libyen zu verlegen. Die USA ihrerseits überspan-
nen ohnehin bereits ihre Kräfte. Der US-Imperialismus hat im Irak eine schwere Niederlage eingesteckt, das 
Bush’sche Projekt eines durchkolonisierten „Grossen Mittleren Ostens“ unter US- Herrschaft und zionistischer 
Statthalterei ist gescheitert, auch der ersehnte Zugriff auf das irakische Öl hat nicht wie gewünscht geklappt, 
denn die Fördermengen liegen weit unter dem Stand von vor dem US-Einmarsch und die Exploitation des Öls 
wird immer schwieriger. Und in Afghanistan folgt die nächste Niederlage auf dem Fuß. „Imperial overstretch“ 
kann man nur sagen, „Aufstieg und Fall“ einer im historischen Maßstab ja doch nur zeitweilig großen Macht. 

sich zwar an den Kämpfen 
gegen das Gaddafi -Regime 
nicht beteiligt hatte, aber 
post festum mit seinen nur 
300 Mann (!) in Tripoli „ein-
marschierte“ und sich selbst 
- gegen die Milizen aus Zen-
ten, Nefoussa, Misrata etc., 
die Tripoli tatsächlich ero-
bert hatten - zum Militär-
kommandanten der Stadt 
proklamierte. Er hat aber 
offenbar politischen und fi -
nanziellen Rückhalt aus Qa-
tar und wurde von der neu-
en Regierung bald in dieser 
Funktion bestätigt. Diejeni-
gen „Rebellenmilizen“, die 
die Hauptlast des Kampfes 
gegen das Gaddafi -Regime 
getragen haben und sich 
bisher nicht entwaffnen 
lassen und die tatsächliche 
militärische Kontrolle nicht 
aus der Hand und an solche 
Kreaturen abgeben, haben 
sich - wenn auch nicht ohne 
Widersprüche untereinan-
der - in einer wenn auch 
recht losen „Union der 
thouwar“ („Union der Re-
volutionäre“) verbunden. 
Es handelt sich dabei um 
etwa 30 regionale Milizver-
bände, die aus Zenten und 
aus dem Djebel Nefoussa 
als Kern, die Front gegen 
die Politik der Regierung 
Al-Kib machen, speziell ge-
gen die Entwaffnung der 
Milizen, gegen den von 
ihnen geforderten Abzug 
aus Tripoli (hier geht es 
insbesondere um die Mili-
zen aus Nefoussa) und von 
den Ölfeldern (insbesonde-
re die aus Zenten), gegen 

die Wiederherstellung des 
alten Staatsapparats und 
in diesem Zusammenhang 
natürlich auch gegen die 
angeführten Personalent-
scheidungen. Man darf kei-
ne großen demokratischen 
und antiimperialistischen 
Hoffnungen in die „thou-
wars“ hinein projizieren, 
aber sie stehen - aus di-
versen Beweggründen - in 
Widerspruch zur Festigung 
des neuen neokolonialen 
Kompradorenregimes. Teile 
von ihnen könnten Elemen-
te oder dort oder da sogar 
Kristallisationspunkte einer 
neuen demokratischen anti-
imperialistischen Bewegung 
werden. Jedenfalls sind sie 
ein Faktor gegen die neo-
koloniale „Stabilisierung“ 
des „neuen Libyen“.

Für den Imperialismus hängt 
viel davon ab, ob es gelingt, 
den demokratischen anti-
imperialistischen Flügel der 
„Rebellen“ zu unterdrü-
cken, wozu - in der konkre-
ten Situation - ihre Entwaff-
nung von entscheidender 
Bedeutung ist. Klar ist, dass 
der jetzt notwendige Stra-
tegiewechsel ein äußerst 
komplexes und schwieri-
ges Unterfangen ist. Aber 
die libyschen Volksmassen 
haben in ihrem Kampf ge-
waltig an Selbstvertrauen 
und politischen und mili-
tärischen Erfahrungen ge-
wonnen und vielleicht kann 
sch ein führender Kern bil-
den, der den demokrati-
schen anti-imperialistischen 

Flügel zumindest ein Stück 
des Weges in die richtige 
Richtung, in Richtung einer 
volksdemokratischen Revo-
lution, führt.

Gelingt das nicht, dann 
werden die libysche Arbei-
terklasse und das Volk um 
die Früchte ihrer Kämpfe 
und Opfer gebracht, wird 
der Zugriff des Imperialis-
mus auf das Land noch viel 
mehr verstärkt als bisher, 
wird ein Regime ausge-
bildet, das schon mehr an 
koloniale denn an neoko-
loniale Abhängigkeit er-
innert. Bei dem durchaus 
möglichen Scheitern bzw. 
bei Schwierigkeiten der 
Realisierung der imperia-
listischen Pläne hingegen 
besteht die Gefahr, dass die 
imperialistische Aggression 
nochmals massiv verstärkt 
wird. Sollte sich nämlich die 
Gefahr abzeichnen, dass 
der ganze Bombenterror 
und alle sonstigen militäri-
schen „Bemühungen“ nicht 
zum gewünschten Resultat 
geführt haben, läge eine 
massive Verstärkung der 
imperialistischen Boden-
truppen nahe (bisher gibt’s 
ja wahrscheinlich noch 
keine wirklichen imperia-
listischen Kampfverbände 
„on ground“), wofür sich 
übrigens in erster Linie die 
kriegserprobte französische 
und britische Marineinfan-
terie aufdrängen würde 31. 
Vielleicht gewinnt in ei-
nem solchen Szenario auch 
die (faktische) Aufteilung 
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Libyens in neokoloniale 
Einfl usssphären, vielleicht 
auch mit unterschiedlichen 
Graden der Kompradoren-
herrschaft, ohnehin von 
interessierter imperialisti-
scher Seite immer wieder 
„in Diskussion gebracht“, 
konkretere Gestalt.

Syrien: 
Im Übergang zum be-
waffneten Kampf ?

In Syrien liefert das Volk 
dem Regime seit März 
heftige und opferreiche 
Schlachten. Es begann in 
Danaa ganz im Süden, an 
der jordanischen Grenze, 
Brennpunkte der Kämpfe 
sind seither Homs, Hama, 
Latakia, aber auch in Alep-
po und Damaskus wird ge-
kämpft sowie in zwei Dut-
zend weiteren Städten. 
Der Kampf wogt hin und 
her, die Assad’schen Elitet-
ruppen besetzen und „säu-
bern“ eine Stadt nach der 
anderen, aber kaum sind 
sie weg, fl ammt die Revol-
te wieder auf. Allmählich 
geht das aufständische 
Volk auch über zu bewaff-
netem Widerstand und 
lässt sich nicht mehr bloß 
passiv abschlachten. Es kam 
zu aktiven militärischen 
Angriffen auf Stützpunkte 
und Symbole der Staats-
macht. Am 14. Dezember 
z.B. wurden bei Kampf-
handlungen in Hama 8 
Mann der Bürgerkriegspo-
lizei ausgeschaltet, einige 
Tage zuvor schon einmal 
7 Mann. Weder der „Aus-
landsopposition, noch den 
„Ratgebern“ und „Hel-

fern“ aus dem imperialis-
tischen Westen, noch den 
türkischen „Freunden“, 
noch anti-arabischen kur-
dischen „Verbündeten“, 
noch den reaktionären 
Kräften innerhalb der Be-
wegung (z.B. Anhänger 
der Moslem-Bruderschaft) 
ist es bisher gelungen, die 
Rebellion zu ruinieren. Im 
Gegenteil scheint sie trotz 
gewaltiger Opfer und Ver-
luste und trotz aller Bruta-
lität des Assad-Regimes an 
Kraft zu gewinnen.

Die Lage in Syrien wird 
oft mit Libyen verglichen. 
Warum eigentlich? Wahr-
scheinlich weil Assad ju-
nior ebenso wie Gaddafi  
zwar ein reaktionärer Un-
terdrücker und Schlächter 
ist, aber einer in „revolu-
tionärem“ und „antiim-
perialistischem“ Gewand 
und für die Imperialisten 
nicht ganz so pfl egeleicht 
(und auch nicht so preis-
wert!) wie etwa ein Ben 
Ali oder Mubarak. Viel-
leicht aber auch, ziemlich 
sicher sogar, weil einige 
Imperialisten auch in Syri-
en „irgendwie“ mit einer 
direkten imperialistischen 
Intervention liebäugeln 
(und sicher daran heftig 
herumplanen), sich aber 
im Unterschied zu Libyen 
bisher nicht trauen. 

Die Lage ist nämlich inso-
fern anders als in Libyen, 
als man im Land selbst 
bisher kaum jemanden 
fi ndet, der eine ausländi-
sche Intervention wünscht 
oder „fordert“ und so als 
zu „Rettender“ in Frage 

kommt. Nach den Ereig-
nissen in Libyen schon gar 
nicht. Sodass eine imperi-
alistische Intervention un-
gleich schwieriger und viel 
riskanter wäre. 

Anders als im Land selbst 
ist es wie gesagt bei den 
diversen selbsternannten 
„Vertretern“ der Volksre-
bellion im Ausland. Dort 
überwiegen Kräfte, die 
eine ausländische Inter-
vention „angesichts des 
Blutvergießens“ (als ob 
eine solche mit weniger 
Blutvergießen verbunden 
wäre!) für dringend not-
wendig halten. Zwar traut 
sich offenbar niemand, 
das Wort NATO auszu-
sprechen, und so denken 
sie eher an die UNO oder 
die Arabische Liga, einige 
an die Türkei32 . Diese Aus-
landsopposition und ihr 
„Übergangsrat“ (genauer 
gesagt: einer der „Über-
gangsräte“, denn es gibt 
mehrere) sind pure Krea-
turen des Imperialismus, 
sie sind nur in den imperia-
listischen Medien präsent, 
sie haben mit den Volks-
kämpfen im Land nichts 
zu schaffen. Sie sind auch 
untereinander uneins, ihre 
Protagonisten sind eben 
nur rivalisierende imperia-
listische Speichellecker im 
Ausland. Es gab mehrere 
Konferenzen dieser Oppo-
sition, in Brüssel, Paris, An-
talya…. Die Pariser Kon-
ferenz, von Bernard-Henri 
Lévy, einem der nieder-
trächtigsten französischen 
Faschisten (bezüglich des 
Klassenkampfes in Frank-
reich und der Glorifi zie-

 
32 Vielleicht könnte man auch - siehe die Fußnote 22 weiter oben - bei den ägyptischen „Linken“ à la Abdelhalim 
Qandil (eventuell über Vermittlung der österreichischen Zeitschrift „Intifada“?) anfragen, ob nicht auch hier, 
wie für Libyen, ein Einmarsch der ägyptischen Armee „die beste Option“ wäre.
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33 Dieser in Frankreich sehr berühmte „Philosoph“ ist eine Ikone der französischen Reaktion und ein Liebkind 
der Medien. Wo es ideologische Jauche zu versprühen gilt, ist er zur Stelle. 2011 engagierte er sich heftig, 
auch vor Ort, als ideologischer Schlachtentrommler des Libyenfeldzugs des französischen Imperialismus. Sein  
„Kriegstagebuch“ wurde Ende 2011 veröffentlicht. „Ich habe als Jude dazu beigetragen, für mein Land (Anm.: 
das ist Frankreich) und für ein anderes Land (Anm.: das ist vermutlich Libyen, könnte aber auch Israel sein) eine 
Strategie und Taktik … für die Befreiung (Anm.: Libyens) auszuarbeiten… Ich habe damit das Banner meiner 
Treue zum Zionismus und zu Israel hochgehalten.“ (Rede am 21. November 2011 auf einer Versammlung des 
CRIF, des „Repräsentativen Rates der jüdischen Institutionen in Frankreich“) 

rung des französischen 
Neokolonialismus), Kriegs-
hetzer (bezüglich Jugos-
lawien, Afghanistan, Irak, 
nochmals Afghanistan, 
Tschad, Côte d’Ivoire … 
und zuletzt Libyen), Rassis-
ten und Zionisten33 organi-
siert, war wegen ihrer zur 
ausländischen Interventi-
on in Syrien aufrufenden 
Ausrichtung und natürlich 
ihrer „Gastgeber“ eher 
ein „Schuss ins Knie“ und 
hat diese Sorte „Opposi-
tion“ gründlich diskredi-
tiert. Die Konferenzen in 
der Türkei waren offenbar 
stark von der Moslem-Bru-
derschaft geprägt, wenn 
nicht gar dominiert, und 
diese liebäugelt mit einer 
eventuellen türkischen Mi-
litärintervention. Ein sol-
cher Überfall zwecks An-
nektierung einer gewissen 
„Sicherheitszone“ auf syri-
schem Boden ist durchaus 
denkbar, die türkische Re-
gierung spielt eine düste-
re Rolle in der Region und 
speziell im Grenzgebiet, 
offenbar hat sie selbst an 
der Eskalation des „Flücht-
lingsproblems“ nicht un-
maßgeblich mitgewirkt, 
um einen Vorwand für 
ihre „Verantwortung“ zu 
schaffen. Aber - wie ge-
sagt - ist die „Auslandsop-
position“ derzeit in Syrien 
selbst nicht verankert und 
untereinander zerstritten. 
Auch die Moslem-Bruder-
schaft spielt bisher in Syri-
en - anders als im Ägypten 
Mubarak’s - keine große 
Rolle (was allerdings eine 

eventuelle zukünftige Rol-
le nicht präjudiziert, das 
wurde auch schon anders-
wo unterschätzt!).

Eine imperialistische In-
tervention in Syrien wäre 
ein gefährliches Unterneh-
men. Sicher ist auch in Sy-
rien, ebenso wie in Libyen, 
zumindest Geheimdienst-
personal der Imperialisten 
„on ground“. Aber ganz 
ohne (relevante) „fünfte 
Kolonne“ im anzugrei-
fenden Land geht es eben 
auch nicht und damit 
schaut es bisher für die Im-
perialisten nicht gut aus. 
Auch eine „beschränkte“ 
Operation der Türkei im 
Norden - mehr wäre wohl 
für die Türkei eine Num-
mer zu groß - würde viel-
leicht das Assad-Regime 
schwächen, aber eventu-
ell äußerst riskante Fol-
gewirkungen erzeugen. 
Weiters: Jeder Bürgerkrieg 
- und eine ausländische 
Intervention, auch eine 
türkische, würde sicher 
mit einem (wahrscheinlich 
ziemlich komplexen, weil 
vielschichtigen) veritablen 
Bürgerkrieg beantwortet 
und sie würde unweiger-
lich auf die Nachbarlän-
der ausstrahlen, auf den 
Libanon und den Irak, und 
sich auch sofort mit dem 
Widerspruch der arabi-
schen Völker zum Zionis-
mus verfl echten. Man darf 
auch nicht vergessen, dass 
auch das Syrien Assad’s 
- trotz seiner Rolle im Li-
banon und allfälliger Pro-

pagandaphrasen - seinen 
Beitrag zur Befestigung 
des Zionismus leistet. So 
liebäugeln die Imperia-
listen zwar vielleicht mit 
einem Überfall auf Syri-
en, trauen sich aber wohl 
- jedenfalls derzeit - nicht 
darüber. Was dem syri-
schen Volk Zeit verschafft, 
im Kampf zum Sturz des 
Assad-Regimes vorwärts 
zu kommen.

Ein Kommentar zur Rol-
le der Arabischen Liga in 
Syrien (wie auch überall 
sonst) erübrigt sich. Noch 
nie und nirgends hat diese 
Bande von Speichelleckern 
und fünfte Kolonne des 
Imperialismus eine ande-
re Rolle gespielt als eine 
reaktionäre bzw. - um das 
Vokabular von Thomas 
Bernhard zu verwenden 
- „ihre Rolle war natur-
gemäß immer die nieder-
trächtigste“.   

Marokko: 
Der Schwelbrand kann 

jederzeit aufl odern

„In Marokko ist alles ganz 
anders …“ Als der alte Kö-
nig Hassan starb, dachte 
sich der neue, Mohammed 
VI., er sei doch ein moder-
ner, fortschrittlicher und 
eigentlich guter Mensch 
und er müsse seine Mon-
archie reformieren, „ein 
neues Blatt im Buch der 
Geschichte aufschlagen“ 
und etwas für sein Volk 
tun, er sei doch schließlich 
der „König der Armen“. 
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Gesagt, getan. Unter dem 
tosenden Applaus des 
„freien Westens“  ließ er 
die alte Verfassung an 
einigen Pünktchen retu-
schieren und unterwarf 
als geläuterter guter De-
mokrat sein Werk einer 
Volksabstimmung. Das sei 
ein bedeutender Schritt in 
Richtung einer „konstitu-
tionellen Monarchie“, ver-
kündeten die Herolde und 
Trommler des Königs über-
all im In- und Ausland. Im 
Juli 2011 wurde die schön 
bemalte und verzierte 
neue Verfassung vom Kö-
nigsvolke begeistert und 
mit überzeugenden 90% 
gebilligt. Ein glorreicher 
Sieg der Demokratie und 
natürlich auch dieses klu-
gen Königs, der so sein 
Volk schützt vor Aufruhr 
und Chaos, vor der Pesti-
lenz der Revolution und 
vor den „Umtrieben der 
Atheisten und ausländi-
scher Söldner im Dienst 
der Polisario und Algeri-
ens“. Soweit die Schmie-
renkomödie der marokka-
nischen „Demokratie“.

Bleiben wir, bevor wir uns 
der Realität zuwenden, 
noch kurz auf der Bühne 
dieser Schmierenkomödie 
und betrachten wir sie aus 
der Nähe. Von 25 Millionen 
wahlfähigen Menschen lie-
ßen sich nur 9 Millionen in 
die Wahlregister = Abstim-
mungslisten eintragen, 
von denen sich wiederum 
nur 4 Millionen an der Ab-
stimmung beteiligten, wo-
von dann - nachgeholfen 
noch mit Wahlfälschungen 
jeder Art - 90% mit „Ja“ 
stimmten. Mit „Ja“ stimm-
ten also nach Adam Riese 
nur 14% der Wahlfähigen. 
Wie das? Wieso will das 
Volk die Zustände nicht de-
mokratisieren? Vielleicht 

hat es ganz banal einen 
Blick in die „neue“ Verfas-
sung geworfen. Der König 
kann das Parlament, das 
jetzt „mehr Rechte hat“, 
aufl ösen oder überstim-
men (ganz abgesehen ein-
mal davon, wer in diesem 
Parlament sitzt), er alleine 
ernennt die Regierung, er 
alleine ist oberster Richter 
und Oberbefehlshaber der 
Armee. Marokko ist weiter-
hin eine reine Autokratie.

Ende November waren 
schließlich „freie Wahlen“. 
Die Registrierungsquote 
war ähnlich niedrig wie bei 
der „Volksabstimmung“, 
die Beteiligung lag laut 
Regierung bei 45%. Wir 
rechnen nach: das wären 
dann 16% der Wahlfähi-
gen. Relativer Sieger wur-
den die „gemäßigten Is-
lamisten“ der „Partei der 
Gerechtigkeit und der Ent-
wicklung“, eine Partei al-
ter Hasen, die auch bisher 
schon im „Parlament“ saß 
und mit dem König „eine 
sehr gute Arbeitsbasis“ 
haben. In einer 5-Parteien-
Koalition bildet diese nun 
die „neue“ Regierung.

Jenseits dieser Schmieren-
komödie befi ndet sich das 
Land aufgrund seiner tota-
len neokolonialen Abhän-
gigkeit in einer tiefen Kri-
se und es gibt heftige Klas-
senkämpfe. Ein Genosse 
des „Annahj Addimocrati 
Alqaidi - MLM“ bzw. fran-
zösisch „Voie Démocra-
tique Basiste - MLM“, das 
wäre auf deutsch in etwa 
„Basisdemokratischer Weg 
- Marxisten-Leninisten-
Maoisten“, berichtet (sie-
he „partisan“ no.250 der 
französischen OCML-VP): 
„Seit dem Jahr 2000 gab 
es nicht ein einziges Jahr, 
ohne dass es Erhebungen 

des marokkanischen oder 
des saharauischen Volkes 
gegeben hätte: Erhebun-
gen in der Westsahara, in 
Ifni, in Bouaarfa, in Talsint, 
jedes Jahr Studentenauf-
stände gegen die Privati-
sierung des öffentlichen 
Bildungswesens überall 
in Marokko. Alle diese Er-
hebungen wurden blutig 
niedergeschlagen, wir zäh-
len die Verhaftungswellen 
und Toten schon nicht 
mehr.“ 2006 war ein erster 
Höhepunkt dieser Kämp-
fe mit Hungerrevolten im 
ganzen Land. 2008 kam 
es neuerlich zu schweren 
Klassenkämpfen. Ein Ge-
nosse, El Agadiri, wurde 
bei einer Solidaritätsde-
monstration für Gaza er-
schossen, einige wurden 
entführt und sind seither 
„verschwunden“, 17 füh-
rende Genossen und Ge-
nossinnen des AAA-MLM, 
darunter Zahra Boudkour 
und Ilham Hasnouni, wur-
den nach der Studenten-
rebellion von Marrakesch 
2008 verhaftet, gefoltert 
und für zwei bis vier Jah-
re ins Gefängnis gesteckt. 
Der Kampf um ihre Befrei-
ung hatte seither größte 
Bedeutung für den Klas-
senkampf. Viele konnten 
inzwischen befreit wer-
den, aber einige Genossen 
sitzen noch immer. Der 
AAA-MLM ist eine revo-
lutionär-kommunistische 
Organisation, die an frü-
here Organisationen, vor 
allem an „Ila al-Amam“ 
(„Vorwärts!“) und die 
„Organisation 23.März“,  
anknüpft, nachdem diese 
1979 brutal unterdrückt 
worden waren. In ihrer 
heutigen Gestalt besteht 
sie seit 2004. Sie arbeitet 
auch in demokratischen 
und antiimperialistischen 
Einheits- und Volksfron-
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34 Der von Abbas Ende 2011 an die UNO gerichtete Antrag, diese möge den bestehenden „Bantustan“, also den 
verbliebenen palästinensischen Fleckerlteppich, abgeriegelt, eingeschnürt und vollständig unter dem Stiefel 
der israelischen Kolonialherrschaft, als „Staat“ anerkennen, war nur ein übles Manöver. Es sollte einerseits von 
seiner eigenen schmutzigen Unterwürfi gkeit gegenüber Imperialismus und Zionismus ablenken und Boden ge-
genüber der Hamas gutmachen und andererseits die Palästinenser weiter davon abhalten, sich in den Kampf 
der arabischen Volksmassen einzureihen. Es wurde von vielen Palästinensern und anderen Arabern als blanke 
Verhöhnung der palästinensischen Interessen empfunden. Es musste als schmutziges Manöver entlarvt und be-
kämpft werden, insbesondere in Palästina und im arabischen Raum selbst. Dessen ungeachtet warf es natürlich 
ein bezeichnendes Licht auf die  Haltung der westlichen Imperialisten im „Nahostkonfl ikt“, wenn sie sogar eine 
solche Schmierenkomödie, weil „einseitig“,  brüsk ablehnten. Diese Reaktion der EU-Friedensengel und der 
USA sogar auf den eigenen Knecht, sobald er sich auch nur ein bisschen Luft ohne vorherige zionistische Ge-
nehmigung verschaffen will, muss selbstverständlich in den imperialistischen Ländern genutzt werden, um der 
westlichen „Friedenspolitik“ im Nahen Osten die Maske vom kolonialen Gesicht zu reißen.  

torganisationen, in den 
Gewerkschaftsverbänden 
UMT und CDT sowie in 
dem Studentenverband 
UNEM (dessen Minimal-
programm u.a. die kosten-
lose Ausbildung aller Jun-
gen und Mädchen bis zum 
16. Lebensjahr und die Be-
seitigung der reaktionären 
„nationalen Erziehungs-
Charta“ fordert sowie ge-
gen die Privatisierung und 
Militarisierung der Univer-
sitäten kämpft). 

Durch die Vertiefung der 
ökonomischen und sozia-
len Krise und angespornt 
durch die Volksrevolten 
in Tunesien und Ägypten, 
kam es am 20.Februar 
2011 auch zu Massende-
monstrationen in Marok-
ko, an denen sich mindes-
tens 800.000 Menschen 
beteiligten. Danach gab 
es fast jeden Monat große 
Demonstrationen in bis zu 
110 Städten. Die „Bewe-
gung des 20.Februar“, die 
sich damals bildete, ist na-
türlich überhaupt nicht ho-
mogen. Es nehmen daran 
teil die „Sozialdemokra-
ten“, eine Art „Partei des 
gemäßigten Fortschritts 
im Rahmen der königli-
chen Gesetze“, aber es ar-
beitet darin auch mit die 
revolutionär-kommunis-
tische Strömung, die auf 
die volksdemokratische 
Revolution Kurs nimmt. 

Sie stellt den Aufbau der 
revolutionären Selbstor-
ganisation des Volkes im 
wirklichen Klassenkampf 
in den Vordergrund, d.h., 
sagt der Genosse, den 
„Aufbau von Komitees in 
den Arbeiter- und Volks-
vierteln, von Selbstvertei-
digungskomitees (Anm.: 
gegen Schlägertrupps und 
Spitzel des Regimes), von 
Komitees, die aus den Ar-
beiter- und Bauernkämp-
fen hervorgehen“. Die 
Lunte brennt auch in Ma-
rokko. 

Palästina: Warten auf 
eine neue Offensive ge-

gen den Zionismus

Anfang 2011 gab es, ange-
spornt durch die Revolten 
in Tunesien und Ägypten, 
auch in Palästina De-
monstrationen und Stra-
ßenschlachten, aber eine 
„neue Intifada“ blieb bis-
her aus (abgesehen davon, 
dass eine spontane Intifa-
da wenig bringt und eine 
systematische Inangriff-
nahme des organisierten 
bewaffneten Volkskriegs 
notwendig wäre, wie es 
ihn vor einigen Jahrzehn-
ten seitens der damals 
noch national-revolutio-
nären PLO schon einmal 
gab, in Palästina, im Liba-
non, in Jordanien). Der pa-
lästinensische Befreiungs-
kampf hat seine eigenen 

Gesetze und Bedingungen. 
Er war einmal eine Speer-
spitze der Revolution, 
hat aber über Jahrzehnte 
hin schwere Niederlagen 
erlitten, angesichts der 
geballten „counter insur-
gency“ des Weltimperia-
lismus samt der umfassend 
faschistischen Kolonial-
politik des zionistischen 
Israel, aber auch wegen 
des Verrats der eigenen 
Führung, auch der PLO. Er 
wird heute durch die Spal-
tung des Volkes und den 
Widerspruch zwischen der 
reaktionären Hamas und 
der reaktionären Abbas-
Clique geschwächt. Erste-
re sabotiert den Kampf , 
indem sie den Volkskrieg 
gegen Israel nicht führt 
(sondern durch Vorspie-
gelung einer „islamischen 
Identität“ und lächerlich-
harmlose Raketenangriffe 
davon ablenkt) und die 
nationalrevolutionäre Ein-
heitsfront des palästinen-
sischen Volkes hintertreibt 
und spaltet, letztere ist 
überhaupt der letzte pro-
imperialistische und pro-
zionistische Dreck, sie ist 
purer und offener Imperia-
listenknecht und trägt üb-
rigens auch mit Initiativen 
wie zuletzt der gegenüber 
der UNO zur weiteren Läh-
mung und Irreleitung bei34. 
Beide werden von der Re-
aktion bezahlt, wenn auch 
von unterschiedlichen Ab-

„Arabischer Frühling“: Marokko, Palästina
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teilungen derselben. Re-
volutionäre, volksdemo-
kratisch orientierte Kräfte 
gibt es in Palästina, z.B. 
die PFLP oder zumindest 
Teile davon, aber sie sind 
relativ schwach. Es gibt 
auch demokratische Kräf-
te unter den arabischen 
Palästinensern in Israel, 
z.B. die  gegen „Imperia-
lismus, Kapitalismus und 
Zionismus“ kämpfende 
Organisation Abnaa el-Ba-
lad. Der Bewegungsraum 
der Palästinenser in Gaza 
hat sich 2011 durch die 
Entwicklung in Ägypten 
etwas erweitert. Positive 
Entwicklungen in Syrien, 

im Libanon, in Jordanien, 
natürlich auch in Ägypten 
könnten neuen Schwung 
in den Kampf der Palästi-
nenser bringen35 .

Irak: Der „vergessene“ 
Volkswiderstand gegen 
den US-Imperialismus 

und seine Lakaien

Vom Irak hört man in den 
westlichen Ländern von 
„freedom and democracy“ 
nicht mehr sehr viel, jeden-
falls nicht wenn vom „ara-
bischen Frühling“ die Rede 
ist, nur die fast täglichen 
Bombenattentate fi nden 

Beachtung. Wozu auch? 
Das Land hat ja seine „Be-
freiung“ schon hinter sich, 
da ist aus Sicht der Impe-
rialisten nichts mehr zu 
befreien (allenfalls könnte 
Neid auf die Monopolstel-
lung des US-Imperialismus 
aufkommen).  Das Volk 
hat dabei  „Kollateralschä-
den“ von einigen Hundert-
tausenden Toten (manche 
schätzen eine Million) er-
fahren und es lebt unter 
ausländischer Besatzung36 

und der Knechtung durch 
diverse arabische und kur-
dische Quislinge, wie sie 
niederträchtiger nicht sein 
könnten. 

35 Ist vielleicht auch die „Occupy-Bewegung“ in Israel etwas, das Affi nitäten mit dem „arabischen Frühling“ 
aufweist? Das war sie nicht, denn es handelte sich dabei um eine zwar aus sozialen Problemen des israelischen 
Kapitalismus gespeiste, aber trotzdem  im zionistischen Kolonialsystem gefangene Bewegung (leider, muss man 
sagen, denn auch in Israel kann es (klarerweise nur illegale) revolutionäre Bewegungen geben und gab es sol-
che auch immer wieder). Wird aber der zionistische Kolonialismus nicht in Frage gestellt, dann geht es (wenn 
auch vielleicht nicht von jedem klar so gesehen oder ausgedrückt) nur um einen „gerechten Anteil“ an der kolo-
nialen Ausbeutung und Ausplünderung der Palästinenser, also daraus, für sich selbst einen besseren Nutzen aus 
dem Kolonialsystem zu ziehen bzw. kein Benachteiligter innerhalb dieses Systems zu sein. Das  Lösungsangebot 
der israelischen Regierung für die „Krise“ war konsequenterweise das Versprechen von mehr und billigeren 
Wohnungen  - durch ein noch massiveres Vorantreiben der kolonialen Siedlungspolitik in palästinensischem 
Siedlungsgebiet; welche „Lösung“ vom größten Teil der Bewegung nicht entrüstet zurückgewiesen, sondern 
gerne angenommen wurde, was mit zum Abfl auen der Bewegung führte. Im Klartext heißt das aber: Wenn es 
mir eine bessere und billigere (oder überhaupt eine) Wohnung einbringt, sei es auch zu Lasten der Palästinenser, 
verdinge ich mich sogar persönlich als Kolonist und beteilige ich mich an der Vertreibung weiterer Palästinenser 
- ganz abgesehen einmal von der aktiven Mitwirkung am Kolonialsystem überhaupt. Solange sich israelischer 
Widerstand, wogegen auch immer,  nicht ausdrücklich und fundamental gegen die zionistische Kolonisierung 
der Palästinenser, gegen den Staat Israel und gegen den Zionismus als das Fundament dieses Staates richtet, 
bleibt er in Bezug auf den Hauptwiderspruch in Palästina und damit insgesamt reaktionär. Der Staat Israel ist 
nichts als ein Kolonialgebilde, das es ohne Unterdrückung und Ausbeutung der Palästinenser (und natürlich 
ohne die milliardenschwere imperialistische Hilfe) gar nicht gäbe. Deshalb sind auch Vergleiche mit der „Occupy 
Wall Street“-Bewegung in den USA und noch viel mehr solche mit den spanischen „Indignados“ unzutreffend. 
(Was alles übrigens nichts daran ändert, dass es nicht schadet, wenn durch solche inneren Konfl ikte Unordnung 
in den Reihen des zionistischen Feindes entsteht, aber auch in dieser Hinsicht war das kleinbürgerliche „Occu-
py“-Pfl änzchen leider nicht sehr kraftvoll und ziemlich kurzlebig.)

 36 Die ausländische Besatzung hält auch nach dem „Abzug des letzten US-Soldaten“ Ende Dezember 2011 an. 
Kampftruppen, die sich ohnehin seit langem schon nicht mehr aus ihren 505 Garnisonen hinauswagten und 
sogar auf eine schöne öffentliche „Verabschiedung“ verzichteten, wurden abgezogen, aber es bleiben einige 
Verbände der „Marines“ (Marineinfanterie) „zum Schutz der US-Botschaft“ und ihrer vier Außenstellen, diese 
hat einen Gesamtpersonalstand von 16.000 (!) Personen, es bleiben auch „Logistiker“, Aufklärer und Geheim-
dienstler, es bleiben ein paar Hundert Ausbildner und Instruktoren der irakischen Quislingarmee und -polizei 
und es bleiben Zehntausende private Söldner (jetzt halt mit US-Geld von der irakischen Regierung gedungen 
statt direkt von den USA selbst). Vor allem aber sind auch die über 900.000 Mann starken irakischen Armee- 
und Polizeiverbände selbst nichts als eine US-Kolonialarmee. Die Frage ist freilich, was diese Quislingverbände 
tatsächlich vermögen und ob sie nicht rasch auseinanderbrechen und wieder zerfallen. Jeder Imperialismus 
braucht auch Anknüpfungspunkte im Inneren seines Opfers. Wie „verlässlich“ sind diese im Irak? Anfang 2012 
sieht es jedenfalls nicht nach imperialistischer „Stabilität“ im Irak aus. 
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Die sozialen Prinzipien des Christentums

„Die sozialen Prinzipien des Christentums haben die antike Sklaverei gerechtfertigt, die mittel-

alterliche Leibeigenschaft verherrlicht und verstehen sich ebenfalls im Notfall dazu, die Unter-

drückung des Proletariats, wenn auch mit etwas jämmerlicher Miene, zu verteidigen.

Die sozialen Prinzipien des Christentums predigen die Notwendigkeit einer herrschenden und 

einer unterdrückten Klasse und haben für die letztere nur den frommen Wunsch, die erste möge 

wohltätig sein.

Die sozialen Prinzipien des Christentums setzen die konsistorialrätliche Ausgleichung aller Infa-

mien in den Himmel und rechtfertigen dadurch die Fortdauer dieser Infamien auf der Erde.

Die sozialen Prinzipien des Christentums erklären alle Niederträchtigkeiten der Unterdrücker 

gegen die Unterdrückten entweder für gerechte Strafe der Erbsünde und sonstigen Sünden 

oder für Prüfungen, die der Herr über die Erlösten nach seiner unendlichen Weisheit verhängt.

Die sozialen Prinzipien des Christentums predigen die Feigheit, die Selbstverachtung, die Er-

niedrigung, die Unterwürfi gkeit, die Demut, kurz alle Eigenschaften der Kanaille, und das Pro-

letariat, das sich nicht als Kanaille behandeln lassen will, hat seinen Mut, sein Selbstgefühl, 

seinen Stolz und seinen Unabhängigkeitssinn noch viel nötiger als sein Brot.

Die sozialen Prinzipien des Christentums sind duckmäuserig, und das Proletariat ist revolutio-

när.“
(Karl Marx, MEW 4, S.200)

Der Befreiungskampf des 
irakischen Volkes fi ndet 
klarerweise besondere 
strategische Ziele und Be-
dingungen vor, die nicht 
identisch sind mit denen in 
anderen und bloß neoko-
lonial unterdrückten Län-
dern. Aber auch im Irak 
werden nicht nur Bom-
benanschläge verübt, son-
dern auch heftige Kämpfe 
gegen die US-Marionetten 
und ihre Staatsmacht ge-
führt. Seit dem 31.Jänner 
demonstrieren fast jeden 
Freitag von Mosul bis Basra 
Zehntausende Menschen 
unter Losungen wie „Mali-
ki - weg mit Dir!“,  „Barza-
ni - weg mit Dir!“ und 
„Nein zur Besatzung!“.  
Am 22. bzw. 25. Februar 
versuchten Demonstran-
ten in Basra, Bagdad, Fal-
ludscha und Mosul, Re-
gierungsgebäude zu stür-
men. In Bagdad drangen 
sie in die „Grüne Zone“ 
ein, das ist die schwer be-
wachte Sperrzone, in der 
sich Regierung, Parlament 

und das US-Hauptquar-
tier befi nden. Die westli-
che Presse schrieb Anfang 
des Jahres noch ein oder 
zweimal über die Demons-
trationen, aber dann ver-
stummte sie abrupt und in 
absolutem internationalen 
Gleichklang (wie das fran-
zösische Magazin „Afrique 
Asie“ in seiner September-
Ausgabe sehr detailliert 
analysierte). Einmal pas-
sen Losungen gegen die 
imperialistische Besatzung 
nicht ins Bild und auch 
Losungen gegen die erste 
„echte demokratische Re-
gierung seit soundsovielen 
Jahrzehnten“ sind nicht 
zu gebrauchen. Vor allem 
aber haben das Quislingre-
gime in Bagdad und das in 
Mosul mit 
dem Auf-
s c h w u n g 
des Volkswi-
der s tands 
auch den 
Terror ge-
gen diesen 
gesteigert. 

Gewalttätige Überfalle 
auf Demonstrationen, or-
ganisiert von vom Regime 
geheuerten Schlägerban-
den, unterstützt durch die 
„Sicherheitskräfte“, Ver-
haftungen, Folterungen, 
Morde auf den Straßen 
und in den Gefängnissen, 
Attentate gegen Regime-
gegner, sexuelle und an-
dere Aggressionen gegen 
Frauen im Widerstand sind 
auf der Tagesordnung. So 
ist die Lage in der „sichers-
ten Zone der arabischen 
Welt“, wie Maliki unlängst 
einigen westlichen Jour-
nalisten sagte - unter bei-
fälligem Nicken des (kurdi-
schen) Generalstabschefs 
Zebari.

„Arabischer Frühling“: Irak
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Dass die geostrategische 
Situation im Östlichen 
Mittelmeer, im speziellen 
auch die Lage Israels, in 
Veränderung begriffen ist, 
ist wohl jedem klar. Zwei 
wichtige Faktoren, die im 
Laufe der Jahre 2010/11 
hervorgetreten sind, sind 
die Auswirkungen des 
Sturzes des Mubarak-Re-
gimes in Ägypten auf Isra-
el und die Änderung der 
strategischen Positionie-
rung der Türkei, auch ge-
genüber dem bisherigen 
Verbündeten Israel. Israel 
ist der wichtigste Vorpos-
ten, die stärkste und zuver-
lässigste Bastion des Impe-
rialismus, speziell des US-
Imperialismus, im Nahen 
Osten. Zwar tut die neue 
ägyptische Militärjunta al-
les, was sie kann, um am 
„Camp David Abkommen“ 
festzuhalten und Israel 
zuzuarbeiten, aber doch 
musste sie die Blockade 
Gaza’s von ägyptischer 
Seite her lockern und da-
mit zugleich die israelische 
von der anderen Seite her 
untergraben. Eine weitere 
aktive Teilnahme Ägyp-
tens am wirtschaftlichen 
und militärischen Krieg 
gegen die Palästinenser 
wie unter Mubarak ist für 
das Militärregime schwie-
rig geworden. Über Ägyp-
ten läuft auch ein Teil der 
Öl- und Gasversorgung Is-
raels. Anfang 2011 liefen 
40% der Gaslieferungen 
an Israel über die Sinai, 
zwischen Februar und Juli 
2011 wurde die Pipeline 
dreimal durch Bombenan-
schläge angegriffen, was 
zu wochenlangen Unter-
brechungen und zur Re-
duzierung der Mengen 
(um zeitweilig bis zu 70%) 
führte. Das ägyptische Mi-

litärregime konnte auch 
nicht anders, als anzukün-
digen, man wolle die von 
Israel gezahlten Gaspreise, 
zu niedrig im Vergleich 
zu den Weltmarktpreisen, 
neu verhandeln.

Der andere Teil der Öl- 
und Gasversorgung Israels 
läuft über die Türkei. Bis 
vor wenigen Jahren gab 
es große Pläne zur besse-
ren Anbindung Haifas an 
die Pipeline Baku-Tbilisi-
Ceyhan (einem türkischen 
Terminal am Mittelmeer) 
bzw. auch an die Pipeline 
Baku-Tbilisi-Erzurum. Seit 
1978 (dem Jahr des „Camp 
David Abkommens“) gab 
es eine enge Kooperation 
zwischen der Türkei und Is-
rael auf dem Ölsektor, seit 
2005 auch auf dem Gassek-
tor. Seit 2010 jedoch sind 
diese „auf Eis gelegt“.

Die „Achse Ankara-Tel 
Aviv“ beschränkte sich 
aber nicht auf Öl und Gas. 

Es wurde enge Kooperati-
on auf allen Gebieten be-
trieben, auch im militäri-
schen und geheimdienstli-
chen Bereich. 1994 war ein 
„Sicherheitsabkommen“ 
und 1996 ein „Abkommen 
zur militärischen Zusam-
menarbeit“ abgeschlossen 
worden, welches der israe-
lischen Luftwaffe erlaubte, 
den türkischen Luftraum 
(750.000 km2) für Übungs-
fl üge zu nutzen. Israel 
selbst verfügt nur über 
35.000 km2  Luftraum. 
Auch diese „Zusammen-
arbeit“ hat die Türkei be-
endet. Das beschränkt die 
militärischen „Optionen“ 
Israels auch gegen Syrien 
und den Iran, denn der  
„Übungs“korridor führte 
von Israel direkt über den 
einzigen syrischen Ölha-
fen Latakia und von der 
Osttürkei aus ist der Nor-
den des Iran in Reichweite. 
Diese „Optionen“ muten 
zwar vielleicht abenteuer-
lich an, sind aber gar nicht 

Ein neuer Brandherd im Östlichen Mittelmeer

Anmerkung zur Karte: Die hier eingezeichneten Seerechtsgrenzen werden von Ägypten, dem 
Libanon und den Palästinensern nicht anerkannt.
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so abenteuerlich, sondern 
durchaus konkrete zionis-
tische Planspiele.

Was treibt die Türkei, was 
trieb sie zum Kurswechsel 
gegenüber Israel? Sicher 
nicht der mörderische 
israelische Überfall auf 
ein türkisches Schiff der 
„Gaza-Flottille“ im Mai 
2010. Eher schon drückt 
die Tatsache, dass die 
Gaza-Flotille von der Tür-
kei aus und durchaus mit 
türkischer moralischer Rü-
ckendeckung einschiffte 
(während Griechenland 
vor einigen Monaten eine 
solche Flottille sabotierte 
und schließlich verbot!), 
einen Kurswechsel aus, 
als dass es dessen Ursache 
wäre. Zweifellos positio-
niert sich die Türkei seit 
einiger Zeit stärker auch 
im arabischen Raum (nicht 
mehr nur am Balkan und 
in den „turkstämmigen“ 
GUS-Staaten). Das wur-
de durch den „arabischen 
Frühling“ massiv beschleu-
nigt, denn dieser verspricht 
der Türkei Möglichkeiten, 
dort oder da den ange-
stammten Imperialisten 
etwas abzunehmen, sei es 
politischen Einfl uss, sei es 
wirtschaftlichen. Es passt 
auch gut mit dem mühse-
ligen und erniedrigenden 
Verlauf der Verhandlun-
gen mit der EU zusammen. 
Nach wie vor sind wichtige 
Teile der türkischen Bour-
geoisie an einem EU-Bei-
tritt interessiert, aber je 
mehr Profi tmöglichkeiten 
sich auch anderswo eröff-
nen, desto weniger dring-
lich wird dieses Anliegen. 
Die türkische Industrie-, 
Handels- und Bankbour-
geoisie besteht inzwischen 
nicht mehr ausschließlich 
aus in Istanbul sitzenden 

Leuten, die nach Europa 
schauen. Sie schauen jetzt 
mehr denn je in verschie-
dene Richtungen. Die ka-
pitalistische (und regional-
hegemoniale) „Zukunft“ 
der Türkei wird nicht mehr 
einzig und allein an dem 
Widerspruch zwischen ei-
nem US-orientierten Teil 
der Bourgeoisie (zu dem 
das „kemalistische“ Mi-
litär samt seinen Faschis-
ten gehört) und einem 
an der EU orientierten 
/zu dem der größte Teil 
des modernen und schon 
globalisierten Industrie-, 
Handels- und Bankkapitals 
gehört) abgehandelt. Die 
Türkei hat heute verschie-
dene Optionen. Die Türkei 
ist auch dabei, im Irak und 
vielleicht bald einmal in 
Syrien mitzumischen, auch 
militärisch, wobei es natür-
lich ein ziemlich riskantes 
Kalkül ist, das eigene, klei-
nere „Kurdenproblem“ 
dadurch lösen zu wollen, 
dass man sich in ein grö-
ßeres verstrickt. Selbst das 
imposante türkische Mili-
tär kann bis heute den kur-
dischen Widerstand und 
Befreiungskampf im Osten 
des Landes nicht nieder-
schlagen, wieso sollte es in 
vorgeschobenen „Sicher-
heitszonen“ im Irak oder 
Syrien erfolgreicher sein?

Es gibt aber auch noch 
andere Faktoren und 
Entwicklungen, die der 
„Weltöffentlichkeit“ eher 
verborgen sind. Israel hat-
te seit 1948 nach Öl und 
Gas auf dem „eigenen“ 
Territorium gesucht, aber 
trotz 500 Bohrungen kei-
ne nennenswerten (und 
rentablen) Vorkommen 
gefunden. Erst 2000 ent-
deckte die US-Firma Noble 
Energy ein erstes off shore 

Gasfeld, noch nahe an der 
Küste vor Ashkelon. Ab 
2009 ging es dann Schlag 
auf Schlag, insgesamt wur-
den bisher 8 Gasfelder ex-
ploriert, die letzten beiden 
erst im Juni 2011, teilweise 
weit ins Mittelmeer hinaus 
(eines davon 130 Kilome-
ter vor Haifa), mit einer 
Gesamtreservemenge von 
880 Milliarden m3 (zum 
Vergleich Ägypten: 1.650 
Mrd.). 

Allerdings ist der An-
spruch Israels auf einige 
dieser Gasfelder umstrit-
ten. Die Felder Leviathan 
und Tamar werden auch 
vom Libanon beansprucht, 
da sie (auch) seiner Exklu-
siven Wirtschaftszone (bis 
zu 200 Seemeilen, laut 
Internationaler Seerechts-
konvention) zuzuordnen 
sind. Der Libanon hat - da 
de jure im Kriegszustand 
mit Israel - niemals eine bi-
lateralen Seerechtsgrenze 
mit Israel vereinbart bzw. 
die von Israel einseitig ge-
zogene immer bestritten. 
Der Libanon brachte das 
Thema 2010 auch vor die 
UNO, wo sein diesbezüg-
licher Antrag abgelehnt 
wurde. Die Hisbollah hat 
angekündigt, sie würde is-
raelische Plattformen und 
andere Einrichtungen an-
greifen. Auch Ägypten hat 
keinen Seerechtsvertrag 
mit Israel abgeschlossen 
(vor der Exploration der 
Gasfelder war das kein 
Thema) und erhebt - man-
gels rechtlicher Existenz 
eines palästinensischen 
Staates - Ansprüche auf 
die Felder Marine 1 und 2, 
die vor Gaza liegen. Ägyp-
ten hat auch abgelehnt, 
die Durchleitung von Gas 
(aller Felder, auch der vom 
Libanon beanspruchten!) 

Ein neuer Brandherd im Östlichen Mittelmeer
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durch sein Staatsgebiet, 
einschließlich der Sinai, 
zwecks Weiterexport nach 
Europa zu genehmigen.

Während keine Verträge 
betreffend Seerechtsgren-
zen zwischen Israel und 
Ägypten bzw. dem Liba-
non (und natürlich auch 
nicht mit den Palästinen-
sern) bestehen, besteht ein 
solcher seit 17. Dezember 
2010 mit Zypern. Und das 
hat gute Gründe. Die israe-
lische Gasproduktion wird 
spätestens ab 2014 den 
Eigenbedarf Israels über-
steigen und Israel möchte 
Gasexporteur werden. Der 
Plan ist nun der, da ja die 
„alte Freundschaft“ mit 
der Türkei und Ägypten 
nicht mehr sehr erfolgver-
sprechend ist, das von Isra-
el geförderte Gas zu ver-
fl üssigen und nach Zypern 
zu bringen, um es von dort 
weiter zu transportieren, 
nach (dem ebenfalls öl- 
und gasarmen) Griechen-
land und weiter nach Zen-
traleuropa. Die israelische 
Energiefi rma Delek, die 
auch die Gasfelder Tamar 
und Leviathan ausbeutet, 
plant den Bau eines Flüs-
siggasterminals in Zypern, 
das 2014 in Betrieb gehen 
soll. Ende Jänner wurde 
nicht nur dieses Projekt 
vorgestellt, sondern auch 
gleich in einem Treffen 
des griechischen mit dem 
israelischen Energieminis-
ter das „Anschlussprojekt“ 
verhandelt: eine Unterwas-
ser-Pipeline von den „isra-
elischen“ Gasfeldern nach 
Zypern und weiter nach 
Griechenland. Die Türkei 
bekämpft diese Pläne, wie 
sie überhaupt bekämpft, 
dass sich Israel und Zypern 
das Östliche Mittelmeer 
untereinander aufteilen, 

als ob es die Türkei (und 
andere Anrainerstaaten, 
v.a. den Libanon und Syri-
en) gar nicht gäbe. 

Dazu kommen Konfl ikte 
zwischen der Türkei und 
Zypern selbst. Zypern ist 
an die Exploration eines 
32.000 km2 großen Ge-
bietes südlich der Insel 
gegangen (mit angenom-
menen Reserven von 280 
Milliarden m3) und hat 
dafür die US-Firma Noble 
Energy geheuert. Die Tür-
kei tritt dagegen scharf 
auf, und zwar mit dem Ar-
gument, dass auch Nord-
zypern einen Anspruch 
auf die Rohstoffvorkom-
men rund um Zypern habe 
und daher bis zu einer 
Wiedervereinigung oder 
jedenfalls einem Abkom-
men zwischen Süd und 
Nord Rohstoffvorkommen 
nicht einseitig erschlossen 
und ausgebeutet werden 
dürften. Zudem erhebt die 
Türkei selbst Ansprüche 
auf eine (ebenfalls bis zu 
200 Meilen tiefe) Exklusi-
ve Wirtschaftszone (und 
auch ihr Anhängsel, die 
„Türkische Republik Nord-
zypern“ macht Ansprüche 
geltend), obwohl sie die 
Internationale Seerechts-
konvention nicht unter-
zeichnet hat. Die türkische 
und die zypriotische Zone 
überschneiden sich natür-
lich, was nur durch einen 
bilateralen Vertrag über 
die Seerechtsgrenzen ge-
regelt werden könnte. 
Nach einem solchen sieht 
es aber überhaupt nicht 
aus, im Gegenteil. Die 
Türkei hat ihrerseits mit 
ersten Explorationsmaß-
nahmen westlich Zyperns 
begonnen. Die Türkei hat 
auch schon einmal, im Jahr 
2009, norwegische Explo-

rationsschiffe, die unter 
einer zypriotischen Kon-
zession arbeiteten, mit der 
Kriegsmarine vertrieben. 
Die Türkei agiert also ih-
rerseits so, als ob es Zypern 
gar nicht gäbe. Konfl ikte 
und deren Eskalation sind 
vorprogrammiert.

Aus türkischer Sicht dreht 
es sich dabei nicht nur um 
ein bilaterales Thema mit 
Zypern und nicht nur um 
Bodenschätze, sondern 
auch darum, wer das Östli-
che Mittelmeer dominiert. 
Die Türkei will nicht zu-
sehen, wie sich Israel und 
Zypern einfach bilateral 
diesen Raum aufteilen. 
Genau wie es ja auch für 
Israel nicht nur um Öl und 
Gas, sondern auch um sei-
ne militärstrategische und 
politische Positionierung 
im Östlichen Mittelmeer 
geht. 

Über die Zusammenarbeit 
im Öl- und Gasbereich hi-
naus entwickelt sich of-
fenkundig seit Mitte 2010 
eine enge Zusammenar-
beit zwischen Israel, Zy-
pern und Griechenland 
auf verschiedensten Ge-
bieten, auch auf dem mi-
litärischen. Eine Reihe von 
Verträgen wurde abge-
schlossen. Israel arbeitet 
fi eberhaft an dieser neuen 
geostrategischen Achse. 
Es ist ein Vertrag zwischen 
Griechenland und Israel 
in Vorbereitung, der der 
israelischen Luftwaffe die 
Nutzung griechischen Luft-
raums erlaubt, zu Übungs- 
und anderen Zwecken. 
(Vielleicht auch des zypri-
otischen, je nachdem wie 
weit man in der Zuspit-
zung der türkisch-zyprio-
tischen Konfl iktes gehen 
wird.) Der griechische Luft-
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raum reicht bis vor die tür-
kische Küste und erstreckt 
sich - wegen der ägäischen 
Inseln - über 300.000 km2. 
Israel verhandelt zugleich 
mit Zypern über die Nut-
zung zypriotischer Häfen 
für seine Kriegsmarine. 
Man wird also vielleicht 
schon bald israelische 
Kriegsschiffe und Kampf-
fl ugzuge im griechischen 
und zypriotischen Hoheits-
gebiet sehen. Israel hält 
das für eine angemessene 
Maßnahme der „Abschre-
ckung“ gegenüber der tür-
kischen Expansion im Östli-
chen Mittelmeer und auch 
notwendig zur „Verteidi-
gung“ „seiner“ Gasfelder, 
Plattformen und Pipelines. 
Von Zypern aus „sieht“ 
man aber auch bildlich ge-
sprochen bis nach Syrien 
hinein: es wäre dies zwar 
nicht der kürzeste Weg für 
israelische Bomber nach 
Latakia oder Damaskus, 
aber der am wenigsten ge-
fährliche, da der Weg über 
das Meer weder von einer 
libanesischen, noch einer 
syrischen Luftabwehr und 
auch nicht von einer His-
bollah erreicht werden 
kann.

Auf der anderen Seite ist 
der Norden Zyperns von 
der Türkei besetzt, die 
dort mindestens 30.000 
Soldaten, Flotten- und 
Luftwaffeneinheiten sta-
tioniert. Der in das Mit-
telmeer vorgeschobene 
Militärstützpunkt in Nord-
zypern kompensiert das 
Handicap, dass nach dem 
Ersten Weltkrieg alle In-
seln, selbst solche, die nur 
ein paar Kilometer vor der 

türkischen Küste liegen, 
Griechenland zugeschla-
gen wurden. Er stärkt die 
türkische Militärpräsenz 
im Östlichen Mittelmeer 
und vergrößert den Akti-
onsradius des türkischen 
Militärs. Die neuen israe-
lisch-griechisch-zyprioti-
schen Pläne sind gerade 
gegen diese Militärprä-
senz gerichtet.

Die Rivalität zur See im 
Östlichen Mittelmeer 
spielt sich selbstverständ-
lich nicht nur zwischen der 
Türkei und der neuen Ach-
se Israel-Griechenland-Zy-
pern ab. Auch die großen 
imperialistischen Mächte 
spielen mit. Auf Zypern 
befi nden sich z.B. zwei bri-
tische Militärstützpunkte 
mit einer Fläche von insge-
samt 253 km2, auf denen 
Kampfjets, Kampfhub-
schrauber, Aufklärer und 
zwei Infanterieverbände 
stationiert sind und die 
bei der NATO-Aggression 
gegen Libyen eine wich-
tige Rolle spielten. Grie-
chenland hat im Lauf der 
Zeit immer mehr an Sou-
veränitätsrechten im Öst-
lichen Mittelmeer an die 
NATO übertragen, zuletzt 
durch eine in Washington 
geschlossene Zusatzver-
einbarung Anfang 2010. 
Einige imperialistische 
Staaten, auch Deutsch-
land, beteiligen sich - un-
ter dem Deckmantel der 
„Terrorbekämpfung“  - an 
der Blockade des Gaza-
Streifens durch Israel und 
operieren vor der libane-
sischen, inzwischen sicher 
auch vor der syrischen Küs-
te. Usw. usf.

Es brauen sich neue Kon-
fl ikte und Kollisionen im 
Östlichen Mittelmeer zu-
sammen. Es ist wohl nicht 
anzunehmen, dass die 
„helfende Hand“ der EU, 
speziell auch die auf mili-
tärischem Gebiet, von all-
dem nichts weiß und nichts 
damit zu tun hat. Vielmehr 
muss die Aufrüstung Grie-
chenlands durch Deutsch-
land, Frankreich und an-
dere Rüstungsexporteure 
unter anderem auch in 
diesem Zusammenhang 
gesehen werden. Die sich 
global verschärfende Riva-
lität der imperialistischen 
Mächte hat einen Brenn-
punkt im Nahen Osten und 
damit im Östlichen Mittel-
meer. Die Gefahr kleine-
rer und größerer Kriege 
steigt. Aus jeder strate-
gischen Umgruppierung 
können neue Brandherde 
und Brände entstehen. Die 
neue israelische Expansion 
im Östlichen Mittelmeer, 
der türkische Blick in den 
arabischen Raum, die neue 
Rolle Griechenlands (und 
seines Auslegers Zypern) 
- das ist ein neuer solcher 
Brandherd, der sich rund 
um das nahöstliche Pulver-
fass entwickelt.

Hauptquelle (bezüglich der 
Fakten, nicht bezüglich der 
Einschätzungen): „Moyen 
Orient“ („Mittlerer Osten“), 
September 2011, ein franzö-
sisches Quartalsmagazin zu 
„Geopolitik, Geoökonomie, 
Geostrategie und den Gesell-
schaften der arabisch-mosle-
mischen Welt“.

Ein neuer Brandherd im Östlichen Mittelmeer
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Die imperialistischen Ag-
gressoren USA und England 
und ihre Verbündeten ha-
ben die Bonner Sitzung vor 
10 Jahren, Ende 2001, ein-
berufen, um den bereits be-
gonnenen Krieg weiter zu 
planen und ein Marionet-
tenregime für ihre Zwecke 
in Afghanistan zu installie-
ren. 
Die Imperialisten haben 
dazu einige einheimische 
verräterische Elemente für 
ihre Zwecke benützt und 
unter ihren Schutz genom-
men, um diese Vorhaben 
zu realisieren. Die Imperi-
alisten haben die UNO als 
Werkzeug verwendet, um 
ihrem imperialistischen 
Krieg unter dem Vorwand 
des sog. „Kampfs gegen 
den Terrorismus“ eine ge-
setzliche und internationa-
le Glaubwürdigkeit zu ver-
leihen.
Nach offi ziellem Bonner Be-
schluss sollte dieser Besat-
zungskrieg etwa drei Jahre 
dauern. In der Tat aber war 
das nicht der Fall, er dau-
ert bis heute an - bisher ein 
Jahrzehnt. Nach Einschät-
zung der imperialistischen 
Kriegsexperten wird er auch 
noch bis Ende 2014 dauern.
Obwohl der Widerstand 
während der ersten drei 
Jahre der Besatzung 
schwach war und die Be-
satzer entsprechend der 1. 
Bonner Afghanistan-Kon-
ferenz ihre Anwesenheit in 
Afghanistan nach drei Jah-
ren hätten beenden müs-
sen, wurde im Gegenteil 
immer augenscheinlicher, 
dass sie vorhatten, für län-
gere Zeit in diesem Land zu 
bleiben, weil sie im Grunde 
genommen geostrategische 
und geopolitische Ziele für 
die gesamte Region ver-

folgen, einschließlich ihrer 
Kontrolle. 

Mit der 2. Bonner Afghanis-
tan-Konferenz 2011 fi nden 
die imperialistischen Besat-
zungsmächte erneut eine 
Gelegenheit, ihre abscheu-
lichen Pläne mit Hilfe der 
einheimischen Lakaien und 
ihrer internationalen Ver-
bündeten zu regeln und zu 
legitimieren. Dieser Plan ist 
aber nicht nur für die nächs-
ten drei Jahre, sondern er 
ist ein 2-stufi ger Plan, der 
für 13 Jahre ausgelegt ist. 
Die erste Etappe beginnt 
ab nun und dauert bis Ende 
2014, die zweite beginnt ab 
Ende 2014 bis Ende 2024. In 
der ersten Etappe ist vor-
gesehen, dass die mit den 
USA Verbündeten sowie 
ein Teil der US-Militärkräf-
te aus Afghanistan abge-
zogen werden. In diesem 
Zeitraum bleiben die stra-
tegischen, militärischen, 
politischen und wirtschaft-
lichen Verträge zwischen 
den Besatzungsmächten 
und ihren Lakaien aufrecht 
und damit gehen ihre Ver-
brechen gegen die afghani-
schen Völker weiter. Nun ist 
ganz klar geworden, dass 
die USA entschlossen sind, 
10.000 von ihren Soldaten 
auch nach 2014 in mehre-
ren strategischen und mili-
tärischen Stützpunkten in 
Afghanistan zu belassen. 
Der zehnjährige strategi-
sche Vertrag mit Verlänge-
rungsklausel, welcher zwi-
schen der amerikanischen 
Regierung für das Mario-
nettenregime Karsai vor 
oder nach der Bonner Af-
ghanistan-Konferenz ver-
einbart wurde, liefert prak-
tisch einen „gesetzlichen 
Raum“ für die Fortsetzung 

der Anwesenheit der ame-
rikanischen Armee und die 
Beibehaltung der bereits 
bestehenden Stützpunkte 
in Afghanistan. Die 2. Bon-
ner Afghanistan-Konferenz 
dient dazu, diese Vorhaben 
zu bestätigen.  

Diese Gesetze geben allen 
Besatzungsmächten - Eng-
land, Deutschland, Frank-
reich, Australien usw. - je-
weils separat und der EU im 
Allgemeinen freie Hand, 
ihre Besatzung und die Un-
terdrückung der afghani-
schen Völker beliebig fort-
zusetzen. Außerdem wurde 
in den letzten Jahren eine 
strategische Vereinbarung 
zwischen dem reaktionären 
und expansiven indischen 
Staat und dem Marionet-
tenregime in Kabul unter-
zeichnet. Das bedeutet die 
Schaffung neuer Kräftever-
hältnisse in diesem Raum. 

Zwischen Indien und Pakis-
tan gab es seit ihrer Unab-
hängigkeit vom britischen 
Imperialismus im Jahr 1947, 
d.h. in den letzten 64 Jah-
ren, dreimal Krieg. Das frü-
here Ostpakistan wurde von 
Pakistan abgetrennt und als 
ein unabhängiger Staat un-
ter dem Namen Bangladesh 
etabliert. Außerdem be-
steht zwischen Indien und 
Pakistan in Kashmir seit 
langem ein Kriegszustand 
und der Waffenstillstand 
zwischen den beiden Län-
dern wird dauernd verletzt. 
In diesem Zusammenhang 
sind die entrechteten Völ-
ker der Region immer wie-
der die Opfer dieser Ma-
chenschaften. 
In dieser Atmosphäre ist 
die Unterzeichnung eines 
strategischen Vertrags zwi-

Die 2. Bonner Afghanistan-Konferenz: 
Eine Konferenz zur Entscheidung über die Zukunft 

des Besatzungskrieges gegen unsere Völker.
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schen Indien und dem Kar-
sai-Regime ein politisches 
Statement gegen die pa-
kistanische Regierung. Seit 
der Gründung des Staates 
Pakistan bis heute ist das 
Verhältnis zischen der Zen-
tralregierung in Afghanis-
tan und der pakistanischen 
Regierung aufgrund der 
Streitereien um die Grenz-
linie dauernd angespannt. 
Aus diesem Widerspruch 
ist ein freundschaftliches 
Verhältnis zwischen Af-
ghanistan und Indien er-
wachsen, was zu vertrag-
lichen Vereinbarungen 
zwischen diesen beiden 
Ländern ausgeweitet wur-
de. Auf jeden Fall ist die 
Existenz solcher Zustände 
selbst eine wichtige Quel-
le zur Verschärfung der 
militärischen Spannungen 
einerseits und andererseits 
verschärft die langfristige 
Befestigung der Militär-
basen in Afghanistan die 
Spannungen zwischen den 
anderen regionalen Mäch-
ten und vor allem unseren 
Nachbarn Iran, China, Russ-
land und bringt große Ge-
fahren für die Menschen 
der Region mit sich. Daher 
kann man mit Sicherheit 
sagen, dass die Fortset-
zung des imperialistischen 
Krieges in dieser Region 
gegen die Bevölkerung 
gerichtet ist und sie ist ein-
deutiger Beweis, dass die 
amerikanischen Imperialis-
ten und ihre Verbündeten 
nicht wegen des „Kriegs 
gegen den Terrorismus“ 
oder der „Herstellung der 
Demokratie“ oder „Siche-
rung der Menschenrechte, 
Frauenrechte“ und „Ver-
teidigung der Rechte der 
unterdrückten Nationen 
in der Region“ oder der 
„Sicherung des Friedens“ 
oder der wirtschaftlichen, 

kulturellen oder sozialen 
Entwicklung wegen ge-
kommen sind. Im Grunde 
genommen verfolgen sie 
ihre globalen strategi-
schen wirtschaftlichen und 
politischen Interessen. Sie 
beuten die Werktätigen 
aus und unterdrücken den 
Befreiungskampf der Na-
tionen. Daher müssen die 
Massen der Bevölkerung 
wissen, dass sie nicht in 
absehbarer Zeit verschwin-
den. Sie müssen wissen, 
dass man die Imperialisten 
nur durch revolutionäre 
Gewalt mittels des Volks-
kriegs zum Rückzug zwin-
gen und vertreiben kann. 
Obwohl der strategische 
Vertrag zwischen den USA 
und dem Marionettenre-
gime in Afghanistan bis 
Ende 2024 gültig ist, kann 
man mit Sicherheit sagen, 
dass er nach Bedarf noch 
um weitere zehn Jahre (bis 
2034) verlängert wird. Die 
2. Bonner Afghanistan-
Konferenz hat, wie wir oft 
erwähnt haben, die Auf-
gabe, den Krieg in dieser 
Region fortzusetzen, da-
mit die imperialistischen 
Interessen abzusichern 
und Einfl ussgebiete zu er-
weitern.

Die Kommunistische Par-
tei (maoistisch) Afgha-
nistan, die die Organisie-
rung und Fortführung des 
national-revolutionären 
Widerstandskriegs gegen 
das Besatzer- und Mario-
nettenregime vorbereitet, 
ist der Meinung, dass die 
Fortsetzung der Stationie-
rung der amerikanischen 
Militärkräfte nach dem 
Jahre 2014 nicht nur die 
Belastungen des Krieges 
auf den Rücken der Bevöl-
kerung verstärkt, sondern 
gleichzeitig die Spannun-

gen in der gesamten Re-
gion verschärft. Das aber 
verstärkt die Widerstände 
und erzeugt eine breite-
re soziale Basis innerhalb 
der Bevölkerung. Da die 
gesamte imperialistische 
Welt, vor allem die USA 
in eine tiefgreifende wirt-
schaftliche Krise geraten 
sind und die Massenkämp-
fe in diesen Ländern immer 
weiter intensiviert werden 
und zugleich die Korrupti-
on und parasitäre Eigen-
schaft des Marionettenre-
gimes in Afghanistan tag-
täglich mehr sichtbar wird, 
sind wir davon überzeugt, 
dass die amerikanischen 
Imperialisten und mit ih-
nen verbundenen einhei-
mischen Verräter in einem 
bewaffneten Widerstand 
schlussendlich besiegt 
werden müssen. Aus die-
sem Grund intensivieren 
wir unsere Anstrengung 
zum Aufbau und zur Ent-
wicklung des Volkswider-
standes. Wir werden uns 
bemühen, den Übergang 
zum Volkskrieg, sobald es 
möglich ist, zu beginnen. 

Wir appellieren an alle 
fortschrittlichen und na-
tionalen Kräfte sowie De-
mokraten und Revolutio-
näre zur Zusammenarbeit 
und Koordinierung ihres 
Kampfes gegen die Besat-
zer und ihre Handlanger. 

- Alle Beschlüsse und Ent-
scheidungen der Imperia-
listen sind nur für zukünf-
tige Kriege gegen unsere 
Völker bestimmt und zum 
Scheitern verurteilt!

- Vorwärts zum Aufbau 
und zur Fortsetzung des 
revolutionären Volks-
kriegs!

Afghanistan
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Wenn österreichische Sol-
daten schwer verletzt 
aus dem Kosovo zurück-
gebracht werden, muss 
vor allem die Frage ge-
stellt werden: Was tun die 
dort?
Österreichische Truppen 
sind seit 2009 führend an 
der Besetzung des Koso-
vo durch EU- und NATO-
Einheiten beteiligt; öster-
reichische Offi ziere be-
fehligen seit damals die 
Task-Force Süd der KFOR-
Mission im Kosovo. Öster-
reich hat von allen Nicht-
NATO-Staaten die meisten 
Soldaten im Kosovo statio-
niert. 
Seit etwa 10 Jahren ist 
der österreichische Kapi-
talexport auf den West-
balkan konzentriert. Dort 
erwirtschaften die öster-
reichischen Imperialisten 
Höchstprofi te. Und in 
vielen Ländern dieser Re-
gion sind österreichische 
Banken und Konzerne die 
wichtigsten „Investoren“ 
und damit die wichtigsten 
Ausbeuter der Arbeiter/in-
nenklasse dieser Länder.  

Schon seit Anfang der 
1990er Jahre beteiligten 
sich massiv österreichische 
Politiker, darunter vor al-
lem der berüchtigte Au-
ßenminister Mock, an der 
Zerstückelung und Zer-
schlagung Jugoslawiens 
und hetzten die nationa-
listischen Kräfte Sloweni-
ens, Kroatiens und ande-
rer Bundesländer zur Ab-
spaltung von der Bundes-
republik Jugoslawien auf. 
Das österreichische Kapital 
versprach sich günstigere 
Anlagebedingungen und 

höhere Profi te nach einer 
Zerstückelung Jugoslawi-
ens in viele Kleinstaaten. 
Für kleine imperialistische 
Mächte, wie Österreich, ist 
es politisch und wirtschaft-
lich einfacher, den Kapita-
lexport in schwache und 
kleine Staaten zu betrei-
ben, wo leicht Einfl uss auf 
die Regierungen genom-
men werden kann.
1995 beschloss der Natio-
nalrat die Entsendung von 
Truppen zur NATO-Missi-
on in Bosnien-Herzegowi-
na; erst zwei Jahre später 
wurde auch rechtlich die 
Neutralität ausgehebelt: 
Seit 1997 können öster-
reichische Soldaten auch 
ohne UNO-Mandat zu EU- 
und NATO-Kriegseinsätzen 
entsendet werden. 

1999 unterstützte die ös-
terreichische Regierung of-
fi ziell den NATO-Angriffs-
krieg auf Jugoslawien. 
2003 beteiligten sich öster-
reichische Soldaten an der 
Besetzung Mazedoniens, 
2004 in Bosnien-Herzego-
wina. Im Jahr 2007 über-
nahmen österreichische 
Offi ziere die Führung der 
Task-Force Nord der EU-
FOR-Truppen in Bosnien. 
2010 wurde die Zahl der 
österreichischen Truppen 
in Bosnien verdoppelt.

In der Krise wird es für das 
Kapital besonders wichtig, 
dem tendenziellen Fall der 
Profi trate entgegenzu-
steuern – eine Möglichkeit 
ist der Kapitalexport in ab-
hängige Länder mit deut-
lich niedrigeren Löhnen 
und Abgaben und deut-
lich höheren Profi ten. In 

den Jahren seit 2000 sind 
die österreichischen Direk-
tinvestitionen im Ausland 
jährlich um über 10% ge-
stiegen, während das rea-
le BIP-Wachstum nur etwa 
1,5% betrug. Ein großer 
Teil dieser Auslandsinvesti-
tionen ging nach Bosnien-
Herzegowina, Bulgarien, 
Slowenien und Kroatien, 
wo das österreichische Ka-
pital die Spitzenposition 
unter allen Imperialisten 
einnimmt.
Damit wird klar, dass die 
österreichischen Bataillo-
ne in Kosovo und Bosnien 
vor allem dem Schutz des 
Auslandskapitals und der 
Sicherung der Profi te die-
nen.
Wenn die bürgerlichen 
Medien jetzt österreichi-
sche Soldaten als „Helden“ 
feiern, die im Kampf ge-
gen die Bevölkerung des 
Kosovo verletzt wurden, 
dient das einzig und allein 
der militaristischen Ver-
hetzung der Arbeiter/in-
nen und Volksmassen und 
der Einstimmung auf wei-
tere imperialistische Ag-
gressionen am Balkan und 
anderswo. Und wenn die 
KFOR-Einheiten verharm-
losend als „Schutztrup-
pen“ bezeichnet werden, 
erinnern wir uns an die 
deutschen „Schutztrup-
pen“ in Südwestafrika, 
die den Herrero-Aufstand 
vor 100 Jahren blutig nie-
derschlugen. Aber der In-
dochina-Krieg hat vor 30 
Jahren gezeigt, dass die 
Heimkehr vieler Soldaten 
im Leichensack zu einem 
Umdenken in der Bevöl-
kerung eines imperialisti-
schen Landes führen kann, 

Österreichische Besatzungstruppen 
raus aus dem Kosovo!

Abzug aller österreichischen Soldaten aus dem Ausland! 
Keinen Cent für das imperialistische Bundesheer!
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egal was die bürgerlichen 
Medien trommeln.

Unabhängig davon, wel-
che einheimischen serbi-
schen Kräfte an den Barri-
kadenkämpfen im Kosovo 
beteiligt waren, wurden 
die österreichischen Besat-
zungssoldaten zu Recht als 
Feinde behandelt. Wenn 
der österreichische Imperi-
alismus – und die EU-Impe-
rialisten – aus dem Kosovo 
vertrieben werden, ist das 
ein Fortschritt für die Völ-
ker dieser Region.

Österreichische Be-
satzungstruppen und 
alle anderen fremden 
Truppen, raus aus dem 

Kosovo!

Im Jahr 2008 erfolgte mit 
Unterstützung durch meh-
rere EU-Imperialisten, dar-
unter Österreich, die Aus-
rufung des Zwergstaates 
Kosovo (etwa so groß wie 
Kärnten) als Halbkolonie 
der EU und dem Euro als 
Währung.

Zur aktuellen Situation 
im Kosovo stellt die 
Partei der Arbeit (Parti-
ja Rada) folgendes fest:
„Seit der Zeit ihrer Grün-
dung unterstützt die Par-
tei der Arbeit den Kampf 
des albanischen Volkes im 
Kosovo für Selbstbestim-
mung. 
Nach der NATO-Interventi-
on (…) kamen sowohl Ser-
bien als auch der Kosovo 
unter die Herrschaft der 
westlichen Mächte.
Die politischen Eliten so-
wohl in Belgrad wie auch 
in Prishtina benützen die 
„Kosovo-Frage“ als Teil 
ihrer eigenen inneren Pro-
paganda. (…)

Die Marionettenregime in 
Belgrad und Prishtina wis-
sen, dass keine Seite die 
militärische Kraft hat, radi-
kale Schritte zu unterneh-
men, schon gar nicht ohne 
die Unterstützung ihrer 
imperialistischen Oberher-
ren. (…)
Eine Ausdehnung des Kon-
fl ikts ist nicht im Interesse 
des Westens, weil dieser 
Konfl ikt könnte wichtige 
Fragen am Balkan aufwer-
fen, und könnte dazu füh-
ren, dass sie ihren starken 
Einfl uss in dieser Region 
verlieren. (…)
Die serbischen und alba-
nischen Massen werden 
durch ihre eigenen wirt-
schaftlichen Probleme 
niedergehalten und sind 
nicht bereit für neue Kon-
fl ikte und nicht bereit zur 
Zusammenarbeit. Wegen 
der Schwäche des revoluti-
onären Subjekts in beiden 
Ländern können wir nicht 
die Unzufriedenheit der 
Massen aufgreifen. Natio-
nalistische und neoliberale 
Auffassungen sind derzeit 
viel stärker als die prole-
tarischen. Jedes politische 
Erwachen der Arbeiter/in-
nenklasse wird von den 
Herrschenden, den kor-
rupten Verbänden und ih-
ren Medien sofort wieder 
zerstört. Aber die Krise des 
Kapitalismus führt sowohl 
zum Aufstieg des Faschis-
mus als auch des Antifa-
schismus und die Möglich-
keit, dass der Imperialismus 
den Faschismus benützt ist 
ein Anlass zur Sorge über 
zukünftige mögliche Kon-
fl ikte zwischen Serbien 
und Kosovo.
Die Partei der Arbeit 
meint, dass die Geschwis-
terlichkeit des serbischen 
und albanischen Volkes 
unter diesem System nicht 

erreicht werden kann, son-
dern erst nach dem Sieg 
über den Imperialismus in 
dieser Region. Die Partei 
der Arbeit ist für Frieden 
zwischen den zwei Län-
dern und verurteilt sowohl 
die nationalistischen serbi-
schen Horden im Kosovo 
als auch die albanischen 
Nationalisten, die glau-
ben, dass ihre vollstän-
dige Selbstbestimmung 
nur durch einen ethnisch 
gesäuberten albanischen 
Kosovo erreicht werden 
kann.
Die Partei der Arbeiter 
unterstützt das Recht des 
Volkes im Kosovo, selbst 
zu entschieden, was es 
will, ob sie als unabhän-
giges Land oder in Union 
mit Albanien leben wol-
len. Aber wir unterstützen 
die volle Gleichstellung 
jeder im Kosovo lebenden 
Nation. Diese Gleichstel-
lung kann in der gegen-
wärtigen Situation nicht 
erreicht werden, wo das 
Belgrader Regime ständig 
im von den Imperialsten 
regierten Kosovo eingreift. 
Das kann nur erreicht wer-
den, durch eine radikale 
Haltungsänderung sowohl 
von Kosovo als auch von 
Serbien. (…)

Für die Einigkeit und Ge-
schwisterlichkeit der ser-
bischen und albanischen 
Völker!
Für eine Union der Bal-
kan-Länder!
Es lebe die antiimperialis-
tische Bewegung der Bal-
kan-Völker!“

(http://www.partijarada.org/
e_index.htm)

29.11.2011

Österreichische Truppen raus aus dem Kosovo!
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Zwar schwächelt der Klas-
senkampf der Arbeiterklas-
se gegen die Bourgeoisie, 
aber dafür führt die SPÖ 
eine „kämpferische“ Kam-
pagne für „Gerechtigkeit“, 
die von manchen ÖVP-
Kreisen und Schreiberlin-
gen als „Klassen kampf“ 
denunziert wird. Der me-
dial am meisten breitge-
latschte Punkt dabei ist die 
von der SPÖ „geforderte“ 
Einführung einer neuen 
Vermögenssteuer.

Eine „Millionärs-“ oder 
„Reichensteuer“ müsse 
her, und zwar in Form der 
Wiedereinführung einer 
Vermögens steuer 1. In ei-
ner APA-Aussendung wur-
de am 5.9.2011 der letzte 
Stand der SPÖ-Pläne zu-
sammengefasst: „Privat-
vermögen“ sollen, soweit 
sie 1 Million € übersteigen, 
mit einem Prozentsatz von 
0,3-0,5% besteuert wer-
den. So sei gesichert, dass 
nur ein kleiner Teil der 
jährlichen Rendite dieser 
Vermögen, nicht aber die 
Substanz besteuert würde. 
Nicht besteuert werden 
soll - neben dem ersten 
Milliönchen -  auch der 
Hauptwohnsitz (der auch 
ein nettes Schlösschen sein 

kann) und ebenso wenig 
„Kunstgegenstände, Anti-
quitäten, Edelmetalle und 
Schmuck etc.“, alles, was 
ein normaler Mensch halt 
so hat. Wie Grundstücke 
dabei bewertet werden 
(mit den bisherigen „Ein-
heitswerten“, die nur ei-
nen Bruchteil ihres wirkli-
chen Werts darstellen?) ist 
noch offen. 80.000 Leute 
wären betroffen, das sei 
1% der Bevölkerung und 
zwar das reichste. 
So weit, so löblich, könnte 
man sagen. Zwar erwartet 
sich sowieso niemand et-
was, was  die Bezeichnung 
„Umverteilungsmaßnah-
me“ auch nur einigerma-
ßen verdient, man kennt 
ja die SPÖ, es ist ja nicht ihr 
erster Reformplan, aber 
warum eigentlich nicht, 
denken viele, „irgend-
wie gerecht“ wär’s schon. 
Nutzt’s nix, schadt’s nix.

Sobald wir in die „Details“ 
gehen, entpuppt sich frei-
lich die hehre Absicht 
als miese Rosstäuscherei. 
Wichtigstes „Detail“: Be-
triebsvermögen und Pri-
vatstiftungen werden der 
Vermögenssteuer nicht 
unterworfen, nur „Privat-
vermögen“ sind anvisiert. 

Nun ist es aber so, dass die 
wirklichen Reichen, also 
die großen Kapitaleigner, 
kaum ein Privatvermögen 
haben. Wenn man Bour-
geoisie oder Finanzolig-
archie sagt, denkt man 
an große Kapitale wie 
die Großbanken, Siemens 
oder Voest, Porr oder Stra-
bag, den Raiffeisensektor 
etc.  Diese „Betriebsver-
mögen“, die den weitaus 
überwiegenden Teil des 
kapitalistischen Vermö-
gens ausmachen, sind von 
vornherein nicht Gegen-
stand der neuen Steuer. 
Bleiben noch die „Privat-
vermögen“ der einzelnen 
Bourgeois,  also das, was 
sie sozusagen als „Privat-
leute“ aus ihrem (natürlich 
ebenfalls Privateigentum 
darstellenden) „Betriebs-
vermögen“ herausziehen. 
Auch das wird nicht Ge-
genstand der neuen Steu-
er sein, denn sie haben 
es in die weltberühmten 
österreichischen „Privat-
stiftungen“ eingebracht, 
die heute schon Steuerpa-
radiese in einem Ausmaß 
sind, dass sich die Bahamas 
eine Scheibe abschneiden 
könnten 2. Kurz und gut: 
das eigentliche kapitalisti-
sche Vermögen ist von der 

Statt Lug und Trug um die Vermögenssteuer 

Abschaffung aller indirekten Steuern!

1 Es gab schon einmal eine Vermögenssteuer in Österreich, die 1994 unter dem SPÖ-Finanzminister Lacina abge-
schafft wurde. Der Verfassungsgerichtshof hatte nämlich „erkannt“, dass es dem „Gleichheitsgrundsatz“ wider-
spreche, dass die Industrie- und Bankkapitalisten mehr Vermögenssteuer zahlen als die großen Grundbesitzer. 
Damals zahlten nämlich 80% der Vermögenssteuer die  „Betriebe“, während der Grundbesitz gewöhnlicher 
Mittel- und Großbauern nur wenig besteuert wurde, da hier die Steuerbasis die „Einheitswerte“ waren, die be-
kanntlich nur einen Bruchteil ihres wirklichen Werts darstellen. Diese „Ungleichheit“ hätte man natürlich auch 
nach der anderen Seite hin beseitigen können. Tat der Herr Lacina aber nicht, er brüstete sich vielmehr damit, 
wieder eine Kapitalistensteuer abgeschafft zu haben - zwecks „Stärkung des Wirtschaftsstandortes Österreich“ 
und ganz im Zug der neoliberalen Zeit. 
 
2 Es gibt 3.300 Privatstiftungen in Österreich. Viel wirklich großes Privatvermögen außerhalb der Privatstiftun-
gen wird es nicht geben. Aus dem „Stiftungshandbuch“ von Arnold/Ludwig: „Die österreichische Privatstiftung 
gilt unter Experten als das freizügigste Privatstiftungsrecht und bietet in der Regel europaweit die größten 
Steuervorteile… An der Spitze der wichtigsten Unternehmensgruppen Österreichs stehen überwiegend Privat-
stiftungen (Anm.: das ist übertrieben und gilt für viele börsenotierte Konzerne so nicht). Privatstiftungen leisten 
aber auch einen unverzichtbaren Beitrag im gemeinnützigen Bereich.“ 
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„Reichensteuer“ von vorn-
herein ausgenommen. 
Man erwischt zwar viel-
leicht einige - im Vergleich 
zum gemeinen Volk - rela-
tiv Reiche 3, spart aber das 
große Kapital von vorn-
herein aus. Das Projekt ist 
reine Augenauswischerei 
und nichts als Volksbe-
trug.

Es ist nicht „gerecht“, son-
dern nur verlogen, wenn 
man mit einer „Reichen-
steuer“ herumfuchtelt, um 
davon abzulenken, dass 
man die wirklichen Reichen 
verschont. Außerdem ist 
es mit der „Gerechtigkeit“ 
überhaupt so eine Sache. 
Ein (nicht allzu christlicher) 
Bourgeois sagte einmal 
auf die Vorhaltung eines 
„kleinen Mannes“, dass 
dieses oder jenes nicht 
gerecht sei: Gerechtigkeit 
lässt sich eben im irdischen 
Jammertal nicht verwirk-
lichen, deshalb hat ja die 
Menschheit den Himmel 
erfunden. Aber stellen wir 
uns einen Moment lang 
auf den Standpunkt der 
„Gerechtigkeit“ und tun 
wir so, als nähme die SPÖ 
ihre „Punkte für Gerech-
tigkeit“ ernst, nämlich 
dass die Reichen auch et-
was beitragen sollten zum 
„Gemeinwohl“, um das 
volle Abladen der Krisen-
folgen auf die Arbeiter-
klasse und Volk etwas ab-

zumildern und wenigstens 
ein bisschen „von oben 
nach unten“ umzuvertei-
len. Bertolt Brecht hat den 
wahren Sachverhalt tref-
fend dargestellt:

Armer Mann und reicher 
Mann

Standen da und sah’n sich 
an

Und der arme sagte bleich
Wär’ ich nicht arm, wärst 

du nicht reich.

Wäre Brecht kein Kom-
munist, sondern ein refor-
mistischer Gerechtigkeits- 
und Umverteilungsapostel 
gewesen, hätte er nicht 
für die Beseitigung des 
Kapitalismus, sondern nur 
für dessen Abmilderung 
gekämpft, dann hätte die 
letzte Zeile so gelautet 
(wobei er dann natürlich 
aus reimerischen Gründen 
auch die vorletzte Zeile 
hätte umdichten müs-
sen)4: 
Wärst Du nicht reich, wär’ 
ich nicht arm.
Und diese kleine Diffe-
renz ist genau der Punkt. 
Keinesfalls ist nämlich der 
Arme arm, weil der Rei-
che reich ist (und man also 
das Übel sanieren könnte 
durch Umverteilung „von 
oben nach unten“). Es ist 
vielmehr so, dass der Rei-
che nur reich ist, weil der 
Arme arm ist, das heißt 
weil er den Armen, den 
Proletarier ausbeutet.

Gäbe es die Ausbeutung 
nicht, gäbe es auch den 
Reichen nicht (und natür-
lich auch keinen Armen). 
Um das Übel zu beseiti-
gen, muss man daher die 
Ausbeutungsverhältnisse 
beseitigen, nicht an den 
Verteilungsverhältnissen 
herum fummeln. Müsste 
der Arme, der Proletarier 
nicht, da er selbst keine 
Produktionsmittel besitzt, 
seine Arbeitskraft an den 
Kapitalisten verkaufen, 
und zwar zu einem Lohn, 
der bei weitem unter dem 
liegt, was er durch seine 
Arbeit an Wert schafft und 
wovon sich das Kapital ei-
nen großen Teil aneignet, 
sondern könnte er die 
Früchte seiner Arbeit selbst 
ernten, dann bliebe für 
den Kapitalisten - nichts. 
Dann wäre der Lohnar-
beiter kein Lohnarbeiter 
mehr und es gäbe auch 
keinen Kapitalisten mehr. 
Weil aber die Abschaffung 
des Kapitalismus im Rah-
men des Kapitalismus un-
möglich ist, ist die ganze 
Umverteilungsmasche bes-
tenfalls eine Illusion, meist 
aber ein absichtlich aus-
gestreuter Blödsinn und 
immer ein Irrlicht für den 
Klassenkampf. Die „Ver-
teilungsgerechtigkeit“ 
ist nur eine Chimäre (ein 
Trugbild) zum Zwecke der 
Täuschung des Volkes. Es 
ist ein absurder Gedanke, 

3 Das ist vermutlich auch ein Grund für das Gekrampfe um die Vermögenssteuer. Die Swarowskis oder Haselstei-
ners z.B. träfe sie eh nicht (die haben ja nur ihr „Betriebs-“ und Stiftungsvermögen), aber alle die „Funktionäre“ 
und „Verantwortungsträger“ in Staats-, Parteien-, Kammer- und Gewerkschaftsbürokratie, die die neue Steuer 
beschließen sollen, vielleicht schon (wenn auch nicht sehr stark) und wer schießt sich schon gerne ins eigene 
Knie? Ist die neue Vermögenssteuer gar doch nur eine Propagandablase? 

4 Wäre er ein Sozialdemokrat gewesen, hätte er sich überhaupt nicht so despektierlich über die „Leistungs-
träger“ der Gesellschaft geäußert. Beim jüngsten Parteitag der deutschen SPD sagte der Herr Steinbrück z.B. 
sinngemäß: Die SPD ist dazu da, eine Brücke zwischen den Armen und den Reichen zu schlagen, und diese Auf-
gabe „kann man nur erfüllen, wenn man die Reichen nicht verprellt“. Es ging auch dort um einen Antrag der 
„Parteilinken“ in Sachen Steuerreform.

Abschaffung aller indirekten Steuern!
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man könne, nachdem die 
Ausbeutungsverhältnisse 
auch zwangsläufi g zu be-
stimmten Verteilungsver-
hältnissen führen 5, dieses 
traurige Resultat nach-
träglich durch eine „Um-
verteilung“ teilweise wie-
der rückgängig machen.

Aber zurück zum Vermö-
genssteuer-Konzept der 
SPÖ. Gerade weil dieses 
Konzept vielen, selbst 
wenn sie an die Gerech-
tigkeits- und Umvertei-
lungsmärchen glauben, 
ziemlich zahnlos erscheint, 
braucht es noch ein „lin-
kes“ Feigenblatt als Drauf-
gabe, z.B. in Gestalt der 
AK Oberösterreich, die 
dem zahnlosen Konzept 
- natürlich nur zu  Propa-
gandazwecken -  etwas 
mehr „Biss“ geben möch-
te. Sie möchte, dass auch 
Stiftungen von der neuen 
Steuer erfasst sein sollen, 
nicht alle, aber die „ei-
gennützigen Stiftungen“. 
Entweder kennen sie das 
österreichische Stiftungs-
recht nicht oder sie wollen 
die Sache völlig vernebeln 
(einschließlich der Rolle 
der SPÖ bei der Einführung 
und Vermarktung dieses 

Stiftungsrechts). Ein einzi-
ger Blick auf die Privatstif-
tungen hätte gezeigt, dass 
praktisch alle zumindest 
„doppelnützig“ sind, also 
„eigennützig“ mit einem 
kleinen „gemeinnützigen“ 
Aufputz (das heißt alles 
wirklich so im Stiftungs-
recht!). Irgendwie musste 
man die Steuerprivilegie-
rung ja begründen. Die 
„Idee“ der AK, wenn sie 
nicht zugleich auf die For-
derung nach Abschaffung 
der „Privatstiftungen“ hi-
nauslaufen soll, ist daher 
nur ein obskures Manö-
ver, das zwar jahrelange 
Streitereien über den ei-
gennützigen oder unei-
gennützigen Charakter 
einer Stiftung produzieren 
könnte, aber kein greif-
bares Resultat. Außerdem 
propagierte die AK einen 
höheren, nämlich einen 
progressiven Steuersatz bis 
zu 1,5% (aber das ist schon 
wieder vom Tisch). 
Aber, liebe Herren und Da-
men Stifter, diese „Idee“ 
ist eh nicht ernst gemeint, 
sondern nur für einen Ar-
tikel in den nächsten „AK-
Nachrichten“ berechnet. 
Relevanter ist das Räson-
nement des Herrn SPÖ-Fi-

nanzstaatssekretärs Schie-
der dazu. „Es gibt sicher Po-
tenzial, Stiftungen höher 
zu besteuern, das werden 
wir uns genauer anschau-
en.“ Brav, er schaut sich 
etwas an, er hat offenbar 
das erste Mal etwas von 
der Steuerprivilegierung 
der Privatstiftungen ge-
hört. Er verstehe auch gut 
die Sorge der ÖVP, setzt 
Schieder fort, man möge 
doch nicht „gerade jetzt“, 
angesichts der bevorste-
henden neuen Krise, den 
„Leistungsträgern“ der 
Wirtschaft zu nahe zu tre-
ten; nein, nein, beschwich-
tigt er, es ginge ja nur dar-
um, „jetzt Vorbereitungen 
zu treffen, um danach (?) 
mehr Gerechtigkeit zu 
schaffen.“ So richtig ernst 
scheint es der SPÖ mit ih-
rer „Reichensteuer“ nicht 
zu sein, viel ist von ihrer 
wilden Entschlossenheit, 
diese gegen den „erbitter-
ten Widerstand der ÖVP“ 
durchzusetzen, nicht zu 
sehen.

Vor allem AK und GPA 
trommeln das französische 
Vorbild 6. Die französische 
„Impôt sur la fortune“ ist 
die Referenz für die SPÖ. 

 
5 Der Arbeiter/die Arbeiter verkauft seine/ihre Arbeitskraft und kriegt als Gegenwert dafür seinen/ihren Lohn. 
Er /Sie schafft aber durch seine/ihre Arbeit ein Wertprodukt, das diesen seinen Lohn bei weitem übersteigt. 
Der Kapitalist, der Besitzer der Produktionsmittel (der Maschinen, Fabriken, Transportmittel…) ist und dem 
daher das vom Arbeiter geschaffene Wertprodukt „von Natur aus“ zusteht, eignet sich den Überschuss über 
den gezahlten Lohn an. Das ist der Mehrwert oder Profi t. Das ist das zwangsläufi ge Ergebnis der Tatsache, dass 
der Kapitalist die Produktionsmittel besitzt und der Arbeiter nichts als seine Arbeitskraft. Die Verteilung des 
geschaffenen Werts entspringt unmittelbar und zwingend aus den Produktions- und Eigentumsverhältnissen. 
Wenn man grundlegend etwas an der „ungerechten“ Verteilung ändern will, muss man diese letzteren Verhält-
nisse ändern, sprich: dem Kapitalisten die Produktionsmittel wegnehmen. Das ist die sozialistische Revolution.

6 AK OÖ: „Verteilung der Vermögen in Österreich. Hohes Potenzial für eine Vermögenssteuer“ (August 2011); 
GPA: „FAQs: Vermögenssteuer“  (März 2010). Die „Denkschrift“ der GPA zur Vermögensteuer enthält auch 
noch eine auf den ersten Blick bemerkenswerte Kuriosität. Sie zerbricht sich den Kopf darüber, wie mit Leuten 
umzugehen wäre, die z.B. ein Vermögen von 10 Millionen haben, aber ein Einkommen von nur  1.000 € im 
Monat. Das wird es kaum geben, meint sie, aber wenn doch, dann hat sie  dafür schon eine Lösung bereit: man 
könnte ja für diesen Fall die neue Vermögenssteuer mit z.B. 50% des Einkommens deckeln. In unserem Beispiel 
zahlt der gute Mann oder die gute Frau dann 50% vom Jahreseinkommen von 12.000 € = 6.000 €. Das wäre 
ein faktischer Vermögenssteuersatz von satten 0,06%. Absurd? Überhaupt nicht, denn sie täuschen sich damit, 
dass so etwas kaum vorkommt. Im Gegenteil ist es für einen wirklichen Reichen leicht darzustellen, „privat“ 
kein oder nur ein geringes Einkommen zu haben. Er zieht ja alles, was er braucht, gratis aus seinem „Betriebs-
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Die französische Vermö-
genssteuer setzt ab einer 
Freigrenze von 790.000 € 
ein, die „Befreiungen“ sind 
dieselben wie in Österreich 
geplant (Hauptwohnsitz, 
Kunstwerke, Antiquitäten, 
Edelmetalle, Schmuck…), 
auch dort sind „juristische 
Personen“ nicht betroffen. 
Der Steuersatz beginnt bei 
0,55% und steigt auf bis 
zu 1,8%.

Der Ertrag aus dieser fran-
zösischen Steuer belief 
sich im Jahr 2010 auf 3,2 
Mrd. €. Die österreichische 
Vermögensteuer soll laut 
SPÖ-Führung irgendetwas 
zwischen 500 Mio. und 
2 Mrd. € bringen, beim 
„Modell“ der AK sogar 
„deutlich über 3 Mrd. €“. 
Diese große Range zeigt, 
dass man nicht besonders 
viel über die betreffenden 
Vermögen weiss. Vielleicht 
hat deshalb der Herr Fay-
mann vorgeschlagen, am 
besten wäre es, die Betrof-
fenen würden sich freiwil-
lig beim Finanzamt mel-
den und sich einfach selbst 
versteuern, weil fi nden 
tät’ man sie eh nur schwer. 
Der Steuerertrag wäre also 

fast gleich hoch wie der in 
Frankreich. Frankreich ist 
aber zehnmal größer als 
Österreich, auch die Bour-
geoisie, auch ihr Vermö-
gen. Der geplante Steu-
ersatz ist niedriger als in 
Frankreich, die Freigrenze 
höher, die „Befreiungen“ 
ident. Durch welches Wun-
der kommt man dann auf 
einen Steuerertrag, der 
gleich hoch ist wie der in 
Frankreich? 
Wenn wir von den „500 
bis 2.000“ Mio. € der SPÖ 
ausgingen, wären das zwi-
schen 0,6% und 2,4% des 
österreichischen Steuer-
aufkommens. Legt man 
realistischere „französi-
sche Maßstäbe“ an, lan-
det man aber vielleicht bei 
0,2%. Im Vergleich zu den 
Steuerbefreiungen und 
Steuerbegünstigungen 
des Kapitals, nicht nur der 
Stiftungen, sondern auch 
bei der Körperschaftssteu-
er, ist das ein Witz und 
pure Augenauswischerei. 
Vor allem aber muss der 
Gesichtspunkt der Arbei-
terklasse in Steuerfragen 
ein ganz anderer sein. Sie 
muss sich um sich selbst 
kümmern, nicht sich den 

Kopf der Bourgeoisie und 
ihres Staates zerbrechen. 
Der Löwenanteil (80%) 
des Steueraufkommens 
2010 von insgesamt 78,5 
Mrd. €  stammt aus der 
Massenbesteuerung, und 
zwar 21 Mrd. € aus der (di-
rekten) Lohnsteuer und 42 
Mrd. € aus der (indirekten) 
Mehrwertsteuer (samt an-
deren Verbrauchssteuern). 
Von diesen zwei haupt-
sächlichen Massensteuern 
macht die Lohnsteuer ein 
Drittel und die indirekten 
Steuern zwei Drittel aus. 
Und sie werden mehr und 
mehr, jedes Prozent Infl a-
tion bedeutet allein schon 
ein Prozent oder 420 Mio. 
€ mehr an indirekten Steu-
ern, das sind bei der der-
zeitigen Infl ationsrate von 
3,5% satte 1.500 Mio. € 
im Jahr. Demgegenüber 
erscheint die neue Ver-
mögenssteuer als das, was 
sie ist. „Der Berg kreißte 
und gebar ein Mäuschen“, 
könnte man sagen, aber 
es handelt sich um vor-
sätzliche Lügerei und Be-
trügerei.  „Wie auch die 
Lüge uns schmähend um-
kreist…“ wäre vielleicht 
angemessener.

vermögen“ heraus. Die Villa, das Dienstauto plus Chauffeur, den Hubschrauber, gegebenenfalls die Yacht, die 
Wohnung, eventuell von allem auch mehrere, alle Mahlzeiten („Arbeitsessen“), die Prostituierten - alles zahlt 
sich aus dem „Betriebsvermögen“, dem eigene oder dem eines anderen. (Der berühmte Ex-Chef des IMF, Herr 
Dominique Strauss-Kahn, weiß vielleicht wirklich nicht immer, wer ihm die Prostituierten, die ihn in jedem Ho-
tel, wo er absteigt, erwarten, eigentlich zahlt. Sagte er jedenfalls gerade im „Hotel Carlton/Lille“-Prozess aus.) 
Allenfalls braucht er ein bisschen Bargeld für Trinkgelder oder wenn er zwischen zwei Arbeitsessen Hunger 
kriegt und schnell zu einem Würstelstand muss. Interessant aber vor allem, wie gründlich sich die GPA mit dem 
französischen Vorbild beschäftigt hat. Denn genau eine solche Deckelung wurde 2006 eingeführt. Das hat den 
französischen „Millionären“ eine zusätzliche Steuerersparnis von  800 Millionen € pro Jahr gebracht und in den 
letzten Jahren zu milliardenschweren Rückzahlungen geführt. Es war nämlich genau so, dass viele Vermögens-
„Millionäre“ eigentlich gar kein oder nur ein kleines privates Einkommen haben. An was so eine GPA alles 
denkt! Aber vielleicht wird das das Ei des Kolumbus: wie führe ich auf dem Papier eine Vermögenssteuer ein und 
faktisch doch nicht? Übrigens musste die französische Regierung wegen der großen Empörung im Volk über so 
eine schreiende Sauerei diese Deckelung ab 2012 wieder abschaffen. 

Abschaffung aller indirekten Steuern!
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Résumé: Die geplante 
Vermögenssteuer leistet 
keinen irgendwie relevan-
ten Beitrag zu einer - oh-
nedies nur illusorischen 
- „Umverteilung“. Es geht 
selbst im besten Fall nur 
um einen zwergenhaf-
ten Anteil am gesamten 
Steueraufkommen. Die 
wirklich großen Kapitale 
werden gar nicht betrof-
fen. Von der tatsächlichen 
Steuerausplünderung von 
Arbeiterklasse und Volk 
durch die bourgeoise 
Staatsmacht wird dadurch 
nur abgelenkt. Sie sollen 
die schleichende Lohn-
steuerprogression und 
vor allem die schleichend 
wachsende Mehrwert-
steuererbelastung ohne 
Murren schlucken, weil 
ohnehin die „Reichen“ 
auch ein bisschen mit der 
Vermögenssteuer sekkiert 
werden. Die Mehrwert-
steuer und die anderen in-
direkten Steuern sind das 

Wichtigste; sie treffen alle, 
auch, ja gerade die Ärms-
ten, und sie steigen mit 
der Infl ation. 
Will man sich gegen 
Ausbeu tung und Ausplün-
derung wehren, muss nicht 
für eine „Umverteilung“ 
gekämpft werden, sondern 
für andere Eigentums- und 
Produktionsverhältnisse, 
die auch eine andere „Ver-
teilung“ erlauben, nicht 
nur der Konsum güter, 
sondern auch der Produk-
tionsmittel (indem man 
die Kapitalisten enteig-
net und die Produktions-
mittel ver gesell  schaftet). 
Dies geht nur, indem man 
zuerst die Machtverhält-
nisse ändert: Wer hat die 
Staatsmacht - das Kapital 
oder die Arbeiterklasse? 
Auf dem Weg dorthin, zur 
wirklichen Beseitigung des 
Übels, muss auch gegen 
die Steuerausplünderung 
gekämpft werden. Aber 
nicht durch „gerechte Pro-

jekte“ wie die Vermögens-
steuer, son dern indem man 
die Massenbesteuerung 
bekämpft. Die Kapitalis-
ten sollen sich ihren Staat 
selber zahlen! Die bei wei-
tem wichtigste Forderung 
in Steuerfragen muss die 
nach Abschaffung aller 
indirekten Steuern sein. 
Wer hin ge  gen an die indi-
rekten Steuern nicht rührt, 
wer um sie vielmehr einen 
großen Bogen macht (wie 
z.B. die beiden oben zitier-
ten Broschüren der AK und 
der GPA, aber auch sonst 
alle Gerechtigkeits- und 
Umverteilungsapostel), 
der ist, was immer er sonst 
über Steuerfragen plap-
pert, ent weder ein Dumm-
kopf, im Zweifelsfall aber 
ein Lügner und Betrüger. 
Die Grenze ist fl ießend 
und man kann darüber 
streiten, was schädlicher 
ist für den Klassen kampf.



56

Eine wirkliche Gesund-
heitsversorgung für die 
Arbeiter/innenklasse 
kann ohne proletari-
sche Revolution nicht 
erreicht werden!

Das ganze Gesundheitssys-
tem ist heute krank. Wenn 
wir die Entwicklung der 
letzten 50 Jahre verfolgen, 
sehen wir dass die Gesund-
heitsversorgung heute 
deutlich schlechter ist als 
um 1975. Besonders wenn 
wir uns die Qualität und 
die Kosten der Krankenkas-
sen-Versorgung der brei ten 
Masse der Arbei ter/innen 
und kleinen Ange stellten 
anschau en, wird deutlich, 
dass einerseits die Gebüh-
ren drastisch zugenom-
men haben (Kran ken ver-
sicherungsbeitrag, Selbstbe-
halte, Rezept ge bühren,...), 
andererseits aber die durch-
schnittliche Qualität der 
medizinischen Ver sor gung 
(Betreuung durch Ärzte/in-
nen und Kran ken pfl eger/
innen, Bezahlung von Be hel-
fen wie Brillen, Zahnkronen 
usw.) stark ge sun ken ist.
Das ist natürlich nicht die 
Schuld des medizi ni schen 
Personals, den „kleinen“ 
Stations ärzten und Kran-
kenpfl eger/innen  – bei de-
nen ist die Arbeitshetze so-
gar deutlich gestie gen und 
sie müssen sich heute so-
gar noch mehr abstrudeln 
als früher. Es ist eine Frage 
der staat lichen Organisie-
rung des Volks gesund heits-
wesens im Kapitalismus. 

Ärzt/innen, die sich dem Sys-
tem der Patienten selektion 
widersetzen und ihr Fach-
wissen offensiv den Pati-
ent/innen zur Verfügung 
stellen, funktionieren nicht 
im Sinne des Kapitals. Aus 
diesem Grund wird alles 
versucht, sie aus dem Stand 

der Ärzteschaft zu entfer-
nen. Zuerst werden sie über 
die Medien öffentlichkeit 
unmöglich gemacht, dann 
kommen Gerichtsverfahren 
und Bestechungs ver suche, 
wenn das alles nichts hilft, 
die Psychiatrie. Konkrete 
Bei spiele dafür sind Werner 
Vogt vom Wiener Unfall-
krankenhaus in früheren 
Jahren oder Wolfgang und 
Ursel Huber aus Heidel-
berg.

Heute gilt in Österreich in-
zwischen – wie in vielen 
anderen Ländern der EU: 
Bist du kein/e Privatpati-
ent/in und zahlst du nichts 
drauf (bar oder über selbst-
fi nanzierte Zusatzversiche-
rung), dann wirst du wie 
der letzte Dreck behandelt, 
bestenfalls am Fließband. 
Sowohl beim Doktor als 
auch im Krankenhaus. 
Heute schon ist es so, dass 
Ärzt/innen eine Jahres-
abrech nung über ihre 
Verschreibungen (Medika-
mente, Verbandsmaterial 
usw.) des letzten Jahres 
bekom men. Darin wird fest-
gehalten, ob sie unter oder 
über den vorgesehenen 
Kosten pro Patient/in lie-
gen. Wenn sie billiger wa-
ren kriegen sie Bonuspunkt, 
wenn sie mehr Ausgaben 
als vorgesehen pro Patient/
in verrechnet haben, gibt’s 
Maluspunkte.

Bei der Bewilligung, ob ein/
e Patient/in 30 Tage nach 
der Entlassung aus dem 
Krankenhaus eine weitere 
Bewilligung für eine mo-
bile Hauskrankenpfl ege 
zu gesprochen bekommt, 
läuft es so ab: Der Chefarzt 
der Gebietskrankenkassa 
am Wienerberg schaut sich 
nicht die Patient/innen an, 
sondern standardmäßig 
die Fotos der Wunde und 
entscheidet ohne Studium 

des Pfl egschaftsberichts, 
ob z.B. ein professionel les 
Wechseln des Verbandes 
durch eine/n diplomierte/
n Krankenpfl eger/in not-
wendig ist oder nicht. Der 
Chefarzt schaut sich weder 
die Wunde noch die medi-
zinische Dokumentation 
des Patienten an, weil das 
würde zu viel Zeit dauern; 
es sind aber pro Pa tient/in 
nur maximal 2 Minuten zur 
Beurteilung vor gesehen. 
Fließbandabfertigung im 
übelsten Sinn!

Besonders krass zeigen 
sich die Probleme des der-
zeitigen österreichischen 
„Krankenversorgungs -
wesens“ am Beispiel des 
größten Krankenhauses 
in Österreich, dem Wiener 
AKH: 
Überall wird gespart: beim 
Essen für die Patienten 
ebenso wie beim Verband-
material (z.B. Silber ver-
bands präparate für offene 
Wunden, das desin fi zie rend 
wirkt und nicht mit der 
Wunde ver klebt).  
Schon jetzt sind die Nacht-
dienste in vielen Kranken-
häusern – nicht nur im AKH 
- unterbesetzt; das zeigt 
sich vor allem in Nächten 
mit vielen Notfällen. Jetzt 
sollen im  AKH weitere Pos-
ten eingespart werden.
Für jeden seriösen Arzt ist es 
unmöglich, dass gleich zeitig 
die Ambulanz und der Ope-
rationssaal betreut werden 
– aber sie werden über die 
Knebelverträge u.a. im AKH 
dazu gezwungen.

Ähnliche Situationen gibt 
es bei den Krankenträ ger/
innen, die zu manchen Zei-
ten praktisch ohne Pause 
stundenlang durcharbeiten 
müssen.
Im AKH gibt es schon heu-
te einen derartigen Perso-
nal notstand, dass viele 

Weg mit der kapitalistischen Klassen-Medizin! 
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Beschäftigte kaum Urlaub 
ma chen können und ihr Ur-
laubsanspruch verfällt.

Für die Zukunft ist bereits 
geplant, dass weiter diplo-
miertes Pfl egepersonal ein-
gespart werden soll und 
stattdessen mehr Pfl ege-
hilfskräfte eingesetzt wer-
den sollen. Zunehmend 
sollen die Diplomkranken-
pfl e ger/innen nur noch zu 
Pfl egevisiten einsetzt wer-
den – die tägliche Patien-
tenversorgung soll dann 
durch an ge lernte Hilfskräf-
te erledigt werden.
Weitere Probleme gibt es 
durch die unzureichende 
Schutz kleidung für Pfl ege-
personal, Träger und Reini-
gungspersonal  besonders 
auf den Infektionsabtei lun-
gen – natürlich aus Kosten-
gründen.

Aber noch einmal: Dass 
eine überlastete Kranken-
schwester 40 Patient/innen 
zugleich betreuen muss, ist 
nicht ihre Schuld. Dass bei 
überlasteten Kassen ärzten 
die Kranken bis ins Stiegen-
haus Schlage stehen müs-
sen, ist nicht deren Schuld. 
Dass du als Normalpati-
ent  wochenlang auf einen 
Operations termin warten 
musst, ist nicht Schuld des 
Ärzteteams der Abteilung.
Schuld an den immer kras-
seren Missständen im all ge-
meinen „Gesundheitswe-
sen“ ist das kapita lis tische 
Ausbeutersystem! 

In der 2. Hälfte des 20. Jahr-
hunderts, in der Zeit der 
Hochblüte des Imperialis-
mus und Neokolonialismus, 
wurde das Gesundheitswe-
sen in den imperialis ti schen 
Metropolen (wie Öster-
reich) für breite Teile der 
Volksmassen immer weiter 
verbessert. Es war die Zeit 
des großen Aufschwungs 
nach den Zerstörungen 

des zweiten Weltkriegs. 
Die Kapitalisten hatten ei-
nen Mangel an gesunden 
Arbeitskräften, und der 
groß zügige Ausbau der 
Gesundheitsversorgung für 
die Massen (Ausbau der 
Krankenhäuser, Wegfall 
der sogenannten „Selbst-
behalte“, fl ächendeckende 
Vor sorgeuntersuchungen 
usw.) hat vor allem dazu 
ge dient, eine gesunde und 
gut ausbeutbare Arbei ter/
in nen klasse bereitzustellen. 

Mit dem krisenhaften Um-
schwung Mitte der 1980er 
Jahre hatten die Kapitalis-
ten dann immer weniger 
Bedarf an frischen Arbeits-
kräften, die Arbeitslosen-
zahlen stiegen – und eine 
Krankenversorgung auf 
immer niedrigerem Niveau 
(für die breiten Massen der 
Arbeiter/innenklasse) wur-
de Teil der staatlichen Politik 
des allgemeinen Sozialab-
baus. Wozu mehr als un-
bedingt notwendig für die 
Krankenversor gung ausge-
ben? Es gibt ohnehin zu vie-
le über schüssige arbeitslose 
Menschen, die noch dazu 
viel zu lange leben, obwohl 
sie nicht mehr aus beutbar 
sind! So denken die Ideo-
logen des Kapitals und die 
Massen medien schreiben: 
Die Krankenhäuser kosten 
zu viel! Die Krankenkassa 
ist dauernd im Defi zit! usw. 
Aber klassenbewusste Arbei-
ter/innen fragen: Was gibt 
es wichtigeres als Gesund-
heit? und kritisieren die 
Zwei-Klassen-Gesundheits-
versorgung: Wer Geld hat, 
kann sich eine Spitzenver-
sorgung kaufen – aber die 
von einem Durchschnitts-
lohn oder darunter leben 
müssen, können schauen 
wo sie bleiben....

Im kapitalistischen Ausbeu-
tersystem, wo die Herren 
der Banken und Konzer-

ne die Politik bestimmen, 
können Verbesserungen 
im Volks gesundheitswesen 
nur vorübergehend durch-
gesetzt werden – z.B. in 
Phasen des Wirtschaftsauf-
schwungs (d.h. hoher Profi -
te für die Kapitalisten), wo 
ein Arbeits kräfte mangel 
die Positionen der Arbeiter/
innenklasse ge gen über der 
Kapitalistenklasse stärkt. 
Erst wenn die Arbeiter/in-
nenklasse die politische 
Macht erobert hat, wenn 
die Arbeiter/innen und 
kleinen Angestellten die 
gesellschaftlichen Angele-
gen heiten in ihrem Inter-
esse regeln, dann ist auch 
eine wirklich umfassende 
Gesundheits versor gung für 
alle Teile der Arbeiter/innen-
klasse und des Volkes mög-
lich. Weil dann entscheiden 
nicht die Profi tinter essen 
des Kapitals auch über das 
Gesund heits wesen. Voraus-
setzung dafür ist allerdings 
eine proletarische Revoluti-
on und der Sturz der Kapi-
talistenklasse – sonst wird 
das Kapital immer sein Inte-
resse gegen das der großen 
Mehrheit der Bevölkerung 
durch setzen.

Wer nicht will, dass das Ge-
sundheitswesen bei uns so 
wird wie in den USA, wer 
nicht will, dass die Versor-
gung der Kranken, Behin-
derten usw. eine Frage des 
Einkommens, der Erspar-
nisse und der Privatversi che-
rung ist, muss heute schon 
am revolu tio nären Kampf 
für die sozialistische Re-
volution teilnehmen. Eine 
Strategie der zwei Stufen – 
heute für Verteidigung des 
Bestehenden, morgen dann 
für eine bessere Gesellschaft 
– ist der falsche Weg. Damit 
können wir we der die bes-
seren Zustände von vorher 
wiederher stellen noch ins-
gesamt weiter kommen. 
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In Indien wird der Klassen-
kampf für die Interessen 
der Arbeiter/innen und 
Volksmassen gegen die Of-
fensive des internationa-
len Monopolkapitals und 
ihre einheimischen Lakai-
en in wesentlich schärfe-
ren Formen geführt als in 
der EU. Seit Jahrzehnten 
kämpfen unter Führung 
revolutionärer kommunis-
tischer Parteien, vor allem 
dem KP Indiens (Maois-
tisch), sowohl militante 
Massenorganisationen der 
Arbeiter/innen und Werk-
tätigen als auch bewaff-
nete Volksbefreiungs-
Guerillaarmeen gegen 
die Unterdrückung der 
Arbei ter/in nenbewegung 
und die revolutionär-de-
mokratischen Bewegun-
gen der Kleinbäuer/innen 
und anderen unterdrück-
ten Volksmassen. In vielen 
länd lichen Gebieten ist 
die Befreiungsbewegung 
so weit fortgeschritten, 
dass seit Jahren die Un-
terdrückungsorgane des 
mit dem Imperialismus 
verbun denen indischen 
bürgerlichen Staates ent-
machtet und verjagt sind 

und demo kratisch gewähl-
te Volksräte die politische 
Macht übernommen ha-
ben. Seit über 10 Jahren 
dehnt sich die Rote Zone 
vom Nordosten Indiens 
bis in den Süden aus. Seit 
mehreren Jahren versucht 
der reaktionäre indische 
Zentral staat mit über 
100.000 Mann spezieller 
Aufstandsbekämpfungs-
truppen die Roten Gebie-
te zurückzuerobern, um 
den Weg frei zu machen 
für die Ausplünderung des 
Landes, seiner Rohstoffe 
und seiner Volks massen, 
durch die multinationalen 
Konzerne. Dieser mörde-
rische Feldzug unter dem 
Namen „Operation Green 
Hunt“ hat schon zehn-
tausende Opfer gefordert 
und die Empörung breiter 
Massen auch in den Städ-
ten hervor gerufen, die 
sich mit den kämpfenden 
Bäuer/innen der Roten Ge-
biete solidarisieren.

Klassenkampf 
im eigenen Land 
verstärken – 
internationale Solida-
rität entwickeln!

In vielen Ländern haben 
sich bereits Solidaritätsbe-
wegungen mit dem Kampf 
der indischen Volksmassen 
und dem Volkskrieg für 
eine neudemo kratische 
antiimperialistische Revo-
lution in Indien gebildet. 
Auch in Öster reich müssen 
die Arbeiter/innen ver-
stärkt internationale Ver-
bundenheit und Solidari-
tät mit ihren kämpfenden 
Brüdern und Schwestern in 
allen Ländern entwickeln. 
Grundlage dafür ist die 
Verstärkung des entschlos-

senen Kam pfes gegen die 
eigenen kapitalistischen 
Ausbeuter und Unterdrü-
cker und der internatio-
nalistischen Orientierung. 
Nur durch die Überwin-
dung euro zentristischer 
Borniertheit und rassisti-
scher Vorbehalte kann die 
interna tionale Einheit im 
Kampf der Arbeiter/innen 
aller Länder und die Verbin-
dung mit dem Kampf der 
unterdrückten Volksmas-
sen hergestellt werden.
Das ist die Voraussetzung 
für einen erfolgreichen 
Kampf für die proleta rische 
Revolution sowohl in Ös-
terreich als auch weltweit. 
Die indischen Volksmassen 
der Roten Gebiete Indiens 
beweisen in der Praxis, dass 
eine andere Welt möglich 
ist, eine Welt in der die 
kapitalistischen Ausbeuter 
verjagt sind und das Volk 
selbst die Verwaltung der 
eigenen Angelegen heiten 
übernimmt.

Proletarier/innen aller 
Länder vereinigt euch!
Proletarier/innen aller 
Länder und 
unterdrückte Völker 
vereinigt euch!

Solidarität mit dem Volkskrieg in Indien!
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Teures Volk!

Am 2. Dezember wird die 
PLGA (People`s Liberation 
Guerilla Army – Volksbe-
freiungs-Guerilla-Armee) 
ihren 11. Gründungstag 
vollenden. Aus diesem An-
lass gibt die Zentrale Mili-
tärkommission einen Auf-
ruf heraus, den 11. Grün-
dungstag in allen unseren 
Guerillazonen und Roten 
Widerstandsgebieten zu 
begehen, mit dem Ziel die 
„Operation Grüne Jagd“ 
(OGH – Operation Green 
Hunt) der ausbeutenden 
herrschenden Klassen zu 
besiegen. In dem laufen-
den Volkskrieg für die Be-
freiung der werktätigen 
Massen in Indien haben im 
Zeitraum von Dezember 
2010 bis September 2011 
annährend 150 der bes-
ten Töchter und Söhne der 
heimatlichen Erde und des 
einfachen Volkes ihr wert-
volles Leben gegeben. 
Zollen wir allen diesen 
mutigen Kämpferinnen 
und Kämpfern unsere re-
volutionäre Ehrerbietung. 
Geloben wir, ihre Ziele zu 
erfüllen.
Im vergangenen Jahr wur-
den Hunderte Aktivist/
innen von lokalen Mas-
senorganisationen, der 
revolutionären Volksre-
gierung und andere Men-
schen verhaftet, aufgrund 
schwarzer Gesetze ange-
klagt und in Gefängnisse 
geworfen. Um die revolu-
tionäre Kulturbewegung 
zu unterdrücken, wurden 
Todesstrafen gegen vier 
Kulturaktivisten aus Jhark-
hand, auch gegen Jeeten 

Marandi, ausgesprochen. 
Es ist notwendig eine star-
ke Volksbewegung aufzu-
bauen, um diesen Todes-
strafen entgegenzutreten. 
Insbesondere wurden am 
29. April 2011 drei Mit-
glieder des Zentralkomi-
tees und im Juli Genosse 
Bhupeshda sowie viele 
andere leitende Genossen 
und Aktivisten vom Feind 
verhaftet, was einen Teil 
der Verluste unserer Par-
teileitung in der schmut-
zigen Jagd der feindlichen 
Geheimdienstagenturen 
darstellt. Der Feind zet-
telt Komplotte an, um sie 
in den Gefängnissen dau-
erhaft einzukerkern. Die 
Zentrale Militärkommissi-
on richtet den Aufruf an 
das Volk, die Agitation für 
die Freilassung dieser poli-
tischen Gefangenen über-
all auszuweiten.
Bei den Operationen, die 
von unseren PLGA-Kräf-
ten gegen die faschistische 
„Operation Grüne Jagd“ 
überall im Land geführt 
wurden, wurden 150 Po-
lizeisöldner ausgelöscht, 
180 wurden verwundet 
und rund 60 Waffen wur-
den von Dezember 2010 bis 
Oktober 2011 im ganzen 
Land erbeutet. Darüber 
hinaus wurden in ununter-
brochenen Einzelaktionen 
der PLGA-Kräfte 170 volks-
feindliche Elemente aus-
geschaltet. Besonders die 
Rolle der Volksmilizkräfte 
ist es Wert, in dieser Hin-
sicht erwähnt zu werden.
Die Zentral- und die Bun-
desstaaten-Regierungen 
haben angekündigt, dass 
die zweite Phase der fa-

schistischen „Operation 
Grüne Jagd“ im Gang ist. 
Wie wir alle wissen, wurde 
dieser ungerechte Krieg 
(„Militäroffensive Grüne 
Jagd“) Mitte 2009 von der 
Sonia-Manmohan Singh-
Chidambaram Clique ge-
gen das Volk dieses Landes 
entfesselt; er ist nichts an-
deres als ein Krieg, um die 
Kompradoren-Gesellschaf-
ten und die multinationa-
len Konzerne den Reich-
tum an Bodenschätzen 
in den Adivasi-Gebieten 
(der Eingeborenen) plün-
dern zu lassen. Um den 
„Krieg gegen das Volk“ 
brutal fortzusetzen, setzt 
die Regierung unter dem 
Vorwand einer Übung seit 
Ende Mai dieses Jahres Ar-
meekräfte in Brigadestär-
ke ein. Tatsächlich haben 
die Offi ziere der Armee 
die Aufstandsbekämp-
fungsoperationen der pa-
ramilitärischen Kräfte seit 
sechs Jahren mit dem Ziel 
des Auslöschens der revo-
lutionären Bewegung ge-
führt, weil diese bewiesen 
hat, dass sie ein Hindernis 
für die gemeinschaftliche 
Plünderung ist. Die Armee 
führt Spezialtrainings für 
die Polizei- und paramilitä-
rischen Kräfte in ihren ei-
gens dafür eingerichteten 
Konterterror-Dschungel-
kriegsführungs-Schulen 
durch, wie die in Kanker in 
Chattisgarh und Ambica-
pur in Nord-Chhattisgarh. 
Höhere Armeeoffi ziere 
haben mehrmals Erkun-
dungen auf speziellen Rei-
sen durchgeführt.
Während der Tage als 
Salwa Judum den Höhe-

KP Indien (Maoistisch): 
Verstärken wir den Volkskrieg

mit dem Ziel, 
die „Operation Grüne Jagd“ zu besiegen, 

die ein Krieg gegen das Volk ist!

Aufruf der Zentralen Militärkommission der Kommunistischen Partei Indiens (Maoistisch) 
aus Anlass des 11. Gründungstages der PLGA (Volksbefreiungs-Guerilla-Armee), 20.11.2011
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punkt seiner Grausamkeit 
erreichte, besuchten ame-
rikanische Konsulatsmit-
arbeiter die Dschungel-
kriegsführungs-Schule in 
Kanker und berieten sich 
mit Raman Singh und hö-
heren Polizeioffi zieren in 
Raipur. Alles das beweist 
zweifellos, dass all das un-
ter Führung der US-Impe-
rialisten geschieht.
Angriffe auf das Volk, Mor-
de, sexuelle Gräueltaten 
gegen Frauen, Abreißen 
von Häusern, Plünderun-
gen, Zerstörung der Ernte 
und Plünderung von Hüh-
nern, Schweinen und Zie-
gen wurden zur täglichen 
Erscheinung bei der faschis-
tischen Militäroffensive 
„Grüne Jagd“. Die Chint-
alnar Morde, Gräueltaten 
und die Plünderung der 
Häuser, die man dann dem 
Erdboden gleich machte, 
das Massaker im Dorf Ne-
tai (Lalgarh, PB) durch die 
CPM mit Hilfe der zentra-
len und bundesstaatlichen 
Gemeinsamen Militärkräf-
te und das Massaker im 
Dorf Jamgai (Bezirk Gum-
la, Jharkhand) begangen 
von PLFI-Schlägern sind le-
bendige Beispiele hierfür. 
99 Prozent der Personen, 
die von den reaktionä-
ren Salwa Judum, Sendra, 
Nagrik Suraksha Samity, 
Santi Sangams, den be-
waffneten Kräften der Re-
gierung, die verschiedene 
Arten von Mörderbanden 
in Bihar und Jharkhand 
mit einschließt, getötet 
wurden, sind unbewaffne-
te Personen. Die bewaff-
neten Guerillakämpfer, 
die bei bewaffneten oder 
simulierten Zusammen-
stößen sterben, machen 
nicht mehr als ein Prozent 
aus. Dies zeigt klar, dass 
dies ein „Krieg gegen das 
Volk“ ist.
Die indische Armee stell-
te Dadakaranya (DK) als 
Hochburg der maoisti-

schen Guerilla dar, drang 
in Dadakaranya unter dem 
Vorwand einer „Übung“ 
ein und verletzte das Ge-
setz, das die Landüber-
tragungen verbietet, das 
PESA-Gesetz und die Ge-
setze, die alle Macht den 
Gram Sabhas (Selbstver-
waltungsorganen) über-
trägt. Aber das wirkliche 
Ziel der Armee ist es, die 
Adivasi von ihren jahrhun-
dertealten Aufenthaltsor-
ten zu vertreiben, um die 
älteste menschliche Ge-
meinschaft und ihre primi-
tive Kultur auszulöschen 
und die Janatana Sarkars 
Lebensweise zu ersticken, 
die vom Adivasi-Volk un-
ter Führung der Maoisten 
etabliert wurde. Zu die-
sem Zweck gab die Zen-
tralregierung alle Macht 
in die Hand der Armee, 
um das Mehrheitsrecht in 
den AFSPA-Gremien ein-
zuführen und um all das 
im Namen der Selbstver-
teidigung zu machen. Die 
indische Armee, die dazu 
bestimmt ist, die Grenzen 
des Landes zu verteidigen, 
ist jetzt bereit, einen Krieg 
gegen ihr eigenes Volk im 
Herzen des Landes zu füh-
ren. Alle Adivasi-Gemein-
den im ganzen Land müs-
sen jetzt gegen die Ver-
schwörung der indischen 
herrschenden Klassen, die 
die Interessen der Imperi-
alisten und multinationa-
len Konzernen schützen, 
vorgehen und die Massen 
für die Gräueltaten und 
Massaker sensibilisieren, 
die von der indischen Ar-
mee und den paramilitäri-
schen Kräften in Kaschmir 
und im nationalen Befrei-
ungskampf im Nord-Osten 
begangen werden. Men-
schen aus allen Klassen 
und Sektoren, Demokrat/
innen, Patriot/innen und 
Massenorganisationen 
müssen fest zu ihrer Un-
terstützung stehen.

Teures Volk!
Als Folge der ungleichen 
Entwicklung der imperia-
listischen Politik der Libe-
ralisierung, Privatisierung 
und Globalisierung (LPG) 
zeigen sich die Auswirkung 
der Weltwirtschaftskri-
se auch in unserem Land. 
Wachsende Korruption, 
Erwerbslosigkeit, Preiser-
höhungen, Hunger, Ver-
treibung und der Verlust 
der Ländereien, Wälder 
und dem Wasser, haben 
die Lebensbedingungen 
der unterdrückten Arbei-
ter/innenklasse, Bäuer/in-
nen und der Mittelkasse 
unerträglich gemacht und 
es gibt hier keinen an-
deren Ausweg außer der 
Revolution. Die materiel-
len Bedingungen für die 
Revolution reifen heran. 
Streiks und Mobilisierung 
in allen Bereichen des 
Volkes nehmen zu. Öko-
nomische Kämpfe werden 
zu politischen Kämpfen. 
Die politischen Mobilisie-
rungen der rückständigen 
Adivasi-Bäuer/innen ver-
stärken sich. Kämpfe, wie 
die in Lalgarh, Kalingana-
gar, Narayanapatna, Anti-
Posco, Niayamagiri, Mali, 
Deomali, Singareni, Open 
casts, Polavaram, Sompeta, 
Kakarapalli, Jaitapur, und 
Greater Noida, der Kampf 
der Menschen, die durch 
die Stadtentwicklung in 
Jharkhand vertrieben 
werden, die landesweiten 
Kämpfe gegen Sonderwirt-
schaftszonen (SEZ), gegen 
Preiserhöhungen, gegen 
Korruption, die Kämpfe 
für die Interessen der Bäu-
er/innen und Kämpfe der 
Kastenlosen (Dalits) und 
der Frauen und zeigen das 
politische Bewusstsein des 
Volkes. Die Menschen de-
monstrieren kämpferisch 
für die Schaffung eines se-
paraten Telangana-Staats. 
Der nationale Befreiungs-
kampf in Kaschmir entwi-

KP Indiens (maoistisch)
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ckelt sich weiter. Um die 
militanten Kämpfe des 
Volkes irrezuleiten, drän-
gen die Nichtregierungsor-
ganisationen (NGOs) unter 
der Leitung der Imperialis-
ten und solcher Personen 
wie Anna Hazare darauf, 
im Namen der Gewaltfrei-
heit solche Kampfformen 
wie Hungerstreiks durch-
zuführen. Die faschistische 
Unterdrückung der herr-
schenden Klassen gegen 
unsere maoistische Partei, 
die als Leuchtfeuer der un-
terdrückten Massen, wie 
der Arbeiter/innenklas-
se, Bäuer/innen und der 
Mittelklasse dient, nimmt 
zu. Die ökonomische und 
politische Krise verschärft 
sich überall und gewalti-
ge Massen müssen revo-
lutionären Geist zeigen 
und die politische Agita-
tion unter der Parole auf-
nehmen, dass wir bis zum 
letzten Atemzug kämpfen 
werden. Wir müssen in 
hohem Grad für die Tages- 
und politischen Interessen 
mobilisieren. Wir müssen 
erkennen, dass es ohne 
entschiedene politische 
Kämpfe nicht möglich ist, 
die ökonomischen Inter-
essen der unterdrückten 
Massen zu erfüllen, und 
wir müssen diese Agitati-
on auf eine höhere Stufe 
heben mit dem Slogan: 
„Die politische Macht 
muss durch den Volkskrieg 
ergriffen werden“.

Aufruf der Zentralen Mili-
tärkommission (CMC):

Teure Arbeiter/innen, Bäu-
er/innen, Adivasi, werktä-
tige Massen, Frauen, Stu-
dent/innen, Jugendliche 
und Intellektuelle! Tausen-
de Menschen, vor allem 
Adivasi-Bäuer/innen sam-
meln sich in den Kämpfen 
mit dem Ziel, den „Krieg 
gegen das Volk“ (die Ope-
ration Grüne Jagd), der 

von der Zentral- und den 
Bundesstaaten-Regierun-
gen entfesselt worden ist, 
zurückzuschlagen.
Alle Klassen und Sekto-
ren des werktätigen Vol-
kes müssen sich in diese 
Kämpfe einreihen. Dehnt 
die Unterstützung aktiv 
aus, um die brutalen An-
griffe der Söldnerpolizei 
zu stoppen, die Hunderte 
von Adivasi massakriert 
und die ihr Eigentum, ihre 
Würde und alles andere, 
was ihnen lieb ist, plündert 
wie ein Rudel von Wölfen, 
die eine Herde Schafe im 
Namen der Bekämpfung 
des Terrorismus angreifen. 
Maoist/innen sind keine 
Befürworter der Gewalt. 
In Wirklichkeit würden 
sie an vorderster Front je-
ner sein, die Frieden wün-
schen. Glaubt nicht ein 
Wort der heimtückischen 
Propaganda, die von den 
bürgerlichen Medien ge-
gen die Maoist/innen ent-
fesselt wird! Steht fest an 
der Seite der revolutionä-
ren Bewegung! Wenn wir 
diese Offensive des Feindes 
nicht bekämpfen, wenn 
wir die Verschwörung ge-
gen die revolutionäre Be-
wegung, die maoistische 
Partei, die PLGA, die alter-
nativen Volksmachtorga-
ne und die Massenorga-
nisationen nicht besiegen, 
dann werden alle von der 
revolutionären Bewegung 
errungenen Früchte ver-
nichtet. Werdet daher ak-
tiv bei der Isolierung und 
dem Zurückschlagen des 
Feindes!
Schließt Euch in großer 
Zahl der PLGA an, verviel-
facht ihre Kraft und stärkt 
sie! Reiht Euch ein in die 
Flut der in mehreren Ge-
bieten unseres Landes 
anwachsenden Massen-
bewegungen unter der 
Parole: „Land, Macht, 
Demokratie, Aufbau der 
Volksarmee und Selbstver-

trauen!“ Reicht ihnen die 
Hände! Steht Schulter an 
Schulter mit den bewaff-
neten Widerstandskämp-
fen der PLGA! Es kann kei-
nen grundlegenden Wan-
del ohne die komplette 
Vernichtung der ausbeu-
tenden Klassen geben. Die 
Reformen, die sie uns als 
Brotkrumen hinwerfen, 
sind nutzlos und würden 
nur das Leben des Volkes 
weiter zerstören. Schrei-
ten wir vorwärts zu einer 
alternativen, neuen, de-
mokratischen Gesellschaft, 
und erklären wir, dass die-
se Reformen nur Teil der 
Verschwörung sind, die 
Einheit des Volkes zu bre-
chen, und dieses zurück-
schlagen! Kommt! 
Traut euch zu kämpfen 
und der endgültige Sieg 
gehört dem Volk!
• Entwickeln wir die PLGA 
zu einer Volksbefreiungs-
armee und die Guerilla-
Kriegsführung zu einer 
beweglichen Kriegsfüh-
rung mit dem Ziel Danda-
karanya und Bihar-Jhark-
hand in befreite Gebieten 
zu verwandeln!
• Verhindern wir den Ein-
satz der Armee der indi-
schen herrschenden Klas-
sen zur Auslöschung der 
maoistischen revolutionä-
ren Bewegung!
• Erteilen wir der indi-
schen Söldnerarmee, die 
die indischen werktätigen 
Massen beraubt, verfolgt 
und unterdrückt, eine Lek-
tion und intensivieren wir 
unseren glorreichen Volks-
krieg!
• Lang lebe die Kommunis-
tische Partei Indiens (Mao-
istisch), CPI (Maoist)!

Mit revolutionären Grü-
ßen,  Deoji

Zentrale Militärkommissi-
on der CPI (Maoist)
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Die Führung und alle Mit-
glieder der Kommunisti-
schen Partei der Philip-
pinen (CPP), die kommu-
nistischen Kämpfer/innen 
der Neuen Volksarmee 
(NPA) und alle revoluti-
onären Mitstreiter/innen 
grüßen das gesamte phil-
ippinische Volk zu Beginn 
des neuen Jahres 2012. 

Angesichts der Gnadenlo-
sigkeit des von den USA 
gestützten Aquino-Re-
gimes bei der Durchfüh-

rung seiner abgenutzten 
pro-imperialistischen und 
üblen Politik im Interes-
se der Großgrundbesit-
zer wird das kommende 
Jahr mit Sicherheit ge-
prägt sein von den sich 
verschlechternden wirt-
schaftlichen und Lebens-
bedingungen für das Volk. 
Der vollmundige „direkte 
Weg der Rechtschaffen-
heit“ ist ein direkter und 
schneller Weg lediglich 
für die großen Geschäfts-
leute, die ausländischen 

Kapitalisten und die bü-
rokratischen Kapitalisten 
in Aquinos Regierung. 
Für das Volk unterschei-
det sich Aquinos „Weg“ 
nicht vom ausgetretenen 
Pfad der früheren reak-
tionären Regime in den 
vergangenen 30 Jahren. 

Aquinos Gerede, wonach 
unser aller Leben sich 
jetzt in den kommen-
den Jahren zum Besseren 
wenden würde, ist rei-
ne Täuschung, weil er in 
Wirklichkeit überhaupt 

KP Philippinen:  
Neujahrsgrüße an das philippinische Volk für 2012 
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Jan Mydal 
„Roter Stern über Indien – 

Wenn die Verdammten dieser Erde 
sich erheben“ 
Zambon-Verlag Frankfurt/Main 2011, € 12.-
Vor genau 30Jahren schrieb Jan Myrdal sein erstes Buch 
über Indien, das 1986 mit einigen Jahren Verspätung in 
Deutschland unter dem Titel „Indien bricht auf“ erschien, 
just zur Buchmesse, die unter dem Titel „Indien“ lief. Un-
ter dem Wust an Indien-Büchern wurde sein Buch vom 
„Spiegel“ als das beste gelobt. Zu Recht, da es ein um-
fassendes Bild von Indiens Geschichte, Gesellschaft, Kultur 
und nicht zuletzt der Jahrhunderte dauernden britischen 
Herrschaft und der anschließenden Unabhängigkeit bot. 
Ein gesondertes Kapitel hatte Myrdal dem Befreiungs-
kampf der Naxaliten gewidmet, die er in den ‚befreiten‘ 
Gebieten aufgesucht hatte.
‚Roter Sternüber Indien‘ schließt praktisch an dieses Kapi-
tel an. Auch wenn man Jahrzehnte nichts oder so gut wie 
nichts von den Naxaliten gehört hat, heißt das nicht, dass 
es sie nicht gab Gewiss waren sie unter den harten Schlä-
gen der Regierung und durch eigene Fehler in die Defensi-
ve gedrängt worden, sogar vom Untergang bedroht, aber 
sie haben überlebt.
Nun wurden der renommierte indische Journalist Gautam 
Navlakha und Jan Myrdal von der Führung der Kommunis-
tischen Partei Indiens (Maoisten) eigeladen, um in einem eingehenden Exklusivinterview mehr über diesen 
Prozess des Überlebens und selbstkritischen Lernens zu erfahren. Immer noch geht es ums Überleben in 
einem epischen Kampf (von der Regierung zynischer weise ‚Green Hunt‘ = Grüne Jagd genannt) zwischen 
den unterernährten, schlecht ausgerüsteten, aber hoch motivierten indigenen Völkern, den Adivasis, und 
den Armen, den Dalits, und der modernst gerüsteten Armee und Polizei Indiens. Aber es gibt eine Chance in 
dem heutigen Indien, das zwar ein enormes Wirtschaftswachstum erlebt hat, aber innerlich derart korrupt 
und verrottet ist, das ein derart unmenschliche, brutale Politik gegen die eigenen Völker führt, dass an allen 
Ecken und Enden Aufstände lodern, Massendemonstrationen stattfi nden, gewaltloser Widerstand prakti-
ziert wird. Gelingt es der KPI (Maoist), diese tausendfachen widerstandsformen zusammenzuschließen, wäre 
ein Sieg im Volkskrieg und der Aufbau eines wirklich neuen Indien durchaus denkbar.
(Umschlagtext – Jan Myrdal: Roter Stern über Indien, Zambon Verlag €12.-)

Die Dokumente und Texte, die Jan Myrdal von seinem Besuch bei der KP Indien (Maoistisch) in Dandakaranya 
mitgebracht hat, fi nden sich auf www.redstaroverindia.se

Buchempfehlung 
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nichts an den vorhande-
nen Gesetzen und der 
vorhandenen Politik ver-
ändert hat. Welche Ver-
änderungen wird Aquino 
2012 bringen? Mehr Steu-
erlasten; höhere Preise für 
Kraftstoff, Medikamente, 
Transportgebühren, Bil-
dungswesen, gesundheit-
liche Dienstleistungen 
und andere Grundbedürf-
nisse; Senkungen bei den 
Reallöhnen für die Arbei-
ter/innen und die einfa-
chen Angestellten; wei-
tere Verwüstungen zur 
Durchsetzung von Vor-
haben der Freunde von 
Aquino unter den großen 
Geschäftsleuten; eine 
noch größere Auslands-
verschuldung; eine wei-
ter zunehmende Armut 
in den ländlichen Gegen-
den wegen Ausbleibens 
einer Bodenreform; wei-
tere ausländische Konzer-
ne beim Ausplündern der 
Natur und beim Abbau 
unserer einheimischen 
Rohstoffe. Die mit Aqui-
no befreundeten großen 
Geschäftsleute werden 
noch mehr Reichtümer 
anhäufen, und das philip-
pinische Volk wird immer 
tiefer in den Morast der 
Armut versinken. 
Dieses neue Jahr 2012 
lässt uns große Kämpfe 
vorhersehen, die wir in 
diesem neuen Jahr füh-
ren müssen. Vereinen wir 
die breiten Volksmassen 
gegen das von den USA 
gestützte Aquino-Regime 
und seine gegen das Volk 
gerichteten Aktivitäten! 
Vereinigen wir uns gegen 
die Pläne zur Verfassungs-
änderungen („Cha-Cha“ 
– charter change) des 
von den USA gestützten 
Aquino-Regimes zur No-
vellierung der reaktionä-

ren Verfassung von 1987! 
Dies ist eine der größten 
von Aquino entsprechend 
den Vorschriften seiner 
imperialistischen Hinter-
männer geplanten Maß-
nahmen. Das zielt darauf 
ab, die wirtschaftliche 
Souveränität und den 
Reichtum der Philippinen 
völlig auszuliefern. 
Treffen wir ebenso Vor-
bereitungen für größere 
Kämpfe gegen die Zerstö-
rungen (der Versorgung), 
die Massenentlassungen, 
die neuen Steuerlas-
ten, die Preissteigerun-
gen bei Elektrizität und 
Wasserversorgung, bei 
Brennstoffen und ande-
ren Waren! Die Arbeiter 
müssen für höhere Löhne 
kämpfen. Sie müssen für 
die Industrialisierung des 
Landes kämpfen. Vereini-
gen wir die bäuerlichen 
Massen im ganzen Land, 
um den Kampf für die Bo-
denreform zu verstärken. 
Die Minderheiten müssen 
sich mit dem übrigen Volk 
vereinen, um den Kampf 
gegen die räuberischen 
ausländischen Konzerne 
und die Agrarkonzerne 
zu verstärken. 
Entlarven und bekämpfen 
wir in diesem kommen-
den Jahr umfassend den 
bürokratischen Kapitalis-
mus unter dem von den 
USA gestützten Aquino-
Regime, vor allem in Be-
zug auf den Missbrauch 
der Staatsgewalt zur Be-
günstigung von Aquinos 
Freunden unter den gro-
ßen Geschäftsleuten und 
der ausländischen Kon-
zerngangster! Machen 
wir uns bereit für den 
Kampf gegen die ver-
stärkte militärische Inter-
vention der USA! Das Volk 
muss seinen Mut beim 

umfassenden Widerstand 
gegen den Einsatzplan 
„Bayanihan“ und die 
Brutalität der Streitkräfte 
der Philippinen in diesem 
Jahr und in den kommen-
den Jahren stählen. 
Die kommunistischen 
Kämpfer der NPA und 
alle NPA-Einheiten und 
unsere Genossen werden 
unermüdlich daran ar-
beiten, weitere Kraft zu 
schöpfen und ihre Fähig-
keiten zum Führen von 
immer mehr und immer 
größeren taktischen An-
griffen in diesem Jahr 
verstärken. Die NPA wird 
den Einheiten der Streit-
kräfte der Philippinen 
keine Ruhepause gönnen. 
Sie wird alle Möglichkei-
ten nutzen, den faschisti-
schen Truppen Schläge zu 
versetzen, um deren Miss-
handlungen und Massa-
ker am Volk zu stoppen. 
2012 wird die NPA in der 
Lage sein, mehr Waffen 
als je zuvor zu erbeuten, 
um eine noch größere 
Zahl von neuen Kämp-
fer/innen zu bewaffnen. 
Das von den USA gestütz-
te Aquino-Regime wird 
durch die größeren tak-
tischen Angriffe und die 
Schläge der NPA gegen 
Körper und Kopf der geg-
nerischen faschistischen 
Maschinerie ins Wanken 
geraten. 
Begrüßen wir das Neue 
Jahr mit erneuerter Ent-
schlossenheit, auf dem 
Weg des revolutionären 
Kampfes voranzuschrei-
ten! Stellen wir uns dar-
auf ein, die revolutionäre 
Volksbewegung auf bei-
spiellose Weise vorwärts 
zu bringen! Geben wir 
alles, um den Volkskrieg 
auf eine neue und höhe-
re Stufe zu heben! 
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Der gestern von den Streit-
kräften der Philippinen 
(AFP - Armed Forces of 
the Philippines) heraus-
gegebene Bericht, worin 
behauptet wird, dass die 
Kräfte der Neuen Volks-
armee (NPA New People’s 
Army) geschwächt wur-
den, ist reines Geschwätz. 
Der von den AFP durch-
geführte Unterdrückungs-
krieg unter dem Namen 
Operationsplan Bayani-
han des Aquino-Regimes 
ist ein völliger Fehlschlag 
in Bezug auf das Ziel, die 
NPA zu schwächen. Bei der 
Umsetzung des Feldzugs 
Oplan Bayanihan ist es den 
AFP nur gelungen, weitere 
Menschenrechtsverletzun-
gen und Verletzungen des 
internationalen humanitä-
ren Rechts zu begehen und 
im Namen von „Frieden 
und Entwicklung“ ein Ter-
rorregime in den Gemein-
den zu errichten.
Der Fehlschlag des Oplan 
Bayanihan wird dadurch 
unterstrichen, dass die Zahl 
der Roten Kämpfer/innen 
und die Feuerkraft der NPA 
um 15-20% zugenommen 
hat, wenn wir die Berichte 
der NPA-Kommandostellen 
und Leitungskomitees der 
KP Philippinen in Cagayan 
Valley, Ilocos-Cordillera, 
Eastern Visayas, Panay und 
Mindanao als Grundlage 
hernehmen.
In Mindanao hat die Zahl 
der taktischen Offensiven 
der NPA im letzten Jahr um 
40% auf 350 zugenommen. 
Die Einheiten und Kom-
mandos der NPA in Mind-
anao und in anderen Re-
gionen sind zunehmend in 
der Lage mehr koordinier-
te taktische Offensiven auf 
frontübergreifender und 
regionaler Ebene durch-
zuführen. In vielen Regi-
onen kann die NPA jetzt 
gleichzeitige oder koordi-
nierte taktische Offensiven 
durchführen und zwingt so 
die AFP und die Kräfte des 

Staates sich auszudehnen 
und damit zu verdünnen, 
was sie verwundbarer für 
weitere Angriffe macht. 
Das wurde kürzlich durch 
die koordinierten Offen-
siven am 18. Jänner in Bu-
kidnon bewiesen, die zu 
22 Verlusten des Feindes 
führten. 
Auch in der Mitgliedschaft 
der revolutionären Mas-
senorganisationen hat es 
einen 15-20 prozentigen 
Zuwachs gegeben. Die 
Einrichtungen der Volksre-
gierung werden jetzt auch 
auf höherer Ebene als auf 
Stadtvierteln (Barrios) ge-
bildet. Da  das Volk sowohl 
in den Städten als auch am 
Land den antiimperialisti-
schen, antifeudalen, anti-
faschistischen und demo-
kratischen Massenkampf 
verstärkt, kann auch die 
Organisationsstärke des 
Volkes ausgedehnt und ge-
stärkt werden.
Es gibt heftige Massen-
kämpfe gegen das Eindrin-
gen von Bergbau-Unter-
nehmen, Landraub durch 
große Plantagen und gro-
ße Kompradoren-Unter-
nehmen, Ölpreiserhöhun-
gen, Budgetkürzungen bei 
Sozialversorgung und ge-
gen faschistische Militäro-
perationen im Rahmen des 
Oplan Bayanihan. Das Volk 
erhebt sich zu politischen 
Aktionen. Im Cagayan Val-
ley hat die Zahl der Mas-
senaktivist/innen um 75% 
zugenommen. Innerhalb 
von nur drei Monaten sind 
mindestens 500 Menschen 
in Leyte den Massenorga-
nisationen der Bäuer/in-
nen, Jugend, Frauen und 
Kulturschaffenden beige-
treten.
Es gibt Zehntausende mög-
liche Rote Kämpfer/innen, 
die in der Volksarmee die-
nen können, entweder in 
den regulären Einheiten 
oder in der Volksmiliz. Es 
gibt einen ständigen Zu-
wachs bei den bewaffne-

ten Volksmilizen und den 
Selbstverteidigungstrup-
pen des Volkes, die an die 
NPA angeschlossen sind 
und die Stärke der Volks-
armee vergrößern. Diese 
bewaffneten Einheiten 
auf Gemeindeebene kön-
nen taktische Offensiven 
starten und defensive Ak-
tionen gegen den Feind 
und seine brutalen Militä-
roperationen durchführen. 
Durch die weitere Ausdeh-
nung und Verstärkung der 
Schlagkraft der bewaffne-
ten Volksmilizen kann die 
bewaffnete Revolution in 
den kommenden Jahren 
tausende große und klei-
ne taktische Offenviven 
durchführen.
Der Kern aller dieser Or-
ganisationen besteht aus 
Kadern und Mitgliedern 
der Kommunistischen Par-
tei der Philippinen (CPP). 
Die Mitgliederzahl der CPP 
wächst weiter und hat sich 
im letzten Jahr in Minda-
nao und anderswo um zir-
ka 30% erhöht.
Die Kommunistische Par-
tei der Philippinen, die 
Neue Volksarmee und die 
gesamte revolutionäre Be-
wegung sind in den letzten 
zwei Jahren ständig weiter 
erstarkt. Das zunehmen-
de Wachstum der CPP und 
aller revolutionären Kräf-
te versetzt sie in die Lage, 
einen qualitativen Sprung 
in ihrer Stärke zu machen 
und in den kommenden 
Jahren beispiellose Siege 
zu erzielen.
Das philippinische Volk 
ist mehr als je entschlos-
sen seinen revolutionären 
Kampf vorwärts zu treiben, 
denn die zunehmende 
Härte des Aquino-Regimes 
stählt die Bereitschaft des 
Volkes, dem unterdrückeri-
schen und ausbeuterischen 
System ein Ende zu setzen 
und ein wirklich demokra-
tisches, gerechtes und fort-
schrittliches Gesellschafts-
system aufzubauen. 

KP Philippinen: Neue Volksarmee und revolutionäre Kräfte 
werden ständig stärker und bereiten sich auf einen großen 
Sprung in den kommenden Jahren vor
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Das Efren Martires Kom-
mando der NPA in den 
Ost-Visayas bezeichnet 
das Geschwätz des Ober-
kommandierenden der 8. 
Infanteriedivision, Gene-
ral Mario Chan, von einer 
„aufstandsfreien“ Region 
als fernab aller Realitäten, 
weil die NPA von den Tat-
sachen her derzeit Hun-
derte neue Unterstützer 
trotz der Offensiven der 
Söldnerstreitkräfte mit de-
ren Einsatzplan Bayanihan 
gewinnt. „Hohle Presse-
mitteilungen gewinnen 
keinen Krieg. Entscheidend 
ist die Unterstützung durch 
die Volksmassen“, so Ge-
nosse „Ka Karlos“ Manuel, 
Sprecher des Efren Martires 
Kommandos der NPA. „Al-
lein in Leyte, welches von 
der 8. Infanteriedivision 
zur „aufstandsfreien“ Zone 
im Dezember 2011 verklärt 
wurde, organisierte die 
NPA mindestens 500 neue 
revolutionäre aktive Kämp-
fer unter den Bauern, Frau-
en und Jugendlichen bin-
nen drei Monaten, auch als 
der Einsatzplan Bayanihan 
voll entfaltet wurde. Die 
NPA war auch imstande, 
mehr Siedlungen als jemals 
zuvor zu erreichen. Die re-
volutionären Massenorga-
nisationen der Bauern, der 
Frauen und der Jugendli-
chen bilden die Massen-
basis der demokratischen 
Volksregierung. Sie unter-
stützen den bewaffneten 
Kampf. Aus ihren Reihen 
werden die besten Söhne 
und Töchter des Volkes für 
die NPA rekrutiert. 
„Die 8. Infanteriedivision 
mag bei einigen Beamten 
vor Ort auf Unterstützung 
stoßen. Aber ihre Truppen 
konnten das Volk nicht 
beeindrucken. Söldner or-
ganisierten sogar Volks-
feste mit Spanferkeln und 
Basketball-Turnieren, nur 

um Zulauf für ihre Ver-
anstaltungen in einigen 
Ortschaften in Leyte zu 
erreichen. Demgegenüber 
vertraut das Efren Martires 
Kommando auf die Zer-
schlagung des Einsatzplans 
Bayanihan und auf den 
Zugewinn an Kraft auf der 
Insel Samar, wo die revolu-
tionäre Bewegung im Volk 
weitaus länger verwurzelt 
ist als auf der Insel Leyte.“ 
Manuel bezichtigte Gene-
ral Chan der Tatsachenfäl-
schung, weil er es so dar-
stellt, als würde die NPA 
ein Terrorregime in der 
Ortschaft Matuguinao in 
West-Samar errichten. „Die 
NPA beachtet und wahrt die 
Menschenrechte und hält 
sich an das internationale 
humanitäre Recht. Sie gibt 
dem Leben von Zivilperso-
nen die höchste Priorität. 
Die NPA hat nichts mit der 
Aussetzung des Unterrichts 
in den fünf Grundschulen 
in Matuguinao sowie den 
Drohungen gegen Beamte 
vor Ort zu tun. „Anderer-
seits zeigt die Umsetzung 
des Einsatzplans Bayani-
han das fortgesetzte Klima 
der Strafl osigkeit für be-
gangene Verletzungen der 
Menschenrechte und des 
internationalen humanitä-
ren Rechts unter dem Aqui-
no-Regime. Zum Beispiel 
halten sich die Truppen-
angehörigen der 8. Infan-
teriedivision routinemäßig 
innerhalb ziviler Ortschaf-
ten auf. Sie kampieren in 
zivilen Häusern wie Schu-
len, Krankenstationen und 
Bürgermeistereien. Bemer-
kenswert ist auch, dass die 
8. Infanteriedivision ge-
genwärtig ein ganzes Ba-
taillon, das 14. Infanterie-
bataillon, in Matuguinao 
stationiert. Matuguinao ist 
ein kleiner Ort mit gerade 
mal 5000 Einwohnern. Wer 
steht da bitte als derjenige 

dar, der dort durch eine 
militärische Übermacht das 
Volk in Angst und Schre-
cken versetzt?“ 
Des weiteren machte sich 
der Sprecher des Efren Mar-
tires Kommandos der NPA 
über Oberstleutnant Nice-
foro Diaz, den militärischen 
Einsatzleiter der 8. Infante-
riedivision, lustig, welcher 
den Angriff der NPA vom 
20. Dezember 2011 in Las 
Navas im Norden der Insel 
Samar geißelte. „Die NPA 
ist Oberstleutnant Diaz 
dankbar, dass er seinen 
Mund aufgemacht hat und 
alle Zweifel darüber besei-
tigt hat, dass er ein Vollidi-
ot ist. Halten wir einfach 
mal die Tatsachen fest: Das 
Aquino-Regime erklärte ei-
nen einseitigen Waffenstill-
stand vom 16. Dezember 
bis 2. Januar. Dies wurde 
von der NPA durch unsere 
Erklärung eines einseitigen 
Waffenstillstands vom 24.-
26. Dezember sowie vom 
31. Dezember bis 2. Januar 
erwidert. Aber Truppen-
verbände des 34. Infante-
riebataillons waren am 20. 
Dezember noch in militä-
rischen Einsätzen. Nur da-
her konnte die NPA ihnen 
den Hinterhalt legen, kurz 
bevor der Waffenstillstand 
der NPA beginnen sollte. 
Die Truppenverbände des 
34. Infanteriebataillons 
verletzten folglich die Waf-
fenstillstandserklärung der 
Regierung Aquino. Dem-
gegenüber war der Angriff 
der NPA vollauf gerechtfer-
tigt. Dies nicht nur, weil zu 
jenem Zeitpunkt gar kein 
Waffenstillstand seitens 
der NPA bestand. Sondern 
mehr noch als Abstrafung 
der Truppenverbände der 
Regierung Aquino, welche 
ihr eigenes Wort nicht ein-
hielten.

Philippinen: Während die 8. Infanteriedivision der Söldner 
von „aufstandsfreien“ Gebieten träumt ... gewinnt die NPA 

Ost-Visayas hunderte neue Unterstützer/innen 
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Der heurige WKR-Ball der 
Burschenschafter des Wiener 
Korporations rings stellt eine 
besondere Provokation dar: 
Nicht nur rotten sich Rechts-
extreme und offene Faschisten 
50 Jahre nach der Wannsee-
Konferenz genau am Tag der 
Befreiung des Vernichtungsla-
gers Ausschwitz am 27.1.45 zu 
einer großangelegten Feier ih-
rer mörderischen rassistischen 
Tradition zusammen, ohne dass 
diese Wieder betä tigung sofort 
verboten wird. Die bürgerlich-
demokratische Republik stellt 
diesen Provokatören auch noch 
eines ihrer wichtigsten Amtsge-
bäude, die Hof burg, in auch der 
Bundespräsident seinen Sitz hat, 
für ihre Fei er lichkeiten zur Ver-
fügung. Zu Recht sind darüber 
viele ehrliche Demo kra t/in nen 
und Anti fa schist/innen äußerst 
empört.
Aber leider ist diese antifaschis-
tische Empörung meist geprägt 
von großer poli ti scher Naivität 
und einem blinden Vertrauen 
in die bürgerliche Demo kratie 
und die bürgerlich-parlamenta-
rischen Gremien in Österreich 
und Wien.
Tatsächlich gibt es auch in der 
herrschenden Klasse Widersprü-
che über die zweck mäßigste 
Regierungsform zur Niederhal-
tung der Arbeiter/innen und 
Volks massen, auch hinsichtlich 
der Vergangenheit. Aber die 
führenden Krei se der Ka pi-
talistenklasse und ihre politi-
schen Vertreter würden heute 
nie so weit gehen, offen und 
mit allen rechtlichen Mitteln der 
bürgerlich-anti faschistischen Ge-
setzgebung (z.B. NS-Verbots-
gesetz) gegen die Tradi tions-
verbände des Nazi-Regi mes 
vorzugehen. Ihre völkermörde-
rische Ge sinnung wird als „Mei-
nung“ toleriert. Dem halten 
ehrliche Antifaschist/innen ent-
gegen: 
Faschismus ist keine Meinung 
sondern ein Verbrechen!

Bestimmte Teile der österreichi-
schen Kapitalistenklasse schätz-
ten es nach wie vor als sinn voll 
und nützlich ein, keinen Schluss-
strich zu ziehen, und die traditio-
nelle Nazi-Propaganda weiter 
zu fi nanzieren. Sie sind nicht 
davon über zeugt, was die neo -
faschistischen Bewegungen im 
modernen Gewand heut zutage 
auf die Beine brin  gen, und set-
zen auf das, was sich schon in 
den 1930er Jahren in Deutsch-
land und Österreich im Kampf 
zur Nieder schlagung der klas-
senkämpferischen Arbei ter/in -
nenbewegung bewährt hat.
Zur Aufrechterhaltung ihrer Aus-
beuterordnung und zur Steige-
rung ihrer Maxi mal profi te hält 
die Monopolbourgeoisie im-
mer verschiedene Mittel bereit 
- eines davon ist der Faschismus,  
die offen terroristische Herrs-
chaftsform des Mono pol kapi tals 
über die Arbeiter/innenklasse. 
Aus diesem Grund dürfen sich 
auch Fa schisten und Hitler-Ver-
ehrer in der Hofburg treffen 
und werden dabei von der Po-
lizei vor protestierenden Antifa-
schist/innen massiv geschützt. 
Wiener Polizisten schützen die 
Faschisten!
Wir Revolutionären Kommunist/
innen schätzen die Situation in 
Österreich so ein, dass keine 
relevanten Teile der herrschen-
den Klasse in nächster Zeit zu 
diesem Mittel greifen wollen, 
weil der Faschismus zwar eine 
äußerst brutale zugleich aber 
instabile Herrschaftsform ist 
und die heutige bürger lich-par-
lamentarische Form der Unter-
drückung im gefestigten Rah-
men des imperialistischen EU-
Pro jekt auch die nächsten Jah-
re bevorzugt wird. Deswegen 
führen auch jene politischen 
Organisationen die antifaschisti-
sche Mas senbewegung in die 
Irre, die heute als praktische 
Hauptaufgabe im politi schen 
Klas senkampf die Verteidigung 
der bür ger lichen Demokra tie 

„gegen den Fa schis mus“ oder 
„gegen die FPÖ“ auf ihre Fah-
nen schrei ben – im schlimmsten 
Fall so gar mit der SPÖ gegen die 
ÖVP und FPÖ, also mit der Mehr-
heit der Aus beu ter regierung 
gegen die „rechten und rechts -
extremen Kräfte“.
Wir müssen gegen die Faschis-
ten käm pfe risch auftreten, 
wenn sie sich in der Öf  fent-
lichkeit zeigen, weil sie die bru-
tals te Art der Unterdrückung 
der Arbei ter/in nenklasse und 
Volksmassen reprä sen tieren. 
Aber wir sollten das nicht oh-
ne Be rücksichtigung der wirk-
lichen ak tu ellen Verhältnisse in 
Ös ter reich und der EU tun. Die 
massenhaften Depor ta tio nen 
von Migrant/innen, ihre Behand-
lung mit rassis ti schen Sonderge-
setzen, die Benachteiligung in 
Schulen, am Ar beitsplatz und im 
öffentlichen Raum usw. werden 
nicht vor allem von Fa schis ten 
organisiert, sondern von den 
demo  kra tischen Beamten im 
Auftrag der SPÖVP-Regierung 
und des dahinter ste hen  den 
und fi nanzierenden Monopolka-
pitals.
Hinter den Faschisten steht das 
Kapital! Der Kampf um Befrei-
ung ist internatio nal!
Der Kampf gegen die besonders 
reaktionären und aggressiven 
Elemente des Un terdrücker- 
und Ausbeuterregimes in Öster-
reich muss verbunden werden 
mit dem Kampf gegen die ka-
pitalistische Ausbeuterordnung 
selbst, mit dem Kampf für den 
Sturz der Kapitalistenklasse in 
einer proletarischen Revolution, 
mit dem Kampf für eine sozia-
listische Gesellschaft unter der 
unumschränkten Herrschaft der 
Arbeiter/innenklasse.
Tod dem Faschismus, Kampf 
dem Kapital – für den Kommu-
nismus international!

27.1.2012

Hinter den Faschisten steht das Kapital!
Den Kampf gegen Faschismus als Angriff auf die Kapitalherrschaft führen!
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Editorial

Diese Nummer berichtet über verschiede-
ne Klassenkämpfe am Ende des letzten 
Jahres, die sich im Jänner fortsetzten: In 
den neokolonialen Ländern des arabischen 
Raums geht der Kampf der Arbeiter/innen 
und Volksmassen weiter (vgl. dazu unse-
ren ausführlichen Artikel mit einer ersten 
Einschätzung). In Indien und Philippinen 
verteidigen die Volksstreitkräfte (PLGA 
und NPA) erfolgreich die Roten Zonen der 
Volksmacht und versetzen den bürgerli-
chen Streitkräften schwere Schläge (vgl. 
die Beiträge am Ende dieser Nummer). In 
der EU gab es z.B. in Ungarn und Rumänien 
am Jahresbeginn große, zum Teil äußerst 
militante Demos gegen Lohn- und Sozial-
kürzungen und den Abbau von demokra-
tischen und Arbeiter/innenrechten. Mehre-
re Flugblätter der IA*RKP beleuchten die 
imperialistische Rolle des österreichischen 
Militärs im Kosovo, greifen politisch in 
den Kampf des medizinischen Personals 
am AKH ein, entlarven die SP-Demago-
gie um die Vermögenssteuer und greifen 
anlässlich des WKR-Balls die berechtigte 
Empörung gegen staatlich geförderte fa-
schistische Umtriebe auf, um die Verbin-
dung zum Kampf gegen den Kapitalismus 
aufzuzeigen. Am Beginn dieser Nummer 
drucken wir den Aufruf der IA*RKP zum 
neuen Jahr nach, der insbesondere Fragen 
der Entwicklung des Klassenkampfs in Ös-
terreich behandelt.

Wir freuen uns über kritische Rückmeldun-
gen, Abobestellungen, Abobezahlungen 
...

Mit kämpferischen Grüßen, 
Kollektiv Proletarische Revolution

Neujahrserklärung der IA*RKP 2012

Der „arabische Frühling“ 2011 
und die Lage zu Beginn 2012

Teil 1: Ein Jahr später: Bestandsaufnahme 
des „Arabischen Frühlings“ 

Teil 2: Jüngste Entwicklungen an 
Brennpunkten der „arabischen Revolution“

Krieg und Kriegsgefahr

Ein neuer Brandherd im Östlichen 
Mittelmeer
 
Die 2. Bonner Afghanistan-Konferenz 

Flugblätter zur Lage in Österreich

Österreichische Besatzungstruppen raus aus 
dem Kosovo (Flugblatt)

Statt Lug und Trug um die Vermögenssteuer 
Abschaffung aller indirekten Steuern!

Weg mit der kapitalistischen Klassen-
Medizin

Solidarität mit dem Volkskrieg 
in Indien!

Flugblatt zur internationalen 
Solidaritätswoche

Verstärken wir den Volkskrieg ...
Aufruf der Zentralen Militärkommission der 

Buchempfehlung Jan Myrdal: 
Roter Stern über Indien

Philippinen

KP der Philippinen:  Neujahrsgrüße an das 
philippinische Volk für 2012 

Neue Volksarmee und revolutionären Kräfte 
werden ständig stärker 

Während die 8. Infanteriedivision der 
Söldner von „aufstandsfreien“ Gebieten 
träumt ... 

Hinter den Faschisten steht das 
Kapital!

Flugblatt zum WKR-Ball
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Honour to comrade
Kishenji!

Published by:
International Committee to Support People’s War in India
csgpindia@gmail.com

Collection of calls, declarations and articles issued by
Indian Maoists and communist, revolutionary and
progressive parties, groups and inviduals in the world
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Die Proletarische Revolution liegt in folgenden 
Buchhandlungen / Vereinslokalen auf  
(und ist dort auch käufl ich zu erwerben):

- Buchhandlung Frick, 1010 Wien, Schulerstrauchhandlung Frick, 1010 Wien, Schulerstrauchhandlung ße 1-3
- Buchhandlung Winter, 1010 Wien, Rathausstraße 18
- Buchhandlung des ÖGB, 1010 Wien,
  Rathausstraße 21/Ecke Universitätsstraße
- Literaturcafe Buchhandlung Lhotsky, 1020 Wien,
  Rotensterngasse 4/Ecke Taborstraße
- Marxer Lesestube, 1030 Wien, Marxergasse 18
- Buchhandlung Alex, 4020 Linz, Hauptplatz 21
- Buchhandlung Hacek, 9020 Klagenfurt, Paulitschgasse 5-7
- Rotes Antiquariat, Rungestraße 20, D-10179 Berlin
- Buchladen Georgi Dimitroff, Speyerer Straße 23, 
  D-60327 Frankfurt/Main
- M 99, Manteuffelstraße 99, D-10997 Berlin

Kollektiv    Proletarische Revolution

Für neue Leser/innen:

Die „Proletarische Revolution“ erscheint seit 
2001 (damals „Proletarische Rundschau“). 
Sie will mit revolutionär-kommunistischen 
Positionen in aktuelle Kämpfe und in da-
mit verbundene praktische und theoretische  
Auseinander setzungen eingreifen. So setzt 
sie die Tradition der von den Marxisten-Leni-
nisten Österreichs 1963 gegründeten „Rote 
Fahne“ und der 1972 bis 1980 erschienen 
österreichischen (Wochen-) Zeitung „Klas-
senkampf“ fort. Das Kollektiv Proletarische 
Revolution stellt sich die Aufgabe, durch die 
Verbindung der Erfahrungen und Lehren von 
nahezu 200 Jah ren revolutionärer, interna-
tionaler Arbeiter/innen-Bewegung mit dem 
aktuellen Klassenkampf in Österreich und 
weltweit einen Beitrag zu leisten zur Bewusst-
machung und Revolutio nierung der Arbeiter/
innenklasse im heutigen Österreich.
Die „Proletarische Revolution“ kämpft in 
der Tradition der internationalen revolutio-
när-kommunistischen Bewegung. Diese  hat 

sich vor einem halben Jahr hundert intensiv mit den 
Fehlern der Kommunistischen Partei der Sowjetunion 
auseinandergesetzt und ab Anfang der 1960er Jah-
re einen scharfen Kampf gegen die Wegbereiter des 
bürokrati schen Staatskapitalismus in der Sowjetunion 
geführt. Die theoretische und praktische Verteidigung 
einer marxistisch-leninistische Generallinie für die 
Weltrevolution hat damals zur Gründung neuer, re-
volutionär-kommunistischer Zeitungen und Parteien 
geführt, die sich an der chinesischen Kulturrevolution 
unter Mao Zedong orientierten. Das Kollektiv Proleta-
rische Revolution geht davon aus, dass ohne positive 
Berücksichtigung der theoretischen und praktischen 
Leistungen der chinesischen Kulturrevolution die The-
orie und Praxis der revolutionären kommunistischen 
Bewegung nicht ent sprechend den aktuellen Anfor-
derungen des revolutionären Klassenkampfs weiter-
entwickelt werden können. 
Die „Proletarische Revolution“ bringt in 4 bis 6 
Ausgaben jährlich sowohl agitatorische und pro pa-
gandistische Aufrufe, Stellungnahmen und Redebei-
träge zu aktuellen Kämpfen als auch wissen schaftliche 
Untersuchungen, Analysen und Thesen von öster-
reichischen und international relevanten Parteien und 
Organisationen der revolutionären kommunistischen 
Weltbewegung. 
Die „Proletarische Revolution“ ist unabhängig von 
Staat und Kapital und fi nanziert sich aus schließ lich aus 
Spenden, Abo-Einnahmen und anderen freiwilligen 
Beiträgen. Abo-Bedingungen siehe Umschlag hinten!

Die „Proletarischen Revolution“ kann als pdf-Datei im 
Netz unter <prolrevol.wordpress.com> heruntergela-
den werden.
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Zeebrugge, Belgien
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„Der Imperialismus und alle Reaktionäre sind Papiertiger“

- Auch der chinesische!

China - 

ein imperialistisches Land 
auf dem Weg

zu einer globalen Hegemonialmacht

Im Abo 

kostet die PR für 
1 Jahr 
(4-6 Ausgaben + ex-
tra Aussendungen)

Inland: 20,- (Sozi-
alabo: 15,-) 
Ausland: 30,- Euro




